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nisatorischen Merkmale der Hochschulen mit dem Frau-
enanteil in der Leitung korrelieren”. Die Untersuchung
stützt sich auf eine breite quantitative Basis mit weit
über 300 Hochschulen, sodass fast von einer Vollerhe-
bung ausgegangen – Repräsentativität jedenfalls ohne
weiteres beansprucht werden kann. Indem die genann-
ten Zusammenhänge aufgeklärt werden, wird neues
Steuerungswissen für die Gleichstellung und Erhöhung
der Vielfalt in Hochschulleitungen geschaffen.

Seit sich die Hochschulen eigene Grundordnungen
geben (seit Ende der 1960er Jahre), standen Ziele der
Hochschule meist in den Präambeln dieser Ordnungen.
Größere Beachtung – geschweige Wirkungen – fanden
sie dort nicht. Je mehr Hochschulen allerdings in Wett-
bewerb zueinander gerieten, sich als (z.B. durch Zustif-
tungen) unterstützenswerte kulturelle Einrichtung profi-
lieren und ins öffentliche Bewusstsein eindringen woll-
ten, desto offensiver und öffentlicher wurden Ziele in
der Form von Leitbildern entwickelt und sowohl als in-
tegratives Element nach innen, als auch als spezifische
Eigenschaft nach außen propagiert. Anna Füssinger hat
die Situation flächendeckend an bayerischen Hochschu-
len (Universitäten und Hochschulen für angewandte
Wissenschaften) untersucht. In ihrem Beitrag Leitbilder
an bayerischen Hochschulen diskutiert sie deren Inhalte,
Wirkungen und strategischen Einsatzmöglichkeiten.
Daraus lassen sich zahlreiche Bezüge zu eigenen Hoch-
schulen ableiten.

Hochschulen sind Organisationen, die externen und in-
ternen Risiken unterliegen. Externe Risiken liegen in
nicht beeinflussbaren Ereignissen und Entwicklungen,
wie Entscheidungen durch politische Institutionen, Än-
derungen der Rechtslage oder entstehen aus dem Wis-
senschaftswettbewerb. Sie können auch aus Kunden
und Lieferantenbeziehungen entstehen. Als potentieller
Ausgangspunkt interner Risiken sind Entscheidungen
und Handlungen der Hochschule selbst einzuschätzen.
Die Risiken zu erkennen, in ihren Dimensionen einzu-
schätzen und Meidungsstrategien zu entwickeln, ist nur
in einem relativ aufwändigen Prozess zu erreichen. Die
explizite Verpflichtung dazu ist für Hochschulen relativ
neu. Daher könnte der Beitrag von Torsten Gonscharek,
Peter Kögler & Mario Stübner: Konzeption und Imple-
mentierung eines Risikomanagementsystems für Hoch-
schulen am Beispiel der HTW Dresden anderen Hoch-
schulen in diesem Prozess weiter helfen.

HM 1+2/2015

In der Geschichte der Hochschulen gab es fast von Be-
ginn an Verfahren der internen und externen Qualitäts-
kontrolle. Sie haben unterschiedlichste Formen ange-
nommen – je nach Stärke, Autonomie und Initiative der
Hochschulmitglieder. Kontrolle war mal intern, mal auf-
sichtlich extern initiiert. Seit in der Neuzeit im Rahmen
des New Public Management Wettbewerb und Markt-
mechanismen verstärkt auf Hochschulen übertragen
worden sind, hat die Entwicklung eine ganze Qualitäts -
industrie mit ambivalenten Folgen hervorgebracht. Paul
Reinbacher wirft in seinem Artikel Grundsätze ord-
nungsmäßiger Organisation: Qualitätsmanagement als
Schaf im Wolfspelz? einen aufmerksamen Blick auf die
alltägliche Qualitätsrhetorik, in der intendierte und
nicht-intendierte Implikationen kaum Beachtung finden.
Dann folgt eine scharfsinnige Analyse der darin verbor-
genen Ursachen und Wirkungen. Der Beitrag trägt we-
sentlich zur Sensibilisierung, Analyse- und Urteilsfähig-
keit in diesem Themenfeld bei. 
Dem Autor geht es darum, die Ambivalenz zu zeigen, in
der Qualitätsmanagement sich einerseits an Stakeholder,
Abnehmer von Absolvent/innen und (potentielle) Stu-
dierende nach außen wendet, aber gleichzeitig ein Kon-
trollinstrument hierarchischer Administration der Hoch-
schulen nach innen bildet. Qualitätsmanagement wird
dabei „bestimmt [...] als produktive Entfaltung jener Pa-
radoxie, die aus dem ‘re-entry’ der sozialen Koordina -
tionsmechanismen ‘Markt’ und ‘Hierarchie’ entsteht.”
Dies wird illustriert durch einen Fall österreichischer Bil-
dungsreform.

Die Evaluation der Lehrveranstaltungen durch Studie-
rende ist allzu häufig von Datensammlung gekenn-
zeichnet, die für die Studierenden (insbesondere nach
deren Wahrnehmung) folgenlos bleibt. In dem Artikel
von Thomas Lenzhofer & Markus Zwyssig: Qualitäts -
management mittels Evaluation der Lehrveranstaltun-
gen durch Studierende werden interessante Fragestel-
lungen verfolgt, welche die Zeitschrift „Hochschulma-
nagement“ gerne veröffentlicht. In dem zugrunde lie-
genden Projekt wird eine multiperspektivische Über-
prüfung von Lehrveranstaltungen konzipiert. Zwei Wir-
kungen sind intendiert: Eine Sicherung der Qualität
sowie eine Weiterentwicklung des Curriculums. Dabei
ist zu zeigen, dass Veranstaltungsevaluationen unter
bestimmten Umständen dazu führen können, dass Stu-
dierende eine Verbesserung der Lehre bzw. der Lehr-
veranstaltungen wahrnehmen. Zwar sind direkte Kau-
salitäten nicht präzise nachzuweisen, aber eine hohe
Plausibilität wird erreicht, dass die wahrgenommenen
Verbesserungen in direktem Zusammenhang mit den
durch die Evaluation ausgelösten Verbesserungsmaß-
nahmen stehen.

Die Autorinnen Heinke Röbken & Anne Mertens haben
die Weibliche Präsenz in Hochschulleitungen unter-
sucht. Zwar liegt das Thema im Umkreis der Diskriminie-
rung bzw. von Chancen für Frauen, in Führungspositio-
nen zu kommen, aber im Zentrum stehen Fragen da-
nach, „in welchen Hochschulen besonders viele Frauen
in Hochschulleitungen vertreten sind, welche biografi-
schen Hintergründe diese mitbringen und welche orga-
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nenten erhalten zusätzliche Vollmachten und über ihre
Stäbe zusätzliche Informations- und Aktionsmacht. 
Das Amt des Rektors und Dekans, während der Ordina-
rien- und sogar der Gruppenuniversität als primus inter
pares noch weitgehend von Repräsentativ-, allenfalls
Koordinationsaufgaben geprägt, wird zum Präsidenten
und einem Dekan, der zum US-amerikanischen „Dean”
tendiert mit erweiterten Weisungsbefugnissen. Als er-
stes werden die Amtszeiten verlängert und sind kaum
noch mit einer Tätigkeit in Forschung und Lehre verein-
bar. Hier werden externe Muster implantiert – mit allen
Problemen solcher Übertragungen. Dieser verbreiteten,
hier nur skizzierten Entwicklung gegenüber gibt es auch
andere Lösungsmuster. 
Josef Oberneder & Paul Reinbacher stellen eine solche
Alternative vor. In ihrem Beitrag Der lange Weg von der
Fremd- zur Selbststeuerung: Transformationsschritte an
der Pädagogischen Hochschule Oberösterreich zeigen
sie, wie das Problem steigender Komplexität ihrer kor -
res pondierenden Umgebung auch ganz anders in und
von einer Organisation gelöst werden kann.

Berufungen stellen die zentrale Strategie dar, mit der
Hochschulen ihre Entwicklung steuern können. Sie sind
noch folgenreicher als die materielle Ausstattung. Vo -
raussetzung sind klare Ziele und Verfahren der Personal-
auswahl, die möglichst geringe Fehlentscheidungen pro-
duzieren. Die Listen der Vor- und Nachteile traditionel-
ler Berufungsverfahren sind lang, Fehlberufungen unter-
laufen allzu häufig. Da das Problem die Personalauswahl
in allen gesellschaftlichen Feldern betrifft, lohnt es sich,
auch dort nach Alternativen Ausschau zu halten, wenn
auch in den Hochschulen und bei ihren Trägern, den
Ländern, die Tendenz stark ist, bei den traditionellen
Formen zu bleiben. Wolff-Dietrich Webler hat sich des
Tabuthemas Headhunting in Berufungsverfahren ange-
nommen. Besonders erfolgreiche Fachbereiche und
ganze Hochschulen verfolgen dieses Verfahren offen
oder verdeckt. Die Grundlagen, einige Ergebnisse und
auch hier die Vor- und Nachteile werden gesichtet.

W.W.

Hochschulen waren wegen ihrer Ausbildungsaufgaben
in der akademischen (und der beruflichen) Bildung
immer eine Mischung aus mehreren Generationen. Wie
sie miteinander umgingen und auskamen, war ihnen je-
weils individuell überlassen. Insbesondere im Bereich
von Verwaltung und Technik werden künftig (auch
wegen der demografischen Entwicklung) ältere Arbeit-
nehmer eingestellt, sodass sich die Frage quantitativ neu
stellt und an Gewicht gewinnt. In der vorliegenden Stu-
die von Fabian Heuel, Ilona Matheis & Solveig Rand-
hahn: Hochschulen generationssensibel gestalten – Eine
explorative Fallstudie. Handlungsansätze für die Organi-
sationsentwicklung an Hochschulen zum Umgang mit
generationsbedingten Herausforderungen ging es a)
darum, auf das Thema der Generationssensibilität auf-
merksam zu machen und b) in einer ersten Pilotstudie
methodisch zu klären, wie in einer größeren, evtl. nach-
folgenden Untersuchung vorgegangen werden könnte.
Natürlich haben c) auch die in einer Exploration gewon-
nenen Antworten und Schlussfolgerungen Anre-
gungscharakter für andere Hochschulen. Daher könnten
die Leser/innen der Zeitschrift „Hochschulmanagement“
aus ihrer eigenen Feldkenntnis heraus schon jetzt ein-
schätzen, inwieweit die hier auf einer Plausibilitätsbasis
formulierten Handlungsempfehlungen auch auf die eige-
ne Hochschule angewandt werden könnten.

Hochschulen sehen sich immer mehr Erwartungen und
förmlichen Aufgaben aus Gesellschaft, Wirtschaft und
Staat gegenüber, auf die sie reagieren müssen. Diese Er-
wartungen sorgen für steigende Komplexität, die in ir-
gendeiner Weise innerhalb der Hochschulen abgebildet
und verarbeitet werden muss. Wie zu beobachten ist,
gehen die Hochschulen dabei sehr unterschiedliche
Wege. Im New Public Management zieht sich zwar der
Staat tendenziell aus der direkten Steuerung der Hoch-
schulen zurück, aber die organisationsinternen Hierar-
chien werden gestärkt, weisungsabhängige Stäbe erwei-
tert, kollegiale und sonstige partizipative Strukturen ge-
schwächt. Wegen Umfang und Komplexität der Aufga-
ben können sie in diesem Typ der Organisation kaum
mehr von Amtsinhabern im Wege kurzzeitiger Wahlperi-
oden kollegial wahrgenommen werden. Wenige Expo-
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Organ i sa t ions -  und  
Management fo r s chung

In the past the man has been first; in the future the 
system must be first. (F. W. Taylor)

A bad system will beat a good person every time. (W. E.
Deming)

Die in vielen Bereichen des Bildungssystems zu beob-
achtenden Reformbemühungen vergangener Jahre und
Jahrzehnte sind über weite Strecken Ausdruck der Hoff-
nung, im Sinne des New Public Management (z.B.
Schedler/Proeller 2000) durch die Adaptierung betriebs-
wirtschaftlicher Managementkonzepte die Erbringung
von Bildungsdienstleistungen effizienter und effektiver,
also: kunden- und marktorientierter gestalten, das heißt:
die Qualität der Leistungserbringung insgesamt erhöhen
zu können. Als vielversprechendes Konzept gilt in die-
sem Kontext „Qualitätsmanagement“ (z.B. Sallis 1993;
Neave 2012): Von ihm erwartet man sich Unterstützung
bei der Umstellung von bürokratisch-hierarchischer
Input- auf kunden- und marktorientierte Output-Steue-
rung. In der Tat: Von „Qualität“ zu reden ist en vogue,
allenthalben geht es um ihre Sicherung und Steigerung
zum Wohle der Stakeholder bzw. Kunden, Kundenzu-
friedenheit avanciert zu einem zentralen Indikator für
Qualität, sodass Kundenorientierung zur Aufgabe von
„Qualitätsmanagement“ wird (vgl. z.B. Stauss 2001;
Hinterhuber/Matzler 2009; Bruhn 2010): Qualität ent-
steht demnach, wenn Kundenbedürfnisse durch ent-
sprechende Angebote am „Markt“ befriedigt werden,
weshalb dem Qualitätsmanagement vorgeworfen wird,
die „Ökonomisierung des Sozialen“ zu fördern – nicht
zuletzt im Bildungswesen durch Bildungsmarketing auf
Quasi-Märkten etc. (z.B. Terhart 2000; Weiß 2001; Pri-
sching 2008; Höhne 2012).
Allerdings ist die Welt, in der wir leben, auch als World
of Standards (Brunsson/Jacobsson 2000) oder als Audit
Society (Power 1997) beschrieben worden, und man
hat ihr McDonaldisierung attestiert (Ritzer 1983; Hayes
2002) – man denke nur an Pisa und Bologna oder an
EQR und NQR. Diese und andere Diagnosen zeigen,
dass zur Sicherung und Steigerung von Qualität neben
der geforderten Kunden- bzw. Marktorientierung auch
noch Prinzipien wie Kalkulierbarkeit und Kontrollier-
barkeit in privaten und öffentlichen Administrationen
Anwendung finden (z.B. Morrison 1990; Zollondz
2011). Das heißt: Auch dem zeitgenössischen Qua-
litätsmanagement liegen Prinzipien zugrunde, die den

Ursprüngen der Management- bzw. Organisationswis-
senschaft entstammen, und die – vorübergehend durch
die Hintertür entsorgt – nun als Qualitätsmanagement
chic gekleidet wieder mit offenen Armen empfangen
werden: Es etablieren sich, so unsere These, unter dem
Label „Qualitätsmanagement“ nun neue implizite
Grundsätze ordnungsmäßiger Organisation, die in ihrer
generischen Allgemeinheit an die „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung“ erinnern (vgl. Leffson
1964), und die eine Überformung des Marktes bzw. der
Marktorientierung durch bürokratische Prinzipien mar-
kieren. Angesichts des damit verbundenen neuen Be-
deutungsgewinns der „Hierarchie“ als Koordinations-
mechanismus (vgl. Coase 1937; Thompson et al. 1998)
scheinen eindimensionale Diagnosen der „Ökonomisie-
rung“, d.h. Hoffnungen und Befürchtungen hinsichtlich
einer Überformung bürokratischer Hierarchien und pro-
fessioneller Communities durch die Prinzipien des
Marktes ergänzungsbe dürftig (z.B. Bröckling et al.
2000; Braun/Wolbring 2012).

1. Gang der Argumentation
Vor diesem Hintergrund identifizieren wir im Folgenden
zuerst drei implizite Prinzipien von Qualitätsmanage-
ment, nämlich Formalität, Fokus auf einschleifiges Ler-
nen und Förderung von Opportunismus (Kap. 2), um die
Anschlussfähigkeit dieser Grundsätze ordnungsmäßiger
Organisation an konventionelle Konzepte administrati-
ver Praxis in der Tradition von Henry Fayol, Frederick W.
Taylor und Max Weber zu zeigen (Kap. 3). Daraus erse-
hen wir auch, dass Qualitätsmanagement einen forma-
len, von inhaltlicher Festlegung gereinigten Zugang zur
Organisationsgestaltung darstellt und – obwohl es vor-
rangig marktbasierte Kundenorientierung verspricht –
dem Management neue hierarchiebasierte Steuerung
anbietet. Diese Doppelzüngigkeit erhöht zwar die An-
schlussfähigkeit von Qualitätsmanagement in öffentli-
chen Verwaltungen, wie z.B. im Bildungssystem, führt
jedoch zu Paradoxien, die sich theoretisch als re-entry
der Unterscheidung von Markt und Hierarchie in diese
Unterscheidung interpretieren lassen (Kap. 4), was wir
am praktischen Beispiel aktueller Bildungsreform illus -
trieren (Kap. 5). Der springende Punkt ist, dass sich mit
Qualitätsmanagement im Bildungssystem sowohl Öko-
nomisierung als auch (Re-)Büro krati sierung betreiben
lassen (Kap. 6).

Paul Reinbacher

Grundsätze ordnungsmäßiger Organisation:

Qualitätsmanagement als Schaf im Wolfspelz?

Paul Reinbacher
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2. Grundsätze ordnungsmäßiger Organisation

Nur langsam hat sich die Einsicht durchgesetzt, dass –
wie von manchen schon länger vermutet (Schneider
1996; Willke 1998) – Wissen nicht wie materielle Res-
sourcen direkt zum Objekt von mechanistisch denken-
dem Management gemacht werden kann, weil es eher
„indirekte Rahmensteuerung“ zur Unterstützung von
Lernprozessen braucht. Dass ähnliches – möglichweise
sogar in verschärfter Form – auf Qualität als Gegenstand
von Management zutreffen dürfte, wird in der einschlä-
gigen Literatur zwar kaum explizit bestritten, jedoch nur
selten problematisiert (z.B. Wilkinson/Willmott 1995;
Kelemen 2005).

2.1 Formalität
Daher findet im Kontext von Qualitätsmanagement das
grundsätzliche Problem, „Qualität“ nicht unmittelbar
„managen“ zu können, nach wie vor eher implizit Aus-
druck in den angebotenen Lösungen, die sich vor allem
am Grundsatz form-over-content orientieren. Damit
reagiert zeitgenössisches Qualitätsmanagement auf die
doppelte Herausforderung: trotz der grundsätzlichen
Unmöglichkeit, Qualität direkt zu managen, dennoch
den konkreten Bedarf von Führungskräften (z.B. Rek-
tor/innen, Direktor/innen etc.) zu befriedigen: Diese
möchten schließlich ihrer Rollenerwartung gegenüber
Aufsichtsorganen (z.B. Schulaufsicht, Ministerien), an-
deren Anspruchsgruppen (z.B. Eltern, Arbeitgebern)
oder der allgemeinen Öffentlichkeit gerecht werden,
indem sie Organisationen steuern und letztlich „Qua-
lität“ hervorbringen, ohne dies nur dem Zufall bzw.
dem Markt (also dem Gegenteil zielorientierter
Führung!) zu überlassen. Der Unmöglichkeit, Inhaltli-
ches über Qualität als dem Gegenstand des Bemühens
auszusagen, begegnet Qualitätsmanagement elegant
mit einem formalen Zugang: Einerseits in der Definition
des Problems (unerreicht als „Grad, in dem ein Satz in-
härenter Merkmale Anforderungen erfüllt“ laut DIN-
ISO), andererseits in den Lösungsstrategien (DIN-ISO,
EFQM, TQM, KAIZEN etc. sowie in Schulen: Q2E, QZS,
SQA, QIBB usw.). Sie alle erinnern in ihrer mit „Plattitü-
den“ (Kelemen 2000) gespickten Allgemeinheit an die
„Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“ laut Han-
delsgesetzbuch (z.B. der Klarheit und Übersichtlichkeit
laut §238 HGB, der Richtigkeit und Willkürfreiheit laut
§239 HGB), oder, ex negativo, an den Grundsatz „con-
tent-over-form“ laut US Generally Accepted Accounting
Principles (US GAAP).
So ist im Laufe der ideen- und konzeptgeschichtlichen
Entwicklung des Qualitätsmanagement (z.B. Garvin
1988; Walgenbach 2001; Evans/Lindsay 2005; Zollondz
2011) ein Trend zur Formalisierung erkennbar, der me-
thodische oder gar inhaltliche Festlegungen zuneh-
mend abstreift. Dies war ja wesentliche Voraussetzung
für die angestrebte Universalisierung von Qualitätsma-
nagement im Sinne eines branchenübergreifenden
„roll-out“ von technischen Produktionsbereichen über
erwerbswirtschaftliche und politische Administrationen
bis hin zu Dienstleistungen im Sozial-, Gesundheits-
und Bildungswesen (vgl. Shafitz/Hyde 1978; Juran
1986; Stupak/Leitner 2001). Erreicht werden konnte

dies vor allem dadurch, dass zunehmend das Vorhan-
densein von Systemen und Strukturen, das Verankern
von Prozessen, das Vergleichen von Anforderungen und
ihrer Erfüllung – jeweils unabhängig von ihren Inhalten
und Zwecken – durch Auditierung, Zertifizierung etc.
bestätigt wurde. Dies hindert die einschlägige Diskus -
sion nicht daran, durchwegs positive Wirkungen der
Form auf den Inhalt zu unterstellen, wie man es sonst
eher aus der Ästhetik kennt (z.B. Avanessian et al.
2009). Daraus drohende, bis ins Kafkaeske steigerbare
Formalismen speisen seit jeher Treppenwitze wie jenen
vom „Rettungsring aus Beton“, dessen Herstellungspro-
zess sich trotz größter Sinnfreiheit bestens für die Zerti-
fizierung eigne (siehe unten).

2.2 Einschleifigkeit
Abgeleitet aus dieser inhaltlichen Abstinenz lässt sich als
Sub-Prinzip des Qualitätsmanagement die systematische
Institutionalisierung von single loop learning formulie-
ren. Dies nicht nur aus handfesten, praktischen Grün-
den, also weil es (als Regelungsmechanismus des stabili-
sierenden „Feed-back“ im Unterschied zum verunsi-
chernden „Feed-forward“) den eben angesprochenen
Wünschen von Führungskräften nach Komplexitätsre-
duktion und kontrollierbarer Effizienzsteigerung entge-
genkommt (z.B. Link 2009), sondern vor allem aus histo-
rischen, konzeptgeschichtlichen Gründen: So verweist
der die einschlägige Diskussion bestimmende Kreislauf
aus Zielsetzung, Umsetzung, Kontrolle und Korrektur-
handeln – der es als „Deming-Zyklus“ mit Plan, Do,
Check, Act zu Prominenz gebracht hat (Deming 1982) –
auf den Herkunftskontext von Qualitätsmanagement,
nämlich die industrielle Regelungs- und Steuerungstech-
nik: Dem Qualitätsmanagement geht es um die Errei-
chung von geplanten Zielen bzw. um die Erfüllung von
Anforderungen und Erwartungen, die ex ante definiert
werden (können, sollen, …).
Insofern ist Qualitätsmanagement nicht innovativ son-
dern grundsätzlich konservativ, weil es von einer festge-
legten, geschlossenen Zukunft her denkt, verbrieft in der
gängigen Definition: „Qualität ist der Grad, in dem ein
Satz inhärenter Merkmale Anforderungen erfüllt.“ (DIN
ISO 9000, Hv.d.A.).1 Das zugrundegelegte kyberneti-
sche Prinzip führt zu einer Förderung der organisationa-
len Lernfähigkeit, allerdings bei Betonung des soge-
nannten „einschleifigen“ im Gegensatz zum „zweischlei-
figen Lernen“ (z.B. Argyris/Schön 1978; Barrow 1993;
Sitkin et al. 1994). Wie J. G. March (1991, S. 72) lapidar
feststellt, „improvements in competence at existing pro-
cedures make experimentations less attractive (Levitt
and March 1988)“, sodass jene Befürchtungen berech-
tigt sind, die von der kybernetischen Steuerung zwar
„kontinuierliche Verbesserung“, allerdings bloß im exis -
tierenden Denk- und Handlungsrahmen erwarten (z.B.
Espejo/Schwaninger 1993; Plenert 1995; Cole 2001; Sa-
volainen/Haikonen 2007).

1 Selbstverständlich ließe sich „Innovativität“ selbst als Ziel bzw. als Indika-
tor für „Qualität“ definieren, allerdings ist dies dann wiederum für Qua-
litätsmanagement jene (Meta-)Rahmensetzung, innerhalb derer qualitäts-
bewusstes Handeln stattfindet.
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2.3 Opportunismus
Zum Ausstieg aus diesem konservativen System der
Denk- und Handlungsahmen (frames), kann auch das
Prinzip der Orientierung an Bedürfnissen externer und
interner Kund/innen kaum beitragen, da dieses nur
quasi die zweite Seite der Medaille des einschleifigen
Lernens darstellt. Außerdem verbergen sich darin eben-
falls die Gefahren eines formalen, quasi-mechanistischen
Denkmodells, das von (Stakeholder-)Management als
„sichtbarer Hand“ (sensu A. Smith) den Ausgleich unter-
schiedlicher Interessen erwartet (vgl. klassisch: Free-
man/Reed 1983; auch Juran 1988): So setzt Kund/in -
nen orientierung den Rahmen (vgl. oben Kap. 2.2), in
dem Wünsche und Anforderungen im Sinne der DIN-
ISO-Definition erfüllt sowie dann der Erfüllungsgrad
bzw. die Zufriedenheit mit der Erfüllung gemessen wer-
den sollen.2 Auch dabei handelt es sich nicht zuletzt um
eine formale Forderung (vgl. oben Kap. 2.1), ohne Ein-
mischung in die konkreten Inhalte und ohne Hinweise,
was bei Unerfüllbarkeit bzw. Unvereinbarkeit zu tun sei
– welche der widersprüchlichen Wünsche und Anforde-
rungen sind dann (vorrangig) zu erfüllen? Da in der Rea-
lität jedoch nicht von der universalen Erfüllbarkeit von
Wünschen ausgegangen werden kann, provoziert Qua-
litätsmanagement in der Regel opportunistisches Ver-
halten. So ist es denkbar, 
• dass die Erzeugerfirma von „Rettungsringen aus

Beton“, wie von Auditierungs- und Zertifizierungs-
agenturen gefordert, konsequent die Wünsche der
Kund/innen berücksichtigt und die Mitarbeiter/innen
sich entlang definierter Prozesse qualitätsbewusst der
Produktion widmen, 

• dass externe Kundinnen oder Kunden mit dem Plan
eines Umstiegs von den sprichwörtlichen „Betonschu-
hen“ der Mafia auf die „Rettungsringe aus Beton“ ent-
sprechende Produkt- bzw. Prozessverbesserungen (im
Sinne von „single loop learning“) bei der Produzenten-
firma anregen, 

• dass davon nicht alle Betroffenen (z.B. jene, für die
Schuhe oder Ringe gedacht sind) begeistert sind bzw.
dass manche für das Unternehmen nur Kunden zwei-
ter Ordnung (d.h. Kunden der eigenen Kunden) sind,
und man sich schließlich um viele, aber nicht um alle
Kunden (zugleich) kümmern kann …

Denn, erstens, darf Kundenorientierung nicht so weit
gehen, dass sie den eigenen Bestand gefährdet, und
zweitens bzw. drittens: Weder für eine begründete Aus-
wahl, welche Kundenerwartungen wann erfüllt werden
sollen, noch für eine Entscheidung, wie weit die Verant-
wortung für Nebenwirkungen geht oder welcher Auf-
wand für die Identifikation von Fernwirkungen zumut-
bar ist, reicht die (formale) Forderung von „Kundenori-
entierung“ aus. Daher bleibt dem Qualitätsmanagement
nur die (formale) Fiktion eines mechanistischen Interes-
sensausgleichs (vgl. Simon 1956, 1959; Ortmann 2004).
Der Vollständigkeit halber scheint an dieser Stelle noch
der Hinweis angebracht, dass die (auch) im Qualitätsma-
nagement vielbeschworene Abkehr von Denkfiguren,
die das Managementhandeln am eindimensionalen Bild
einer trivialen Maschine orientieren, sowie demgegen -
über die Hinwendung zu mehrdimensionalen Modellen

(vgl. Morgan 1986) nicht über die Realität bei der Ge-
staltung von Organisationen hinwegtäuschen sollten
(vgl. z.B. Dittmer 2001): Beispielsweise wird von der
Entwicklung einer sogenannten „Qualitätskultur“ durch
Führung, Motivation, Teamwork etc., wie sie in etablier-
ten QM-Standards vorgesehen ist, ebenfalls eine quasi-
mechanistische Wirkung auf Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter erwartet – nur dass die Steuerungswirkung auf
das Handeln zusätzlich zu sozio-technischen auch durch
kulturell-ideolo gi sche Systeme vermittelt wird, also z.B.
durch das Einhalten von Prozessen als sozio-techni-
schem Element einerseits und durch (Kaizen)
als kulturell-ideologischem Element andererseits (vgl.
z.B. auch Wilkinson 1990; Kanji/Asher 1996; Imai
1997).3 So wird im QM der technologische Fremd- zum
ideologischen Selbstzwang: Disziplin (H. Fayol), Opti-
mierung (F. W. Taylor) und Rationalisierung (M. Weber)
müssen nicht mehr heteronom „von oben“ mit Sanktio-
nen und Kontrolle sichergestellt werden: Sie sind von
qualitätsbewussten, unternehmerisch denkenden Indivi-
duen autonom internalisiert (vgl. z.B. Foucault 1975;
Bröckling 2000).

3. Qualitätsmanagement als Schaf 
im Wolfspelz

Bereits der Vergleich dieser wenigen Grundsätze bzw.
impliziten Prämissen4, die zeitgenössischem Qualitäts -
management zu grundeliegen mit jenen Prinzipien, die
im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert von der auf-
strebenden Organisations- und Verwaltungslehre für die
Organisations- und Verwaltungspraxis formuliert wor-
den sind (vgl. Fayol 1929 [1916], Taylor 2006 [1911],
Weber 2009 [1921/1922], sowie unten Abb. 1 und z.B.
Kieser/Walgenbach 2003), macht deutlich: Die aktuelle
Rede von Selbstorganisation und Systemtheorie, von
Selbstreferentialität und nicht-trivialen Systemen im Un-
terschied zu traditionellen Steuerungsvorstellungen der
Mechanik, Kybernetik usw. ist zwar als normative „es-
poused theory“ (Argyris/Schön 1978) verbreitet, hat je-
doch noch nicht unbedingt als „theory-in-use“ in die so-
genannte Management- und Beratungspraxis Eingang
gefunden. Sogar dort, wo sich diese Praxis „systemisch“
nennt, bleibt sie oft rhetorische Kosmetik am Konven-
tionellen (vgl. z.B. Nagel/Wimmer 2002). Ähnliches gilt
für die normative Rede von Kunden- und Marktorientie-
rung durch Qualitätsmanagement (vgl. Stauss 2001).
Unter dem Label „Qualitätsmanagement“ kommt es

2 Der auch in einem anonymen Gutachten – unter Verweis auf die in der
Zeitschrift Das Hochschulwesen 61/2013 (Nr. 1+2) geführte Diskussion –
angesprochenen Problematik des Kund/innen-Begriffs im hochschulischen
Kontext sind wir uns selbstverständlich bewusst. Ohne dies an dieser Stel-
le im Detail ausführen zu können verwenden wir den Begriff selbstver-
ständlich nicht (nur) enggeführt als modische Bezeichnung für
Student/innen, sondern fassen ihn breiter, sodass er (außerdem) beispiels-
weise extern potentielle Arbeitgeber/innen für Absolvent/innen oder Auf-
traggeber/innen für Forschungsprojekte, sowie intern die Mitarbeiter/in -
nen an Universitäten inkludiert.

3 Unseres Erachtens auch Indiz für die Konvergenz sog. „harter“ und „wei-
cher“ Zugänge im QM (vgl. Kelemen 2005, S. 100).

4 Weitere wären zu finden im Umfeld der Steigerungssemantik stetiger Ver-
besserung, der Steuerungsillusion unidirektionaler Führung, dem Rationa-
litätsmythos von Affektneutraltät, dem Ideal eindimensionaler Nutzenori-
entierung etc. (vgl. Dittmer 2001).
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immer wieder zum Relaunch des modern-mechanisti-
schen Paradigmas (Hummel 2007). Es dominieren szien-
tistisch-sozial technologische Zugänge (sogar dort, wo
unter Verweis auf die Postmoderne von sozialer Kon-
struktion oder diskursiver Hervorbringung die Rede ist).
Beim Kratzen an der Oberfläche von „Plattitüden“ (Kele-
men 2000) und „Plastikwörtern“ (Pörksen 1988) stellt
man fest, dass prominente Persönlichkeiten wie einst H.
Fayol, F. W. Taylor oder M. Weber sowie jüngst W. E.
Deming, M. Imai oder J. M. Juran nur prima facie an-
dere Ideologien vertreten haben, ja dass sich sogar
deutliche Ähnlichkeiten in deren impliziten Zugängen
zu Management und Organisationsgestaltung zeigen
(vgl. z.B. Boddewyn 1961; Boje/Winsor 1993; Ander-
son et al. 1994).

3.1 Steuerungswünsche
Wesentlicher Grund hierfür ist wohl die Markt- bzw.
Kundenorientierung der Qualitätsmanagementindustrie,
die sich nicht zuletzt im (stets implizit mitlaufenden)
Versprechen der Kalkulierbarkeit und Kontrollierbarkeit
durch QM äußert (Kühl 2009; Möslein 2005): Schließ-
lich befriedigt die Werkzeugkiste des QM in einer Welt
steigender Komplexität und Unübersichtlichkeit den
damit ebenfalls steigenden Bedarf der Entscheidungsträ-
ger/innen an (modernen) Modellen, Methoden etc., die
im alltäglichen Entscheiden eine bestmögliche Be-
herrschbarkeit von Situationen durch die rasche Reduk-
tion von Komplexität versprechen (Denk/Pfneissl 2009;
Wildemann 2012). Und das, obwohl Führungskräfte in
Ausnahmesituationen, wie z.B. bei Konferenzen und in
Seminaren meist bereitwillig und verständnisvoll
nickend jenen zustimmen, die als (postmoderne) Ant-
wortstrategie für den Umgang mit externer Komplexität
den Aufbau entsprechender interner Komplexität als
„requisite variety“ (W. R. Ashby) fordern. Denn: Zurück
am Schreibtisch und im Tagesgeschäft ist das Hemd
trotzdem wieder näher als der Rock, ist es für Führungs-
kräfte beruhigender, Prozessdokumentatio-
nen als Steuerrad und Kennzahlenberichte als
Navigationsgeräte in der Hand zu halten
(wenn es auch nur Strohhalme der
Steuerungsillu sion sind), als das Bewusstsein
für systemische Selbstreferenzen im Kopf zu
haben. Auch das ist lebensweltlicher Aus-
druck der eingangs zitierten Zeitdiagnose
einer sich nach Sicherheiten sehnenden Welt
der Standards und Audits.
Auch darin liegt ein Grund für die hohe An-
schlussfähigkeit von „Qualitätsmanagement“
in Verwaltungsbürokratien bzw. in den admi-
nistrativen Bereichen sowohl der privaten Er-
werbswirtschaft als auch der öffentlichen Behörden wie
zum Beispiel im Sozial- und Bildungsbereich (vgl. Weber
2009; Landwehrmann 1965; Jacoby 1969; Bach 1997;
Kühl 2012): Allerorts hat man sich bemüht, die lange
Zeit dominierenden Prinzipien der hierarchischen Büro-
kratie mit (Quasi-)Märkten bzw. mit Markt- und Kun -
den orientierung bei der Hintertür hinauszuwerfen (Dun-
levay/Hood 1994). In Gestalt von Qualitätsmanage-
mentsystemen, Prozesshandbüchern, Audits, Zertifizie-
rungen usw. marschieren konventionelle bürokratische

Prinzipien nun mit neuem Selbstbe wusst sein durch den
Haupt eingang bis in die Chefetagen (Healy 1998).

3.2 Sachzwänge
Was die Gründungsväter der (angewandten) Organisa -
tionslehre gefordert hatten (vgl. wieder z.B. Kieser/Wal-
genbach 2003 und Abb. 1), ist nun durch Qualitätsma-
nagement perfektioniert worden: Die rationale Sachlich-
keit des „system first“ Gedankens, wie sie bereits in den
Eingangszitaten Ausdruck findet, ist nicht mehr bloß die
Forderung von theoretisch und praktisch orientierten
Vordenkern aus Fleisch und Blut, sondern hat sich viel-
mehr durch erfolgreiche Institutionalisierung („ohne An-
sehen der Person“) als Sachzwang („sine ira cum studio“)
institutionalisiert (vgl. z.B. Walgenbach 2001; Zollondz
2011). Daran anschließend lässt sich die Beobachtung
formulieren, dass zusätzlich zur Durchdringung der (öf-
fentlichen) Verwaltungsbürokratie mit Prinzipen des
Marktes (inklusive seiner Derivate wie interne Märkte,
Quasi-Märkte etc.) im Gegenzug ein Erstarken hierarchi-
scher Prinzipien in der (privaten) Erwerbswirtschaft zu
beobachten ist5. In den intermediären Bereichen – wie
z.B. im Bildungswesen – treffen sich die beiden Tenden-
zen: Ökonomisierung und Bürokratisierung. Daher ist
gerade hier die Anschlussfähigkeit von QM bzw. von
„QM-Mythen“ (P. Walgenbach) besonders hoch: So
werden in Systemen „rationaler Herrschaft“ (M. Weber)
wie dem Bildungssystem die Dienst- bzw. Amtswege
von definierten „Prozessen“ abgelöst, sachliche Amts-
pflichten durch „Stellen- und Kompetenzprofile“ ersetzt
oder Amtsdisziplin um Selbstevaluierungen ergänzt
(denn das qualitäts- und kundenorientierte „unterneh-
merische Selbst“ (Bröckling 2007) kontrolliert sich gerne
selbst!) – jedoch alles im Dienste der neuen Orientie-
rung an Kunden, an Märkten, an Wettbewerbsfähigkeit
etc., d.h.: in paradoxer Weise wird die Etablierung von
Marktorientierung durch Hierarchie angestrebt, soll
Ökonomisierung durch Bürokratie betrieben werden.

3.3 Signalwirkungen
Nicht selten tritt also Qualitätsmanagement – um der
Gefahr einer Verwechslung mit veralteter Verwaltungs-
lehre, trivialem Taylorismus, unbeliebter Bürokratie usw.
(vgl. Abb. 1) zu entgehen – als „Schaf im Wolfspelz“ auf:

Abbildung 1: Prinzipien klassischer Organisationslehren (vgl. Fayol
1929; Taylor 2006; Weber 2009)

5 Dies jedoch nicht (nur) aufgrund ausufernder öffentlicher Staatsbürokratie,
sondern durch Selbst-Bürokratisierung als „Herrschaftsverbände“ mit „Ver-
waltungsstäben“ (vgl. Weber 2009 [1921/1922]; auch Parkinson 1957;
Luhmann 1964; Kühl 1997).
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Es ermöglicht zwar unter der Hand (d.h. implizit) stets
auch die Durchsetzung z.B. von Klarheit, Kalkulierbar-
keit und Kontrolle, es präsentiert sich jedoch explizit in
erster Linie als zeitgemäße Unterstützung für das Mana-
gement bei der marktorientierten Ausrichtung der Orga-
nisation auf Kundenbedürfnisse, Kundenzufriedenheit –
und damit: auf „Qualität“. Vor allem deshalb ist es at-
traktiv für Manager/innen, Mitarbeiter/innen und
Kund/innen sowie nicht zuletzt für die Bildungsverwal-
tung gleichermaßen: Sie alle würden (sich und anderen)
wohl kaum eingestehen, wie sehr sie sich inmitten einer
turbulenten Welt nach (hierarchisch) geregelten Verhält-
nissen sehnen – und wenn es sich nur um klare Stan-
dards im Berichtswesen, um einheitliche Zertifikate oder
um berechenbares Service im Fastfood-Restaurant
„ohne Ansehen der Person“ (M. Weber) handelt, also
um konsequente „McDonaldisierung“ (G. Ritzer). Qua-
litätsmanagement ist daher willkommen, weil es ein so-
zial akzeptiertes Signal für Sicherheit und Stabilität unter
der Flagge „Kunden- bzw. Marktorientierung“ darstellt:
Während QM also traditionelle Organisationsprinzipien
implementiert, kann es nach innen und nach außen zeit-
gemäße, also: kunden- und marktorientierte Organisati-
onsgestaltung und Organisationssteuerung signalisieren,
symbolisch verstärkt durch Zeugnisse, Zertifikate und
andere glaubwürdige, weil zeitaufwändige Investitionen
(z.B. Westphal et al. 1997; Walgenbach 2001; Freiling
2001; Zahavi 1975; Terlaak/King 2006).

4. Qualitätsmanagement als schwarzes Schaf
Von (autonomer) Selbstorganisation zu reden und
Werkzeuge für die (heteronome) Fremdsteuerung zu
verkaufen, (explizit) Marktorientierung zu propagieren
und (implizit) Bürokratie bzw. Hierarchie zu fördern –
dies ist eine Form von „Heuchelei“ (Brunsson 1989), mit
der sich unter dem modischen Mantel von Qualitätsma-
nagement auch die Paradoxie gegenläufiger Zeitdiagno-
sen wie Ökonomisierung und (Re-)Büro krati sierung ent-
falten lässt (vgl. z.B. Cooper/Burrell 1988; Schreyögg
1999). Wie F. B. Simon lapidar festgestellt hat: „Eine
kreative Lösung für das Problem pragmatischer Parado-
xien ist die Bildung von Organisationen“, denn: „Was
Organisationen als Akteure von menschlichen Individu-
en unterscheidet, ist, dass sie gleichzeitig Handlungen
vollziehen können, die sich gegenseitig logisch aus -
schließen“ (Simon 2007, S. 118f.). Organisationen sind
„Heuchlerinnen“, die A (z.B. Autonomie, Markt, Selbst-
organisation) sagen, und dennoch gleichzeitig B (z.B.
Bürokratie, Hierarchie, Heteronomie) tun können.
„Heuchelei“ allerdings gibt es nicht nur auf der Ebene
einzelner Organisationen – wie Schulen und Hochschu-
len – für die sie eine Managementstrategie im Umgang
mit unterschiedlichen Anforderungen (z.B. Steuerung
durch Markt und Hierarchie) ist. Vielmehr findet sich
diese Strategie ganz besonders in organisierten „Mehr -
ebenensystemen“ der Gesellschaft, wie z.B. im Sozial-
und Bildungsbereich: Der zeitgeistigen Rede von Ent-
Bürokratisierung bzw. Ent-Hierarchisierung und von not-
wendigem Vertrauen in die Koordination über die „un-
sichtbare Hand“ der Märkte (als politischem, berateri-
schem und managerialem talk sensu N. Brunsson) steht

dort die gleichzeitige Etablierung eines neuen adminis -
trativen Verwaltungshandelns mit deutlich „sichtbarer
Hand“ (d.h. Bürokratisierung und Hierarchisierung als
Brunsson‘sche action) gegenüber. Und so erleben wir
seit einiger Zeit (z.B. Altrichter et al. 2007; Neave 2012)
• sowohl unter der Flagge der Kritik am durchaus evi-

denten „Staatsversagen“ einen Rückbau der „hierar-
chisch-professionellen Doppelsteuerung“ und die
damit verbundene zunehmende Entlassung der einzel-
nen Einrichtungen des Sozial- und Bildungswesens in
einen Wettbewerb auf (Quasi-)Märkten

• als auch gleichzeitig eine gegenläufige Etablierung von
Steuerungsmechanismen nach Prinzipien des Qua-
litätsmanagement wie (Selbst-)Evaluierung, Zertifizie-
rung, Auditierung etc., um dem zunehmend drohen-
den „Marktversagen“ durch (neue) formal-bürokrati-
sche Hierarchie vorzubeugen.

In systemtheoretischer Perspektive können wir dies als
re-entry einer Unterscheidung, nämlich der Koordinati-
onsmechanismen Markt und Hierarchie (Thompson et
al. 1998; Imai/Itami 1984), in diese Unterscheidung in-
terpretieren (vgl. Abb. 2 in Anlehnung an Spencer-
Brown 1969 und auch Baecker 2003) – beispielsweise
im Kontext der Profession. Denn: Wenn wir unter Qua-
lität die Erfüllung von Erwartungen bzw. Anforderungen
verstehen, so ist sie das Ergebnis erfolgreicher Koordina-
tionsprozesse (Reinbacher 2013). Und solche Koordina-
tion leisten bekanntlich der Markt, die Hierarchie und
die Profession (bzw. Netzwerke, Communities etc.) als
Mechanismen: Während Märkte über Tauschprozesse
die soziale Welt (mit „unsichtbarer Hand“) manchmal ef-
fektiv und effizient, meist jedoch selbstgesteuert und
ohne übergreifende Zielvorgabe dynamisch ordnen, gilt
die organisierte Hierarchie (trotz aller Kritik und Vorbe-
halte) nach wie vor als relativ rationales, sichtbares
„Werkzeug“ (ὄργανον) zur zielorientierten Koordination
und zur Erzeugung stabiler sozialer Ordnungen. So erfül-
len gerade Märkte und Hierarchien immer auch die
Funktion von „Qualitätsmanagement“. Und dem Mana-
gement bleibt auf der Meta-Ebene die – letztlich nicht
eindeutig zu lösende – Aufgabe, die Kombination der
verschiedenen Koordinationsmechanismen zu koordi-
nieren. Deswegen enthalten zeitgenössische Praktiken
und Philosophien des Qualitätsmanagement als Kern
stets eine Kombination der klassischen Koordinations-
mechanismen. Und deswegen ist Qualitätsmanagement
letztlich Ausdruck einer praktisch zu entfaltenden (post-
modernen?) Paradoxie, nämlich: sowohl den Markt als
auch die Hierarchie als soziale Koordinationsmechanis-
men zur Erfüllung von Anforderungen (im Sinne der

Abbildung 2: Qualitätsmanagement als „re-entry“ (in
Anlehnung an Spencer-Brown 1969; vgl.
auch Baecker 2003)
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DIN-ISO-Definition) einzusetzen, aus der auf der Ma-
kroebene – quasi emergent – unterschiedliche „Gover-
nance-Regime“ entstehen (vgl. z.B. Altrichter 2007;
Altrichter/Maag Merki 2010; Neave 2012 sowie die
Fallvignette zum Hochschulsystem in Kap. 5).

5. Fallvignette aus der Hochschulreform
Vor dem Hintergrund aktueller bildungspolitischer De-
batten befindet sich in Österreich gegenwärtig auch die
Ausbildung der Pädagoginnen und Pädagogen im Um-
bruch. Dabei geht es um die Implementierung eines
neuen Ausbildungskonzepts für die pädagogischen Be-
rufe, das unter anderem eine Kooperation zwischen den
unterschiedlichen Bildungseinrichtungen vorsieht. Als
vorbereitende Maßnahme treibt das zuständige Bundes-
ministerium bereits seit einigen Jahren den Umbau der
ehemals für die Ausbildung von Pflicht- und Berufsschul-
lehrerinnen und -lehrern verantwortlichen pädagogi-
schen „Akademien“ zu pädagogischen „Hochschulen“
im Sinne tertiärer, potentiell universitärer Bildungsein-
richtungen voran. Dies geschieht, der verbreiteten Rede
– talk! – von hochschulischer „Autonomie“ zum Trotz,
unter Anwendung – action! – beinahe idealtypisch büro-
kratischer bzw. verwaltungswissenschaftlicher Steue-
rungslogik (nach M. Weber, F. W. Taylor und H. Fayol),
also nach dem Muster ministerieller Mechanik. Damit
kommen die Hochschulen und das professionelle Han-
deln dort unter Druck – und zwar sowohl durch Tenden-
zen der Ökonomisierung im Sinne geforderter Markt-
bzw. Kundenorientierung als auch durch neue Formen
der (Re-)Bürokratisierung top-down. Paradox genug
dass man auf dem Weg der Hierarchie, also insbesonde-
re über jene „Prozesse“, die man traditionell den
„Dienstweg“ nennt, sowie über veränderte normative
Rahmensetzungen (also in Verordnungen, Erlässe etc.
gegossene „Kundenwünsche“) versucht, Wettbewerb zu
installieren bzw. Markt- und Kundenorientierung zu im-
plementieren (also z.B. „Profilbildung“ an und „Bench-
marking“ zwischen den Hochschulen). Hinzu kommt,
dass Maßnahmen zur Etablierung des Marktprinzips
meist gefolgt sind von Versuchen, die darin implizierte
Vergrößerung der autonomen Handlungsspielräume der
Hochschulen wieder durch Hierarchie „einzufangen“.
Dies ist (worauf ein/e anonyme/r Gutachter/in ebenfalls
hingewiesen hat) nicht zuletzt Ausdruck der mit steigen-
der Autonomie stets einhergehenden Rechenschafts-
pflicht gesellschaftlicher Institutionen.
So schreibt das Ministerium in diesem Zusammenhang
per Gesetz die Etablierung autonomer Qualitätsmanage-
mentsysteme an den Hochschulen vor (und verbindet
diese top-down mit entsprechenden Verfahren der Eva-
luierung und Berichtslegung bottom-up). Ganz im Sinne
der oben geschilderten „Grundsätze ordnungsmäßiger
Organisation“ (siehe Kap. 2) liegt dabei der Fokus auf
der Formvorschrift (nicht auf der inhaltlichen Ausgestal-
tung der Systeme) und auf der Zielerreichung (nicht auf
der Unterstützung von Innovation): Die Einrichtung
eines entsprechenden Qualitätsmanagementsystems gilt
bereits selbst als Qualitätsindikator (im Geiste der DIN-
ISO: Als Erfüllung von Anforderungen). Die inhaltliche
Ausgestaltung bleibt dabei wie bei der „Kundenorientie-

rung“, also beim Umgang mit externen Anforderungen
den Hochschulen als nachgelagerten Dienststellen des
Ministeriums zunächst überlassen – sodass deren Op-
portunismus beim Umgang mit widersprüchlichen Kun-
denwünschen (im Sinne der vorrangigen Bedienung von
Interessen hierarchisch übergeordneter Stellen, von
denen man anhängt) nicht überrascht.
Parallel dazu werden dann zwischen dem Ministerium
und den Hochschulen doch noch inhaltliche „Ziel- und
Leistungsvereinbarungen“ abgeschlossen, an die ein
entsprechendes System des Berichtswesens gekoppelt
ist – womit ebenfalls in Entwicklungen, die auf den ers -
ten Blick als Ausweitung hochschulischer Autonomie er-
scheinen könnten, auf den zweiten Blick hierarchisch-
bürokratische Prinzipien zum Vorschein kommen (siehe
Kap. 3): Der Dezentralisierungs- und Markt- bzw. Kun-
denorientierungsrhetorik zum Trotz gibt das Ministeri-
um nicht die Zügel der Hierarchie aus der Hand um sie in
die Hände des Marktes zu legen. Eher im Gegenteil: Ein-
gekleidet in zeitgenössische Qualitätsmanagement -
modelle etabliert es vielmehr detaillierte neue Rechen-
schaftspflichten als Grundlage für mechanistische Steue-
rungswünsche (vgl. nur die „Hochschulevaluierungsver-
ordnung“ 2009). Die heteronome, hierarchische Steue-
rung und Kontrolle der Hochschulen top-down wird also
nicht außer Kraft gesetzt, sondern nur um zusätzliche
Mechanismen der autonomen Selbstkontrolle und lau-
fenden Selbstoptimierung vor Ort als neue Sachzwänge
ergänzt. In diesem Sinne dient die ministerielle Rede
von Qualität und von Qualitätsmanagement in erster
Linie als Signal an die Stakeholder, das – Achtung: Heu-
chelei! (N. Brunsson) – weniger die Vorbereitung auf
neue und zeitgemäße Steuerungsmechanismen ist, als
vielmehr der Ersatz dafür.
Im hochschulischen Mehrebenensystem zeigt sich damit
jene in Kap. 4 skizzierte Verschachtelung der klassischen
Koordinationsmechanismen „Markt“ und „Hierarchie“,
die sich theoretisch mit der Figur des „re-entry“ (ge-
rahmt durch professionelle Kontexte) beschreiben lässt:
Hatte man im tertiären Bildungssektor hinsichtlich Qua-
litätssicherung und Qualitätsentwicklung ursprünglich in
erster Linie auf die autonomen Selbststeuerungsmecha-
nismen der professionellen Communities vertraut, so ist
dieses Vertrauen nach und nach durch die heteronome
Fremdsteuerung der staatlichen Bürokratie im Rahmen
hierarchischer Hochschulverwaltung überformt worden.
Mittlerweile stehen nun die Zeichen der Zeit auf Erstar-
ken des Marktes als Steuerungsprinzip: Autonome Pro-
filbildung, Schwerpunktsetzung und Budgetverwendung
soll unter Wettbewerbsbedingungen bzw. vermittelt
über Leistungsvergleiche zur Qualitätssteigerung führen.
Nicht mehr die sichtbare Hand der Profession oder des
Staates, sondern die unsichtbare Hand des Marktes soll
dafür sorgen, dass ganz im Sinne der DIN-ISO „Anforde-
rungen erfüllt“ werden. Allerdings sehen wir dabei so-
wohl theoretisch als auch praktisch den Einschluss des
Ausgeschlossenen, da es erst recht wieder zur Ergänzung
bzw. Einschränkung durch neue hierarchische Steue-
rungsbürokratien unter dem Titel „Qualitätsmanage-
ment“ kommt (von „A“ wie Audits bis „Z“ wie Zertifika-
te, vermittelt über Berichts- und Controlling-Systeme) –
sei es um die per se ziellose Koordination über Märkte
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einzufangen oder um den ministeriellen Verwaltungs -
apparat durch neue Aufgaben zu legitimieren.

6. Abschließende Interpretation
Während also, so fassen wir zusammen, die einen in der
Qualitäts(management)revolu tion berechtigter Weise
ein Indiz für die fortschreitende Überformung zahlrei-
cher Lebensbereiche durch instrumentelle Manage-
ment-Logiken wie Kunden- und Marktorientierung,
Wettbewerb etc. sehen (Ökonomisierung), so erscheint
diese manch anderen ebenso berechtigt als Wiederkehr
jener Prinzipien, die von der konventionellen Verwal-
tungslehre im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert zur
Gestaltung von Organisationen propagiert worden sind
(Formalisierung, Büro krati sierung, Hierarchi sie rung).
Daraus erklärt sich nicht zuletzt die Attraktivität von
„Qualitätsmanagement“ für private und insbesondere
für öffentliche Verwaltungsapparate – beispielsweise im
Bildungswesen – weil diese gut vertraut sind mit jenen
formalen und mechanistischen Prinzipien, die auch als
Grundsätze ordnungsmäßiger Organisation implizite
Prämissen des zeitgenössischen Qualitätsmanagement
sind (obwohl das Qualitätsmanagement selbst dies wohl
bestreiten, und demgegenüber auf die Förderung von
Markt- und Kundenorientierung pochen würde…).
Damit werden wir letztlich erinnert an den Satz von F.
Kafka: „Jede Revolution verdunstet und hinterlässt
einen Bodensatz Bürokratie“, den wir – nota bene – kei-
neswegs normativ im abwertenden Sinne zitieren.
Schließlich war es nicht Absicht der hier an- und vorge-
stellten Überlegungen, Hierarchie und Bürokratie als so-
ziale Koordinationsmechanismen abzuwerten. Vielmehr
sollte deren konzeptuelle Verankerung am Beispiel des
zeitgenössischen Qualitätsmanagement gezeigt werden.
Und das, obwohl QM selbst in seiner (normativen)
Selbstbeschreibung in erster Linie Markt und Wettbe-
werb als Koordinationsformen betont. Die reale Praxis
des QM scheint ohnedies in der Verschränkung der bei-
den Steuerungsprinzipien versiert zu sein, wie mit der
Fallvignette illustriert werden konnte.
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formations- und Kommunikationstechnologien in Lehre und Ad ministration ausgelösten Veränderungen um-
fassend berücksichtigt. Etwa 100 Begriffe werden in alphabetischer Reihenfolge erläutert. Durch vielfältige
Querverweise und ein umfassendes Stichwortverzeichnis ist sichergestellt, dass Leserinnen und Leser schnell
und gezielt auf die ihn interessierenden Informationen zugreifen können.

Bielefeld 2004, 2. Auflage, ISBN 10 3-937026-17-7, 525 Seiten, 34.20 Euro zzgl. Versandkosten
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Im Rahmen des Projektes Evaluation der Lehrveran-
staltungenan der School of Management and Law
(SML) an der Zürcher Hochschule für angewandte
Wissenschaften (ZHAW) soll eine multiperspektivische
Überprüfung der Vorlesungen und Anlässe konzipiert
werden: einerseits zur Sicherung der Qualität, ande-
rerseits zur Weiterentwicklung des Curriculums in den
verschiedenen Studiengängen. Die bisherige Praxis
lässt vermuten, dass die verwendeten Instrumente
teilweise zu kurz greifen, unklare oder ungenaue In-
formationen liefern oder die Lehrveranstaltungen ein-
seitig beleuchten lassen. Aus diesem Grund liegt der
Fokus in einem ersten Schritt auf einer Analyse eines
bisher eingesetzten Instruments: der elektronischen
Lehrveranstaltungsevaluation durch Studierende. Ob-
wohl Evaluation durch Studierendenbefragungen an
Hochschulen ein gängiges Instrument der Qualitätssi-
cherung ist (Hawelka 2007, S. 20; Tillmann et al.
2011, S. 79), ist diese Evaluationsmethode nicht un-
umstritten: „Nicht nur die Vielfalt der Lehr- und Lern-
situationen (Vorlesungen, Übungen, Seminare, Kollo-
quien, Laborübungen, Exkursionen) und ihr unter-
schiedlicher Verbindlichkeitscharakter, auch die Hete-
rogenität der Lernenden und Lehrenden mit unter-
schiedlichsten kognitiven und motivationalen Voraus-
setzungen machen standardisierte, grossflächige Be-
fragungen für mehrere Fächer bzw. Fakultäten frag-
würdig (Tegethoff 2005, S. 56, vgl. auch Burkard/Ei-
kenbusch 2000, S. 34 oder Müller 2000, S. 56ff.). Je-
doch sind Studierendenbefragungen zur Evaluation
von Lehre nach Helmke sehr bedeutsam und in Zu-
kunft soll sie noch bedeutsamer werden (vgl. Helmke
2007, S. 159). Es stellt sich also einerseits die Frage,
welche Aussagekraft eine Beurteilung der Lehrveran-
staltungen und der Dozierenden durch Studierende
hat bzw. haben kann, andererseits fehlen oft empiri-
sche Daten darüber, welche Effekte längerfristig durch
eine konsequent angewendete Evaluation durch Stu-
dierende erzielt werden können. Der vorliegende Arti-
kel befasst sich zuerst mit der Frage, welche Chancen
und Gefahren der Lehrveranstaltungsevaluation durch
Studierende an einer Fachhochschule als Instrument
des Qualitätsmanagements bestehen und analysiert
anhand empirischer Daten die Effektivität dieses Eva-
luationsinstrumentes.

1. Veranstaltungsevaluation durch Studierende
als Instrument des Qualitätsmanagements

Dem Evaluationsinstrument Studierendenbefragung
wird von Dozierenden oft mit Skepsis begegnet (vgl.
z.B. Kromney 2001; Hawelka 2007). Unsere Erfahrun-
gen an unserer Fachhochschule zeigen zudem, dass bei
einzelnen Dozierenden vor allem auch der Umgang mit
den Ergebnissen ungute Gefühle auslösen. Fragen wie
„Wer erhält die Resultate aus der Evaluation meiner
Veranstaltung?“ oder „Haben die Ergebnisse einen Ein-
fluss auf meine Anstellung oder meinen Lohn?“ be-
schäftigen Dozierende häufig. Um solche Unsicherhei-
ten vorzubeugen und zugleich die Akzeptanz für Lehr-
veranstaltungesevaluationen hoch zu halten, ist es un-
abdingbar „für alle Beteiligten erkennbar zu machen, zu
welchem Zweck evaluiert werden soll, was mit den zu
erhebenden und auszuwertenden Daten geschehen
soll“ (Kromrey 2003, S. 239).
Nicht nur an unserer Fachhochschule hat sich gezeigt,
dass oftmals an der „Qualifikation der Studierenden als
sachkundige Beurteiler der Lehre“ (Pohlenz/Seyfried
2010, S. 79) gezweifelt und deren „Urteilskompetenz
[…] in Frage gestellt“ (Rindermann 2003, S. 237) wird.
So wird befürchtet, dass Studierende „nur nach Beliebt-
heit des Dozenten oder des Themas eindimensional ur-
teilen“ (ibid.). Pohlenz und Seyfried zeigen jedoch auf,
dass „Studierende dazu in der Lage sind, adäquate Ur-
teile zu Lehre und Studium zu treffen“ (Pohlenz/
Seyfried 2010, S. 83) und somit Ergebnisse von Lehrver-
anstaltungsevaluationen Studierender durchaus als zu-
verlässige und reliable Quellen anzusehen sind. Auch
Rindermann erwähnt, dass Studierende „kein unreali-
stisches Bild der Lehre“ (Rindermann 2003, S. 238) ab-
geben und Lehrevaluationen somit brauchbare Instru-
mente sind. Nach Pohlenz und Seyfried stehen „Studie-
rendenurteile durchaus in engem Zusammenhang mit
relevanten Indikatoren von Lehre und Studium“ (Poh-
lenz/Seyfried 2010, S. 83), woraus abgeleitet wird,
„dass Studierende dazu in der Lage sind, adäquate Ur-
teile zu Lehre und Studium zu treffen.“ Horster und
Rolff sehen die Lehrveranstaltungsevaluation durch Stu-
dierende als wichtige Ergänzung für das kollegiale Feed -
back aus der Dozierendenperspektive (vgl. Horster/
Rolff 2001, S. 170). 

Thomas Lenzhofer & Markus Zwyssig

Qualitätsmanagement mittels 
Evaluation der Lehrveranstaltungen 
durch Studierende

Markus ZwyssigThomas Lenzhofer
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Böttcher und Grewe heben demnach zurecht hervor,
dass „in den meisten Arbeiten Konsens darüber 
[herrscht], dass mit einschlägigen Verfahren der studen-
tischen Lehrveranstaltungskritik durchaus reliable Daten
gewonnen werden können“ (Böttcher/Grewe 2010, S.
74) Bessoth und Weibel bemerken sogar, dass „[D] die
Reputation von Befragungen von Schülerinnen und
Schülern [ist] nach allen vorliegenden Forschungen
höher als die der Zensurengebung durch die Lehrenden
ist. Das heißt, den Einschätzungen der „Klienten“ kann
mehr Reliabilität (Zuverlässigkeit) und Validität (Gültig-
keit) zugebilligt werden als der Notengebung, die ja in-
dividuell erfolgt. …Obwohl viele Lehrende glauben ma-
chen wollen, dass ihre Schülerinnen und Schüler, und
insbesondere die ganz jungen, keine konsistenten Urtei-
le über Lehrpersonen und deren Veranstaltung aufgrund
ihrer fehlenden Reife, ihrer mangelnden Erfahrung und
ihrer Sprunghaftigkeit fällen können, zeigen die bis in
die 20er Jahre zurückreichenden Forschungen genau das
Gegenteil: Die Urteile der Lernenden waren von Jahr zu
Jahr stabiler“ (Bessoth/Weibel 2000, S. 74).
Qualitätserfassung, -sicherung und -entwicklung der
Lehre an einer Hochschule stellt einen komplexen Pro-
zess dar, den es multiperspektivisch zu planen, durchzu-
führen und auszuwerten gilt. Zudem sollen die Ergebnis-
se von Untersuchungen entsprechend umsichtig mitge-
teilt und gezielt für Verbesserungen des Veranstaltungs-
geschehens genutzt werden (vgl. Böttcher/Grewe 2010,
S. 81). Bei einer Studierendenbefragung ist die Phase
nach der Auswertung, die Rückmeldung der Ergebnisse
an die Dozierenden und an die Studierenden, besonders
wichtig. Diese Rückmeldung erfüllt nach Landwehr drei
Funktionen: 1. Unterrichtsbefragungen ermöglichen,
dass Dozierende und Lernende gemeinsam über die Ge-
staltung der Lehranlässe und die möglichen Ursachen
von erlebten Schwierigkeiten nachdenken, 2. Lehrveran-
staltungsbefragungen evozieren bei den Studierenden,
dass sich die Lehrveranstaltung im Laufe der Zeit ihres
Studiums verbessert. Werden Verbesserungen oder Ver-
änderungen für die befragten Studierenden nicht sicht-
bar, werden negative Emotionen bzgl. Befragungen er-
zeugt, was bei Studierenden zu einer geringeren Teil-
nahme an zukünftigen Umfragen führen kann und 3. Be-
fragungsergebnisse ermöglichen den Studierenden einen
Vergleich zwischen den eigenen Bewertungen und den
Beurteilungen von Kommilitonen, was eine Relativie-
rung der eigenen Urteilsbildung zur Folge haben kann
(vgl. Landwehr 2003, S. 40/41). Aufgrund der Lehr-
Lernbeziehungen in Bildungsorganisationen gilt glei-
chermassen für Fachhochschulen wie auch für Schulen
auf Sekundarstufe I: „Klar ist, dass die Qualität, um die
es hier geht, in der Schule produziert wird. Sie entsteht
in einem systematischen Interaktionsfeld von Lehrern
und Schülern und gelingt mal gut und manchmal auch
weniger gut. Wichtig ist, dass das Bemühen um Qualität
in einem kontinuierlichen reflektierten Prozess stattfin-
det. Dazu können Lehrer und Schüler gleichermassen
beitragen“ (Müller 2000, S. 54). Auch in Fachhochschu-
len, können Dozierende und Studierende gleichermas-
sen zur Qualität der Lehrveranstaltungen beitragen.
Der Begriff „Evaluation“ ist vieldeutig (Kromrey 2001, S.
15) und in der Literatur nicht einheitlich definiert, auch

findet sich kein „einheitliches Verständnis darüber, was
genau darunter zu verstehen ist.“ (Müller 2000, S. 52;
vgl. auch Eckert 2009, S. 7 oder Mittelstädt 2006, S. 12-
14). Nach Balzer ist Evaluation „ein Prozess, in dem nach
zuvor festgelegten Zielen und explizit auf den Sachver-
halt bezogenen und begründeten Kriterien ein Evaluati-
onsgegenstand bewertet wird“ (Balzer 2005, S. 16).
Dubs setzt Evaluation mit „Durchführung des Qua-
litätsmanagements“ (Dubs 2004, S. 9) gleich. Dies geht
mit der Aussage Rindermanns einher, dass „von studen-
tischen Lehrevaluationen als einem Mass universitäerer
Lehrqualität gesprochen werden“ (Rindermann 2003, S.
238) kann. Somit sind Studierende bei der Anwendung
des Instrumentes der Lehrveranstaltungsevaluation
durch Studierende, direkte Beteiligte, wenn es darum
geht, die Qualität einer Hochschule zu erfassen, zu si-
chern und auch zu verbessern. Wird Lehre unter dem
Paradigma des Konstruktivismus betrachtet, so macht
dies auch Sinn, da der Lernprozess und damit – in der
Wahrnehmung von Studierenden – auch die Lehrveran-
staltungen ein höchst eigenwilliger und individueller
Prozess darstellt (vgl. Siebert 2003, S. 15). Die Bewer-
tung von Lehrveranstaltungen, die durch Studierende
stattfindet, ist somit beobachtungsrelativ, denn „unsere
Wirklichkeit ist «beobachtungsrelativ». Je nach «Stand-
punkt», Perspektive und «Brille» beobachten und bewer-
ten wir die Umwelt anders – und das heisst auch: Je
nach Stimmung, Interesse, sozialer Lage, Geschlecht,
etc. differieren Aufmerksamkeiten, Gedächtnisinhalte
und Viabilität“ (Siebert 2003, S. 19). Bei der Anwen-
dung des Instrumentes Lehrveranstaltungsevaluation
durch Studierende, müssen wir uns dieser Tatsache be-
wusst sein, damit bei der Auswertung und Besprechung
der Daten und insbesondere bei allfälligen aus den Erhe-
bungen begleiteten Massnahmen, keine Verzerrungen
und Fehlinterpretationen passieren. 
Das Instrument der Studierendenbefragung vermag als
eines von mehreren Evaluationsinstrumenten Stärken
und Schwächen des Geschehens in den Lehrveranstal-
tungen bewusst zu machen und so die pädagogische
Praxis kontinuierlich zu optimieren. Zudem kann damit
auch das institutionelle Lernen angeregt und Entwick-
lungsprozesse der Hochschule und des Curriculums un-
terstützt werden. Entscheidend für ein Gelingen ist, dass
die Schul- bzw. die Studiengangleitung bei der Erarbei-
tung des Fragebogens und beim Befragungs- und Aus-
wertungsprozesses, aber auch bei der Rückmeldung eine
klare Führungsrolle einnimmt. Lehrveranstaltungseva-
luation ist immer auch organisations- und lernkulturprä-
gend und somit eine Führungsaufgabe. Gerade die Zu-
sammenarbeit zwischen der Hochschul- bzw. Studien-
gangleitung als befragende Instanz und den Dozieren-
den wird durch eine Evaluation tangiert. Diese Bezie-
hung zwischen Schul- bzw. Studiengangleitung und
Lehrpersonen bzw. Dozierender ist jedoch für die Qua-
lität einer Hochschule zentral. Sie basiert auf Vertrauen
und Respekt und ist auch deshalb so zentral, da Hoch-
schulen mit ihrer immensen Dynamik und dem enormen
Wachstum der letzten Jahre zu mehrheitlich anonymen
Gebilden wurden. Wird aufgrund einer Lehrveranstal-
tungsevaluation durch Studierende diese Beziehung ge-
fährdet, beispielsweise aufgrund einer mangelnden
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Kommunikation bzgl. der Auswahl der zu evaluierenden
Veranstaltungen bzw. Lehrpersonen, einer zweifelhaften
Rückmeldung der Ergebnisse an die Lehrpersonen oder
wenn Unklarheit bzgl. der aus den Ergebnissen abgelei-
teten Massnahmen bei den Lehrpersonen besteht, so
würde eine Evaluation im Hinblick auf die Qualität einer
Schule kontraproduktiv wirken. Umgekehrt kann aber
eine professionell durchgeführte Evaluation durch Stu-
dierende das Vertrauen und damit die Beziehungen in-
nerhalb einer Hochschule festigen und vertiefen. Sie
prägen eine starke Organisations- und Lernkultur und
können eine Identifikation der Hochschulangehörigen
mit der Schule fördern.

2. Wachsende Studierendenzahlen und 
Bolognareform verlangten nach einer 
Anpassung des Curriculums

Die School of Management and Law (SML) in Win-
terthur wurde 1968 als Höhere Wirtschafts- und Verwal-
tungsschule (HWV) gegründet und ist heute eines von
acht Departementen der Zürcher Hochschule für Ange-
wandte Wissenschaften (ZHAW), welche ihrerseits eine
von drei Teilschulen der Zürcher Fachhochschule ist. Die
Studierendenzahlen im Bachelorstudium sind in den
letzten zehn Jahren von rund 770 Studierenden in zwei
Studiengängen auf über 3.000 in mittlerweile drei Studi-
engängen (Betriebsökonomie, Wirtschaftsrecht und
Wirtschaftsinformatik) angewachsen, wobei in Betriebs -
ökonomie sechs Vertiefungen angeboten werden. Ein
Vollzeitstudium dauert sechs, ein Teilzeitstudium acht

Semester. Abbildung 1 gibt eine Übersicht über die Ent-
wicklung. 
Die dargestellte Entwicklung beeinflusste natürlich auch
das Curriculum, das in mehreren Schritten den sich ver-
ändernden Anforderungen angepasst wurde. Umfangrei-
che Anpassungen wurden insbesondere durch die Bolo-
gna Reform notwendig. Das Curriculum 2005/06 wies
mit einer vergleichsweise geringen Modulgröße von
durchschnittlich 2 bis 3 ECTS noch eine große Ver-
wandtschaft mit dem ersten Fachhochschulcurriculum
und den Lehrplänen der HWV auf. Die kleine Modul-
größe führte zu relativ vielen Modulen, was mit der For-
derung der Bologna Reform, jedes Modul mit einem
Leis tungsnachweis abzuschließen, zu einem nicht mehr
zu bewältigenden Prüfungsmarathon führte. So wurde
auf das Herbstsemester 2009 ein neues Curriculum mit
sehr viel weniger, dafür größeren Modulen eingeführt. 
Neben der Bologna Reform haben auch die räumlichen
Gegebenheiten einen Einfluss auf das Curriculum. Das
gegenwärtige Hauptgebäude („Volkartgebäude“) in der
Nähe des Bahnhofs Winterthur wurde beim Umbau
Ende der 1990er Jahren für rund 700 Studierende konzi-
piert. Vorherrschender Raumtypus sind Klassenzimmer
für 30 Studierende. Im Zuge des oben dargestellten
Wachstums kamen im Laufe der Zeit immer weitere Ge-
bäude hinzu. Die räumlichen Gegebenheiten zwingen
aber nach wie vor dazu, die Studierenden in Einheiten
zu 30 Studierenden („Klassen“) zusammenzufassen, die
dann je nach Modul ganz oder teilweise zu größeren
Vorlesungsklassen zusammengefasst werden. Da gegen-
wärtig jährlich rund 1.000 neue Studierende aufgenom-
men werden, führt dies dazu, dass gewisse Module in

Abbildung 1: Entwicklung der Studierendenzahlen an der SML
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bis zu 18 parallelen Anlässen mit mehreren Dozierenden
durchgeführt werden müssen. Da alle Studierenden
einen Anspruch auf möglichst gleichartige Lehranlässe
haben, stellen diese Rahmenbedingungen höchste An-
forderungen an das Qualitätsmanagement. Die Qualität
der Lehre wird mittels eines mehrstufigen Evaluations-
konzeptes erfasst, überwacht und entwickelt. 

3. Evaluation an der SML
Die oben dargestellten Entwicklungen verlangten zur
Qualitätssicherung nach einem mehrstufigen Evaluati-
onskonzept. Lehrpersonen, Module und Studiengänge
werden in einem mehrstufigen Prozesse laufend eva-
luiert (vgl. dazu Tab. 1). 
Eine zentrale Stellung innerhalb des Konzeptes nimmt
die so genannte „Studierendenevaluation“ ein, d.h. die
Evaluation der Lehrveranstaltungen durch
die Studierenden. Die Studierenden be-
werten jedes Semester ca. 250 bis 400
Anlässe und äußern sich zur Durch-
führung der Lehranlässe der Dozierenden
sowie zum Modul. Die Evaluation erfolgt
nach ca. 2/3 des Semesters anonym über
das System „Evasys“. Die Studierenden
müssen pro Anlass zu folgenden neun
Fragen Stellung nehmen (vgl. Tab 2).
Die Studierenden müssen jede Frage auf
einer Skala von eins bis vier einschätzen (in
hohem Maße zutreffend (ab 4), gut zutref-
fend (ab 3), knapp zutreffend (ab 2), nicht
zutreffend (ab 1). Ihre geschlossenen Ant-
worten können die Studierenden durch
freie Antworten („Was gefällt mir an dieser
Lehrveranstaltung besonders gut?“, „Was
stört mich an dieser Lehrveranstaltung 
(ev. konkrete Verbesserungsvorschläge)?“,
„Weitere Bemerkungen“) ergänzen. 

Die geschlossenen Fragen werden pro
evaluiertem Anlass zu drei Indikatoren
verdichtet: Der Modulindikator umfasst
die Mittelwerte der Antworten auf die
Fragen 1-3. Der Unterrichts- bzw. Lehr-
personenindikator errechnet sich aus den
Mittelwerten der in Tab. 2 aufgeführten
Fragen 4-9. Der Globalindikator schließ-
lich basiert auf den Mittelwerten aller
neun Fragen.
Evaluationen durch Studierende bieten
aus theoretischer Sicht mehrere Chan-
cen, bergen jedoch auch Gefahren, die in
dem folgenden Kasten aufgeführt sind
(vgl. Abbildung 2). 
Obwohl an der SML der Stellenwert der
Studierendenevaluation immer wieder
kontrovers diskutiert wird, gewichten wir
die Chancen relativ stark und versuchen
den Gefahren durch flankierende Maß-
nahmen entgegenzuwirken. Dozierende
mit schlecht evaluierten Anlässen wer-
den zu einem Gespräch mit der Studien-
gangleitung eingeladen, in welchem ver-

sucht wird, die Ursachen einer schlechten Evaluation zu
ergründen und Maßnahmen abzuleiten. 
Was bringen nun aber Lehrveranstaltungsevaluationen
durch Studierende konkret? Lassen sich dadurch Verbes-
serungen erzielen? Im Folgenden werden diese Fragen
mit Hilfe einer Analyse der empirischen Ergebnisse der
Lehrveranstaltungsevaluationen durch Studierende der
Jahre 2009 bis 2012 nachgegangen.

4. Empirische Ergebnisse der 
Veranstaltungsevaluation durch Studierende

Für die empirische Datenanalyse wurden im Folgenden
alle vorhandenen 2.131 Datensätze der Lehrveranstal-
tungsevaluation durch die Studierenden der Jahre 2009
bis 2012 analysiert. Pro evaluierten Anlass lagen folgen-
de Daten vor: 

Tabelle 1: Evaluationskonzept der Bachelorstudiengänge an der School of
Management and Law

Tabelle 2: Fragebogen der Veranstaltungsevaluation durch die Studierenden
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a. Modul
b. Name der bzw. des unterrichtenden Dozierenden
c. Rücklaufquote (Anzahl Antworten pro Anlass in % der

Anzahl eingeschriebener Studierenden auf diesem
Anlass)

d. Modulindikator
e. Lehrpersonenindikator
f. Globalindikator

Die Grundgesamtheit der evaluierten Daten bestand aus
2.131 evaluierten Modulanlässen zwischen dem Herbst-
semester 2009 und dem Herbstsemester 2012. Der Mit-
telwert des Modulindikators (Mittelwert der Antworten
auf die Fragen 1-3 in Tab. 2) betrug 2,94, also leicht
unter 3 (= „knapp zutreffend“). Der Mittelwert des Lehr-
personenindikators (errechnet aus dem Mittelwert der
Antworten auf die Fragen 4-9 in Tab. 2) betrug 3,19, der

Abbildung 2: Chancen und Gefahren von Evaluationen durch Studierende

Chancen von Evaluationen durch Studierende

• Es können mit relativ geringem Aufwand große Datenmengen (Minimieren Verzerrungen und Fehler) und viele In-
formationen betreffend Unterricht der Lehrpersonen und Qualität der Module gesammelt werden. Mit diesen In-
formationen können Stärken und Schwächen der Lehre bewusst gemacht und so die pädagogische Praxis konti-
nuierlich optimiert werden (vgl. De Jong/Westerhof 2001, S. 53).

• Dozierende erhalten, insbesondere durch die Antworten auf die offenen Fragen, viele Informationen, die eine
persönliche Weiterentwicklung unterstützen.

• Beziehungen zwischen der Studiengang- bzw. Schulleitung und den Dozierenden können durch Vertrauen im per-
sönlichen Austausch über die Ergebnisse genährt und damit tragfähig werden, so dass sie den großen Belastun-
gen, denen Dozierende an Hochschulen heutzutage ausgesetzt sind, besser standhalten können. 

• Der Austausch über die Evaluationsergebnisse aus Studierendenbefragungen zwischen der Studiengang- bzw.
Schulleitung ermöglichen der zunehmenden Anonymität im Lehrkörper entgegenzuwirken, allenfalls Burnouts
vorzubeugen. Ebenso kann dadurch organisationales Lernen stattfinden und somit Entwicklungsprozesse der
Hochschule und des Curriculums unterstützt werden.

• Es besteht die Chance, dass Dozierende und Studierende gemeinsam über die Unterrichtsgestaltung und die mög-
lichen Ursachen von erlebten Schwierigkeiten nachdenken (vgl. Landwehr 2003, S. 40/41).

• Es besteht die Chance, dass Studierende Verbesserungen der Lehre im Laufe der Zeit bewusst wahrnehmen (vgl.
Landwehr 2003, S. 40/41). Allerdings sollte im Evaluationsverfahren erkenntlich sein, was in den Lehrveranstal-
tungen veränderbar ist und was nicht, d.h. es sollte bei den Studierenden keine falschen Hoffnungen geweckt
werden (vgl. Burkard/Eikenbusch 2000, S. 34).

• Befragungsergebnisse ermöglichen den Studierenden einen Vergleich zwischen den eigenen Beurteilungen der
Lehranlässe und den Beurteilungen von Kommilitonen, was eine Relativierung der eigenen Urteilsbildung haben
kann (vgl. Landwehr 2003, S. 40/41).

• Die Langzeiterfahrung von Studierenden mit Schule, Lehre und Dozierenden kann zur Qualitätserfassung genutzt
werden. Studierende erleben einerseits einzelne Dozierende über mehrere Lektionen und erlebten im Laufe ihrer
Laufbahn Dozierende über mehrere Fächer und auch im Vergleich über die Schulzeit hinweg sowie in unter-
schiedlichen Situationen. (vgl. Helmke 2007, S. 159 und De Jong/Westerhof 2001, S. 53).

Gefahren von Evaluationen durch Studierende
• Es besteht die Gefahr, dass von Dozierenden angenommen wird, Studierende würden unrealistisch bewerten (vgl.

Hawelka 2007, S. 24). Studierende erhalten unter Umständen eine große „Macht“ oder haben das Gefühl, große
„Macht“ zu haben, wenn Sie sehen, dass Sie Veränderungen initiieren können, wie beispielsweise den Einsatz der
Dozierenden beeinflussen. So besteht die Möglichkeit, dass sich Studierende an den Dozierenden für allfällige
Kritik oder unstimmige Notengebungen rächen (vgl. Meinefeld 2010, S. 303)

• Ergänzung: Studierende können nicht alle Aspekte der Qualität der Lehre und Dozierenden einschätzen, insbe-
sondere wohl die Fachkompetenz und die didaktische Kompetenz nicht (vgl. auch Helmke 2007, S. 167). Oftmals
herrscht bei Dozierenden die Einschätzung vor, dass Studierende nicht in der Lage seien, die Qualität der Lehre zu
beurteilen (vgl. Hawelka, 2007, S.24). Das Evaluationsverfahren sollte daher anerkennen, dass Dozierende und
Studierende jeweils auf ihre Weise Spezialisten für Unterricht sind (vgl. Burkard/Eikenbusch 2000, S. 35). Es be-
steht die Gefahr, dass persönliche Verletzungen bei Dozierenden stattfinden durch Äußerungen von Studierenden
gegenüber Es besteht die Gefahr, dass sich Studierende strategisch verhalten und z.B. strenge aber gute Dozieren-
de und schwierigere oder „unbeliebtere“ Module schlechter beurteilen.

• Es besteht die Gefahr, dass sich Dozierende strategisch verhalten, indem sie ihre Lehre und ihr Tun zu stark auf
gute Evaluationsergebnisse ausrichten und somit möglicherweise Vorgaben der Schule im Bereich der Didaktik
nicht erfüllen oder allenfalls die Qualität der Lehrveranstaltungen gefährden. 

• Studierende laufen bei der Befragung der grundsätzlichen Gefahr, den klassischen Beurteilungsfehlern (z.B. Erster-
Eindruck-Effekt, Sympathie-/Antipathie-Effekt, Situations-Effekt, Bezugspersonen-Effekt, Halo-Effekt) zu unterlie-
gen und damit die Evaluationsergebnisse verzerren (vgl. auch Helmke 2007, S. 167). 
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Globalindikator über alle 9 Fragen erreichte einen Wert
von 3,07.

4.1 Die Lehrveranstaltungsevaluation zeigt Verbesserun-
gen auf
Es stellt sich nun die Frage, ob in der Lehrveranstal-
tungsevaluation Qualitätsverbesserungen nachgewiesen
werden können. Hierzu wurden in der oben beschriebe-
nen Grundgesamtheit Anlässe von Dozierenden selek-
tiert, die in mehreren Semestern evaluiert wurden; es
ließen sich deren 250 Anlässe eruieren. Bei 147 oder
59% dieser Anlässe ließen sich zwischen der ersten und
der letzten Messung gemessen am Globalindikator Ver-
besserungen nachweisen. Dies scheint auf den ersten
Blick nicht gerade berauschend. Plausibilitätsüberlegun-
gen zeigten, dass bei Anlässen, die bereits bei der ersten
Messung relativ gut beurteilt wurden, naturgemäß bei
einer zweiten oder dritten Messung nochmalige Verbes-
serungen eher unwahrscheinlich sind. Unsere nochmali-
ge Analyse der Daten konzentrierte sich auf Anlässe, die
bei ihrer ersten Messung einen Globalindikator von <
3,0 (zur Erinnerung: < 3,0 bedeutet „knapp zutreffend“)
aufwiesen. Von den 92 so selektierten Anlässen wiesen
nun 76 bzw. 83% bei einer nochmaligen Messung eine
Verbesserung beim Globalindikator auf. Die Daten zei-
gen nicht auf, wieso die Studierenden mit der Zeit offen-
sichtlich eine Verbesserung der Veranstaltung wahrnah-
men. Da aber aufgrund der Evaluationsergebnisse so-
wohl in der Konzeption Module und den verwendeten
Unterlagen wie auch bei „schlecht“ evaluiertem Unter-
richtsverhalten Maßnahmen definiert und umgesetzt
wurden, lässt dies doch den Schluss zu, dass die vorlie-
gende Konzeption der Lehrveranstaltungsevaluation zu
qualitativen Verbesserungen führt. 

4.2 Studierende differenzieren in ihren Beurteilungen
nicht zwischen Dozierenden und Modulen
Der verwendete Fragebogen weist Fragen zur bzw. zum
Dozierenden und zum Modul auf (vgl. Tab. 2). Unter-
scheiden nun aber Studierende bei der Lehrveranstal-
tungsevaluation zwischen dem Dozierenden und dem
Modul? Mit anderen Worten: Sind die erhobenen Daten
für die Dozierenden und die Module voneinander unab-
hängig? Zur Beantwortung dieser Frage wurde mit allen
2.131 Datensätzen eine Korrelationsanalyse durchge-
führt. Die Daten sind als ordinal skaliert einzuordnen
(vgl. dazu Stier 1996, S. 74-76), folglich kommen die
folgenden Zusammenhangsmasse in Frage:

Berechnet wurden die Korrelation mittels Spearman’s
Rho (vgl. Saunders/Lewis/Thornhill 2003, S. 357). Der

Zusammenhang zwischen Modul- und Lehrpersonenin-
dikator ist mit 0,844 (Maximalwert = 1,0) sehr hoch
sowie hoch signifikant auf dem 0,01 Niveau! Diese Er-
gebnisse lassen sich als Ausprägung des Halo-Effekts in-
terpretieren (vgl. Emory/Cooper 1991, S. 212): Die Stu-
dierenden unterscheiden in ihrer Wahrnehmung offen-
sichtlich kaum zwischen Dozierenden und Modulkon-
zeption. Sie kommen zu einer Gesamteinschätzung der
Situation der Lehrveranstaltung, die durch beide Varia-
blen beeinflusst wird. Offensichtlich beeinflussen sich
die Variablen auch gegenseitig: Wenn das Modul Män-
gel aufweist (z.B. fehlende Kohärenz, mangelhafte Un-
terlagen o.ä.) werden auch die Dozierenden schlechter
bewertet und umgekehrt. 

5. Erste Erfahrungen und zukünftige 
Herausforderungen

Die weiter oben dargelegte Analyse, dass die Lehrveran-
staltungsevaluation seit 2009 Verbesserungen aufzeigt,
bestätigt den subjektiven Eindruck aus den Gesprächen
mit Dozierenden und Studierenden. Das vorliegende
Evaluationskonzept ist effektiv und mit einem vertretba-
ren Aufwand verbunden. Die Erfahrung der letzten Jahre
zeigt aber auch gewisse Schwachstellen auf. So ist bei-
spielsweise die Beteiligung an der Evaluation seit 2009
von 80,1% auf 51,7% zurückgegangen. Die Studieren-
den wurden quasi „evaluationsmüde“. Dies kann einer-
seits an einer allgemein sich erhöhenden Konfrontation
mit Befragungen im Internet liegen (vgl. Adams/Umbach
2012, S. 579). Ob sich dies nun auch auf die steigende
Qualität und eine steigende Zufriedenheit der Studie-
renden zurückführen lässt, ist mit den vorhandenen
Daten nicht belegbar. Es gibt allerdings Hinweise, dass
Studierende die aufgezeigten Verbesserungen selbst oft
nicht wahrnehmen. Dies hat teilweise damit zu tun, dass
sie ein Modul in der Regel nur einmal besuchen und so
von Verbesserungen nicht direkt profitieren können. An-
dererseits erwarten sie bei Missständen, z.B. bei einer
bzw. einem als schlecht wahrgenommenen Dozieren-
den, unmittelbare Reaktionen und Handlungen, bis hin
zur Entlassung der betroffenen. Eine sofortige Entfer-
nung von als schlecht wahrgenommenen Dozierenden
ist einerseits nach geltendem Recht nicht möglich, ande-
rerseits aber auch nicht angezeigt, falls Entwicklungs-
maßnahmen wie Weiterbildungen oder Supervisionen
Wirkung zeigen. Der Qualitätszyklus, bestehend aus
Messung, Maßnahme und erneuter Messung zieht sich
folglich oft über einen Zeitraum hin, der größer ist als
die drei Jahre, welche z.B. Vollzeitstudierende in der
Regel an unserer Hochschule verbringen. Dies führt
dann dazu, dass in der Wahrnehmung gewisser Studie-
render Evaluationen zu keinen Veränderungen führen. 
Im gegenwärtigen Evaluationskonzept kommt der Lehr-
veranstaltungsevaluation durch Studierende im Verhält-
nis zu anderen Evaluationsmaßnahmen ein zu großes
Gewicht zu. Es ist geplant, in Zukunft insbesondere ge-
genseitigen Besuchen (siehe dazu Tab. 1) ein stärkeres
Gewicht einzuräumen. 
Die These, dass Studierende nicht zwischen Mängeln bei
Modulen und Defiziten bei Dozierenden unterscheiden
können, wurde durch die weiter oben aufgeführte Kor-

Tabelle 3: Zusammenhangsmaße für das ordinale Ska-
lenniveau (Emory/Cooper 1991, S. 582)
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relationsanalyse bestätigt. Der Gesamtmodulindikator,
der auf allen neun Fragen basiert, hilft uns einzuschät-
zen, ob bei einer bzw. einem Dozierenden aufgrund
einer Evaluation Handlungsbedarf vorliegt oder nicht. 
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1. Einleitung

Frauen in Führungspositionen sind nicht nur in den Me-
dien ein vieldiskutiertes Thema. Die Wissenschaft be-
schäftigt sich seit vielen Jahren mit der Frage, wie es
Frauen gelingt, in die oberen Führungsetagen einer Or-
ganisation aufzusteigen (Terjesen/Singh 2008; Messer-
schmidt et al. 2012). Auch aus Hochschulleitungen sind
Frauen heutzutage kaum wegzudenken. Während der
Frauenanteil bei den Rektoren und Präsidenten deut-
scher Hochschulen im Jahr 2006 noch bei 8,2% lag (vgl.
Röbken 2006), werden derzeit 13,8% der obersten Lei-
tungspositionen in Hochschulen von Frauen übernom-
men. In welchen Hochschulen besonders viele Frauen in
der Leitung vertreten sind, welche biografischen Hinter-
gründe diese mitbringen und welche organisatorischen
Merkmale der Hochschulen mit dem Frauenanteil in der
Leitung korrelieren, sind Gegenstand der vorliegenden
explorativen empirischen Studie. 
Dieses Thema ist insbesondere für die Hochschulmana-
gementforschung relevant: Aus der Führungsforschung
ist bekannt, dass die Leitung für die Ausrichtung einer
Organisation eine prägende Kraft hat. Der Organisati-
onsdemografieansatz betont, dass der fachliche Hinter-
grund oder die beruflichen Erfahrungen der Führungs-
kraft einen Einfluss darauf haben können, welche The-
men für die Organisation als relevant erachtet werden
und wie Informationen aus der Umwelt in die Organisa-
tion übersetzt werden (vgl. z.B. Mayntz 1977; Röbken
2006). Innerhalb der Universität sind Hochschulleitun-
gen die sichtbarsten Akteure. Durch sie tritt die Hoch-
schule in der Öffentlichkeit auf; nicht selten ist der Öf-
fentlichkeit die Hochschule nur über die Präsidenten
oder Rektoren bekannt, die die Organisation nach
außen symbolisieren. Welche Personen dieses promi-
nente Amt bekleiden und welche Rolle Frauen in dieser
Position spielen, ist daher sowohl für Organisationswis-
senschaftler, Hochschulmanager, aber auch für externe
Anspruchsgruppen der Universität von Interesse.
Empirisch wurden deutsche Hochschulleitungen bisher
vereinzelt im deutschen Kontext untersucht (vgl. Röb-
ken 2006). Im US-amerikanischen Kontext liegen deut-
lich mehr Untersuchungen zu dem Thema vor. Sie rei-
chen von rein biografischen Analysen (vgl. z.B. Bolman
1965; Ferrari 1970) bis hin zu den Gestaltungsmöglich-
keiten von College Präsidenten (March/Cohen 1986)

und Erfolgsfaktoren der Hochschulleitung (vgl. z.B. Fi -
sher/Koch 1996). Darüber hinaus wurden zahlreiche Au-
tobiographien und Erfahrungsberichte von Hochschul-
präsidenten publiziert, die eine Vielzahl interessanter
anekdotischer Evidenzen aus der Leitungsposition bein-
halten (vgl. z.B. Kerr/Gade 1986). 
In diesem Beitrag soll eine empirische Bestandaufnahme
zur Repräsentanz von Frauen in Hochschulleitungen ge-
liefert werden. Die empirische Datenbasis bildet eine In-
ternetrecherche von 303 Hochschulen, die im CEWS-
Ranking aufgeführt sind (vgl. Löther 2011). Die Recher-
che der Internetseiten wurde zwischen Januar und März
2013 am Arbeitsbereich Weiterbildung und Bildungsma-
nagement an der Universität Oldenburg durchgeführt.
Nicht immer konnten für die gesamten 303 Hochschulen
die erforderlichen biografischen Angaben gewonnen
werden, wodurch sich bei den einzelnen Auswertungska-
tegorien zahlenmäßige Abweichungen ergeben können.

2. Ergebnisse
Die biografischen Hintergründe deutscher Universitäts -
präsidenten und Rektoren wurden nach verschiedenen
Kriterien ausgewertet. Neben der Zusammensetzung
der Hochschulleitungen zählen dazu Charakteristika wie
Alter, fachlicher Hintergrund und Rekrutierungsort.
Anschließend wird eine Zusammenhangsanalyse zwi-
schen ausgewählten Organisationsmerkmalen und der
weiblichen Präsenz in Hochschulleitungen durchgeführt.

Zusammensetzung der Hochschulleitungen
Die große Mehrheit der Hochschulleitungen ist nach wie
vor männlich. Unter den derzeit 303 Hochschulleitungen
haben 41 Frauen das Amt der Rektorin/Präsidentin inne.
Das entspricht einem Anteil von 13,5% und bedeutet
einen Anstieg von 5,3% im Vergleich zum Jahr 2006
(Röbken 2006). Überdurchschnittlich häufig haben Pä -
dagogische Hochschulen eine weibliche Leitung (50%)
sowie Kunst- und Musikhochschulen (17,39%). Am sel-
tensten werden Technische Hochschulen durch Frauen
geleitet (eine von 14, d.h. 7,14%) (vgl. Abb. 1). 
Diese Anteile lassen sich relativ plausibel erklären. Im
Zeitverlauf der letzten Dekade ist ein gestiegener Anteil
an Professorinnen an Hochschulen zu beobachten (vgl.
Schubert/Engelage 2011). Die Steigerung resultiert aus
einem steigenden Frauenanteil an Promovierten (vgl. Au-
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riol 2010), aber auch aus einer verstärkten Implementie-
rung von Gleichstellungsmaßnahmen (vgl. Roloff 2008).
Bestimmte Fachrichtungen (z.B. die Erziehungs- und
Geis teswissenschaften) weisen einen höheren Frauenan-
teil auf, während Frauen in den MINT-Fächern unterre-
präsentiert sind (vgl. Leuze/Strauss 2009). Hinsichtlich
der ungleichmäßigen Verteilung von Führungskräften
über die Hochschultypen ist zu vermuten, dass sich diese
Proportionen in Hinblick auf den Hochschultyp und des-
sen fachliche Schwerpunktsetzung widerspiegeln.

Betrachtet man den Frauenanteil in der gesamten Hoch-
schulleitung bestehend aus Rektor/innen und Prorek-
tor/innen bzw. Präsident/innen und Vizepräsident/in -
nen, fällt die weibliche Repräsentanz deutlich höher aus.
Dazu wurde der prozentuale Anteil aller Frauen in einer
Hochschulleitung berechnet. Eine Frau in einem vier-
köpfigen Leitungsteam ergibt damit einen Frauenanteil
von 25%. Diese Werte wurden anschließend gemittelt,
so dass sich über alle untersuchten Hochschulen hinweg
ein Durchschnittswert von 21,6% ergibt. Diese Zahl vari-
iert jedoch mit der Anzahl der Mitglieder der Hoch-
schulleitung. Je mehr Mitglieder die Hochschulleitung
hat, desto wahrscheinlicher ist es, dass darunter weibli-
che Vertreter sind. In Hochschulleitungen mit vier Mit-
gliedern ist z.B. häufig eine Stelle mir einer Frau besetzt
(110 bzw. 36,3%). Aber fast genauso viele Hochschulen
(108 bzw. 35,6%) haben keine einzige Frau in die Hoch-
schulleitung berufen. In 67 Hochschulen (22,1%) liegt
der Frauenanteil zwischen 26% und 50%, und in 18
Hochschulen (5,9%) besteht die Hochschulleitung zu
mindestens 50% der Fälle aus Frauen. Der Frauenanteil
in den Hochschulleitungen ist in den Pädagogischen
Hochschulen ebenfalls am höchsten und in den Techni-
schen Hochschulen am niedrigsten. Frauenanteile in
einer Fachrichtung spiegeln sich potenziell auch in Be-
setzungsgremien wider, die möglicherweise die Einstel-
lung weiterer Frauen stärker unterstützen und fördern.
Gleichzeitig spielt die Fachkultur eine Rolle: ist eine

Fachkultur bereits länger durch einen ausgewogeneren
Frauenanteil geprägt, ist es möglich, dass die Verant-
wortlichen die Kompetenzen und Fähigkeiten von Frau-
en in ihrem Fachbereich besser einschätzen können und
aus diesem Grund auch wieder bevorzugt Frauen rekru-
tieren (vgl. Holzbecher/Küllchen 2002). 

Zuständigkeiten und Tätigkeitsschwerpunkte
In einem weiteren Schritt wurden die primären Zustän-
digkeiten der Angehörigen der Hochschulleitungen ana-
lysiert. Mittels einer induktiven Kategorienanalyse ließen
sich vier Hauptkategorien identifizieren: (1) Studium und
Lehre, (2) Forschung und Wissenschaft, (3) Internationa-
les und (4) Management, Verwaltung, Planung und Fi-
nanzen. Für Aufgabenbezeichnungen, die sich in keinen
der genannten Schwerpunkte unproblematisch einfügen
ließen (z.B. „Informationstechnolo gien“ oder „Vizekanz-
ler“), wurde eine fünfte Sammelkategorie unter „Sonsti-
ges“1 angelegt. Den größten Bereich bildet die Kategorie
„Studium und Lehre“ mit anteilig 42,4% der Fälle, ge-
folgt von „Forschung und Wissenschaft“ (28,0%), „Ma-
nagement, Verwaltung, Planung und Finanzen“ (18,2%)
und „Internationales“ (11,4%).
Auf Basis der genannten Kategorien wurde eine Kreuzta-
bellenanalyse durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Analy-
se fallen signifikant aus (p <= .05). Frauen sind anteilig
etwas häufiger im Bereich „Studium und Lehre“ vertreten
als Männer (54,5% vs. 38,4%). Männer haben hingegen
eine sehr hohe Repräsentanz im Bereich „Forschung und
Wissenschaft“ (9,1% vs. 34,3%) Die Repräsentanz im Be-
reich „Internationales“ gestaltet sich relativ ausgeglichen
(9,1% vs. 12,1%). Im Bereich „Management, Verwaltung,
Planung und Finanzen“ sind anteilig interessanterweise
mehr Frauen vertreten (27,3% vs. 15,2%).
Betrachtet man den relational hohen Anteil der Prorek-
torinnen, die für den Schwerpunkt „Studium und Lehre“
zuständig sind, ist es durchaus möglich, dass eine Selbst-
selektion in diesen Aufgabenbereich stattfindet. So be-
vorzugen Frauen häufig Tätigkeiten, die durch kommu-
nikative und soziale Aufgaben geprägt sind (vgl. Hakim
2002). Da der Bereich „Studium und Lehre“ beratende
und unterstützende Aufgaben vorsieht, entspricht er in
seinen Kernaufgaben durchaus traditionellen Rollenzu-
schreibungen und Neigungen von Frauen (vgl. Bielby/
Bielby 1984). Jedoch ist auch eine Fremdselektion denk-
bar, die Frauen bewusst in diesen Bereich einordnet,
während in anderen Bereichen (z.B. „Forschung und
Wissenschaft“) männliche Kollegen bevorzugt gewählt
werden. Eine Ursache hierfür können Zuschreibungen
von außen sein, die anhand von Geschlechterrollen be-
stimmte Fähigkeitsprofile ableiten, welche sich dann
wiederum in geschlechtssegregierten organisationalen
Tätigkeitsbereichen manifestieren (vgl. Acker 1992). 
Eine Erklärung für die Überrepräsentanz der Männer im
Bereich „Forschung und Wissenschaft“ lässt sich mögli-

1 In den Analysen wurde diese Kategorie als fehlender Wert eingestuft. Im
Vorfeld wurde eine Kontrollanalyse durchgeführt, die zeigt, dass die Kate-
gorie „Sonstiges“ über Männer und Frauen hinweg weitestgehend gleich
verteilt ist und in keinem Zusammenhang mit dem Geschlecht steht. Auch
unter Hinzunahme der Kategorie „Sonstiges“ fallen die Ergebnisse in ähn-
lichem Maße signifikant aus (p <= .05). Ein Wegfall der Kategorie „Sonsti-
ges“ verzerrt die Ergebnisse somit nicht.

Abbildung 1: Anzahl Männer und Frauen in Führungs-
positionen der Hochschulleitung nach
Hochschultyp.
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cherweise auch aus dem fachlichen Hintergrund der Be-
teiligten ableiten. Der Männeranteil an Prorektoren aus
Mathematik und Naturwissenschaften ist signifikant
höher als der Anteil an Frauen mit einem naturwissen-
schaftlichen Hintergrund (p <= .05). Gerade die natur-
wissenschaftlichen Fächer gelten auch in internationaler
Perspektive als besonders forschungsstark und weisen
hohe Drittmittelquoten auf. Prorektor/innen aus den
Naturwissenschaften könnten daher tendenziell ein stär-
keres Interesse am Bereich „Forschung und Wissen-
schaft“ haben, während Prorektor/innen aus der Fächer-
gruppe Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
potenziell den Bereich „Management, Verwaltung, Pla-
nung und Finanzen“ präferieren. Prorektor/innen aus
den Geistes- und Kulturwissenschaften zeigen mögli-
cherweise eine Neigung für den kommunikationsintensi-
veren Bereich „Studium und Lehre“. Die vermuteten Zu-
sammenhänge bildet eine weitere Kreuztabellenanalyse
zumindest marginal signifikant ab (p <= .10)

Alter 
Im Durchschnitt liegt das Alter der Hochschulpräsiden-
tinnen/-rektorinnen zum Erhebungszeitpunkt bei 56,9
Jahren, bei ihren männlichen Kollegen mit 57,7 Jahren
leicht darüber. Der Unterschied ist aber nicht signifi-
kant. Die Vizepräsidentinnen und Prorektorinnen sind
im Durchschnitt etwas jünger (54,1), die Vizepräsiden-
ten und Prorektoren sind im Mittel 54,9 Jahre alt. Bei
Amtsantritt liegt das durchschnittliche Alter der Präsi-
denten und Rektoren bei 51,7 Jahren, bei ihren weibli-
chen Kollegen bei 52,7 Jahren. Die derzeitig jüngste
Präsidentin ist 46 Jahre, die älteste 64 Jahre. Der jüngs -
te Präsident an deutschen Hochschulen ist 40 Jahre, der
älteste 76 Jahre.
Hinsichtlich des Alters der Hochschulpräsidentinnen/-
rektorinnen würden Studien von Schubert/Engelage
(2011), Auriol (2010) und Roloff (2008) andere Resulta-
te nahelegen. Der Frauenanteil an Promovierten und ha-
bilitierten Frauen ist im Zeitverlauf angestiegen. Zudem
wurden in den vergangenen Jahren Gleichstellungsmaß-
nahmen stärker in den Blick genommen. Aus diesem
Grund wäre zu vermuten gewesen, dass Hochschulpräsi-
dentinnen/-rektorinnen möglicherweise etwas jünger
sind als ihre männlichen Kollegen. 

Fachlicher Hintergrund der Präsidenten und Rektoren
Die Frauen und Männer an den Spitzen der Hochschul-
leitungen bringen sehr unterschiedliche fachliche Hin-
tergründe mit. Am häufigsten sind im Präsidenten- bzw.
Rektorenamt die Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaften vertreten (28,3%), gefolgt von den Sprach-
und Kulturwissenschaftlern (19,7%) und den Mathema-
tik- und Naturwissenschaften (18,3%). 15,4% der Lei-
tungen stammen aus den Ingenieurswissenschaften,
12,9% aus den Kunst- und Kulturwissenschaften. Deut-
lich seltener sind Mediziner in den Spitzen der Hoch-
schulen vertreten (3,6%) sowie die Agrar-, Forst- und
Ernährungswissenschaften (1,8%) (vgl. Abb. 2). 
Die ermittelten Zahlen entsprechen in hohem Maße
den Zahlen zur allgemeinen Repräsentation von Fächer-
gruppen an Hochschulen, die in der 20. Sozialerhebung
des Deutschen Studentenwerks ermittelt wurden. Hier-

nach sind Wirtschafts-, Rechts- und Sozialwissenschaf-
ten am stärksten repräsentiert (29,8%), Fächergruppen
wie die Medizin (6,1%) oder die Agrar-, Forst- und
Ernährungswissenschaften (2,0%) eher schwächer (vgl.
Middendorff et al. 2013). Die Übereinstimmung zeigt,
dass die studierte Fachrichtung der Hochschulpräsi-
dent/innen und Rektor/innen die Repräsentation der
einzelnen Fächergruppen im Hochschulkontext weitest-
gehend abbildet.

Auffallend ist, dass überdurchschnittlich viele Frauen
der Fachrichtungen Humanmedizin, Veterinärmedizin
und Gesundheitswissenschaften Hochschulrektorinnen/
-präsidentinnen sind, wobei zu berücksichtigen ist, dass
die Gesamtzahl der Vertreter dieser Fachrichtungen
niedrig ist. Präsidentinnen und Rektorinnen stammen
auch häufig aus den Sprach- und Kulturwissenschaften
(20%) sowie aus den Kunst- und Kulturwissenschaften
(19,4%). Zwischen Fachrichtung und Geschlecht be-
steht ein signifikanter Zusammenhang (p <. 05). An den
Technischen Hochschulen haben bis auf eine Ausnahme
alle Rektoren/Präsidenten ein MINT-Fach studiert (p <=
.01). Diese Zahlen spiegeln weitesgehend die Vertei-
lung der Geschlechter über die Fachrichtungen (vgl.
Middendorff et al. 2013). An privaten Hochschulen
haben hingegen überproportional viele Rektoren/innen
bzw. Präsidenten/innen ein Fach der Fächergruppe
Wirtschafts-, Rechts- oder Sozialwissenschaften stu-
diert (p <= .01). Neben der guten wirtschaftlichen Ver-
wertbarkeit dieser Fächergruppen auf dem Arbeits-
markt (vgl. van der Werfhorst/Kraaykamp 2001) liegt
möglicherweise eine andere Ursache für die starke Re-
präsentanz an privaten Hochschulen auch darin begrün-
det, dass diese Fachrichtungen relativ kostengünstig zu
finanzieren sind. 
Ein Vergleich der fachlichen Hintergründe mit der Erhe-
bung von Röbken (2006), in der nur Universitätsleistun-
gen untersucht worden sind, ergibt folgendes Bild: Vor 7
Jahren waren in den Universitätsleitungen statt heute
15,4% nur 8,5% Ingenieure vertreten. Im Gegensatz
waren im Jahr 2006 43,2% der Hochschulleitungen
Wirtschafts-, Rechts- und Sozialwissenschaftler, wohin-
gegen der Anteil heute nur noch bei 28,3% liegt. Somit
haben sich in der Zwischenzeit die Wirtschafts-, Rechts-

Abbildung 2: Anzahl Männer und Frauen in Führungs-
positionen der Hochschulleitung nach
Fächergruppe.
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und Sozialwissenschaftler wieder etwas aus dem Präsi-
denten- bzw. Rektorenamt zurückgezogen. Eine Er-
klärung für den Anstieg der Ingenieurswissenschaftler in
den Hochschulleitungen könnte der allgemeine Bedeu-
tungszuwachs sein, den diese Fächer in den letzten Jah-
ren in Medien und Wissenschaft durch die Fachkräfte-
Nachwuchsproblematik erfahren haben. 
Bei Betrachtung der fachlichen Zusammensetzung der
Rektorate und Präsidien wären zwei Forschungsannah-
men möglich. Einerseits wäre ein Muster denkbar, wel-
ches auf Homophilie hindeuten könnte. Homophilie be-
deutet soviel wie „gleich und gleich gesellt sich gern“.
Personen, die sich hinsichtlich bestimmter Eigenschaf-
ten (z.B. Geschlecht, Alter, Ausbildung, sozioökonomi-
scher Status o.ä.) ähneln, schließen sich mit höherer
Wahrscheinlichkeit zusammen als jene, die sich diesbe-
züglich unterscheiden (vgl. McPherson et al. 2001). Die-
ser Ähnlichkeitseffekt wurde in verschiedenen sozialen
Beziehungen gefunden, wie z.B. Heirat (vgl. Gutten-
tag/Secord 1983), Freundschaft (vgl. Lincoln/Miller
1979) oder auch Personalrekrutierungen (Westphal/
Zajac 1995). Tsui and O’Reilly (1989) beobachteten,
dass Ähnlichkeiten zwischen Vorgesetzten und Mitar-
beitern mit besseren Personalbeurteilungen und einer
höheren wahrgenommenen Effektivität einhergehen.
Eine Erklärung für dieses vorgefundene Muster am Ar-
beitsplatz ist, dass soziale Homogenität Kommunikation
vereinfacht, Verhalten besser prognostizierbar ist und
dadurch leichter Vertrauen erzeugt werden kann (vgl.
Franke et al. 2007). 
Andererseits ist zu berücksichtigen, dass Diversität und
Interdisziplinarität Teams leistungsfähiger macht (vgl.
Bissels/Sackmann/Bissels 2001). Unterschiedliche Per-
spektiven machen heterogene Team innovationsfähiger
und ermöglichen die Erprobung vielfältiger Lösungsstra-
tegien (vgl. Gebert/Boerner/Keaby 2006). Weiterhin för-
dern heterogener Teams die Kreativität (vgl. Amabile
1998). Gleichzeitig kann die Heterogenität eines Teams
auch risikobehaftet sein, da die Zusammenarbeit in he-
terogenen Gruppen stärker durch Konflikte und Miss -
verständnisse geprägt ist (vgl. Lovelace/Shapiro/Wein-
gart 2001). Entsprechend sind zur Zusammensetzung
von Hochschulleitungen konkurrierende Forschungsan-
nahmen denkbar. 
Der vorliegende Datensatz stützt partiell die Annahme
der Homophilie-These. Hat der Rektor oder Präsident
seinen Abschluss in einem MINT-Fach absolviert, stam-
men die ersten und zweiten Prorektoren überdurch-
schnittlich häufig ebenfalls aus den MINT-Fächern (p <=
.01). Gleiches trifft auf die Wirtschafts-, Rechts- und So-
zialwissenschaften zu (p <= .01). Für die anderen
Fächerkonstellationen kann das Homophilie-Prinzip hin-
gegen nicht bestätigt werden. Dies lässt sich möglicher-
weise darauf zurückführen, dass insbesondere die Geis -
tes- und Kulturwissenschaften verstärkt generalistische
Inhalte vermitteln und hierdurch interdisziplinärer ange-
legt sind als beispielsweise naturwissenschaftliche
Fächer, die mit einem stark spezifizierten Wissen einher-
gehen (vgl. Davies/Guppy 1997). Weitere demografi-
sche Variablen wie Alter oder Geschlecht, haben eben-
falls keinen Einfluss auf die Zusammensetzung der
Hochschulleitungen.

Rekrutierungsort
Die Mehrzahl der Präsidenten und Rektoren (56,8%)
wurde innerhalb der Hochschule rekrutiert, immerhin
43,2% stammen von außerhalb. In dieser Hinsicht hat
sich im Vergleich zu 2006 eine deutliche Veränderung
ergeben. Damals wurden lediglich 16,4% der Hoch-
schulleitungen extern rekrutiert. Zwischen Geschlecht
und Rekrutierungsort besteht kein Zusammenhang. Es
ergeben sich auch keine Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen Hochschultypen. Lediglich in Bezug auf die
Trägerschaft lassen sich Unterschiede erkennen: An pri-
vaten Hochschulen lassen sich signifikant mehr externe
Rekrutierungen beobachten als an staatlichen Hoch-
schulen, an Hochschulen in kirchlicher Trägerschaft wur-
den hingegen signifikant weniger Präsidenten bzw. Rek-
toren extern rekrutiert (p <= .05). 
Hochschulleitungen an Privathochschulen besitzen häu-
fig einen wirtschaftswissenschaftlichen Fachhintergrund.
Personen, die aus dieser Fachrichtung kommen, haben
möglicherweise ein verstärktes Interesse an Manage-
mentaufgaben. Aus diesem Grund könnte die Motivati-
on von Angehörigen dieser Fächergruppe höher liegen
sich auch extern zu bewerben, um das von ihnen favori-
sierte Aufgabenprofil ausführen zu können. Gleichzeitig
wird – dem Homophilie Prinzip folgend – die Motivation
von Hochschulleitungen an Privathochschulen höher
sein, einen Bewerber mit einem wirtschaftswissen-
schaftlich geprägtem Fachhintergrund und Erfahrung im
Managementbereich einzustellen. Theologische Hoch-
schulen werden bei der Rekrutierung ihres Führungsper-
sonals hingegen potenziell andere Auswahlkriterien an-
setzen (z.B. kirchliches und soziales Engagement, Wer-
tekongruenz). 
Extern Rekrutierte weisen zudem eine geringere Amts-
dauer auf. Sie sind im Durchschnitt 4,6 Jahre im Amt, in-
tern Rekrutierte 6,3 Jahre (p <= .01). Dieses Muster
könnte auch dadurch erklärt werden, dass insbesondere
in den letzten Jahren viele Personen außerhalb der eige-
nen Hochschule für das Amt gewonnen wurden und da-
durch eine vergleichsweise kurze Amtszeit aufweisen.
Frauen sind trotz gleichen Alters mit 4,2 Jahren etwas
kürzer im Amt (p <= .05), während Männer sich im
Durchschnitt seit 6 Jahren auf der Leitungsposition be-
finden. Auch das ließe sich über die Tatsache erklären,
dass insbesondere erst in den letzten Jahren viele Frauen
in die Spitzenämter der Hochschulen berufen wurden. 

Organisationsmerkmale
Eine Korrelation zwischen dem Geschlecht der Hoch-
schulleitung und ausgewählten Merkmalen der Hoch-
schule ergibt nur wenige signifikante Zusammenhänge.
Es wurde sowohl das Geschlecht des Rektors bzw. Präsi-
denten als auch der Frauenanteil in der gesamten Hoch-
schulleitung (in %) mit den Variablen in Beziehung ge-
setzt. Die Ergebnisse sind in Tabelle 1 dargestellt. 
Ein schwacher positiver Zusammenhang ergibt sich zwi-
schen der Größe der Hochschulleitung und dem Frau-
enanteil. Hier ist zu berücksichtigen, dass viele kleine
Rektorate bzw. Präsidien nur eine oder zwei Personen
umfassen und diese häufig ausschließlich männlich be-
setzt sind. Zudem besteht ein Zusammenhang zwischen
Trägerschaft und Frauenanteil. An staatlichen und kirch-
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lichen Hochschulen liegt der Frauenanteil im Mittel bei
ca. 24%, an privaten Hochschulen beträgt er durch-
schnittlich nur 9%. Pädagogische Hochschulen unter-
scheiden sich mit einem durchschnittlichen Frauenan-
teil von ca. 54% signifikant positiv von Universitäten
(22%), Fachhochschulen (19%) und Technischen Hoch-
schulen (15%). 
Ist die Hochschule Mitglied der HRK, liegt der Frau-
enanteil im Mittel bei 24%; bei Hochschulen, die nicht
Mitglied der HRK sind, fällt der durchschnittliche Frau-
enanteil mit 12% nur halb so hoch aus. Da allerdings
mehr Hochschulen in staatlicher Trägerschaft Mitglied
der HRK sind als staatlich anerkannte Hochschulen in
privater Trägerschaft (p <= .001), ist der Effekt mögli-
cherweise redundant mit dem Effekt der Trägerschaft
der Hochschule. 
Ein weiterer signifikanter Zusammenhang lässt sich zwi-
schen geografischer Lage und Frauenanteil in der Hoch-
schulleitung beobachten. Je mehr Einwohner der Hoch-
schulstandort hat, desto höher liegt im Mittel der Frau-
enanteil im Rektorat bzw. Präsidium (p <= .05). Eine Ur-
sache für diesen Zusammenhang lässt sich höchstes ver-
muten. So sind urbane Regionen durch eine größere He-
terogenität der Bevölkerung geprägt als ländlichere Re-
gionen (vgl. Eckert/Kißler 1992). Möglicherweise ist in
diesem Kontext in größeren Städten die Bereitschaft,
konventionelle Muster zu verändern, größer als in länd-
licher geprägten Räumen. Andererseits könnte es sich
hierbei um eine Scheinkorrelation handeln. So sind Pri-
vathochschulen, die signifikant seltener Mitglied in der
HRK sind, häufiger in kleineren Städten oder Zusam-
menschlüssen von Städten angesiedelt als staatliche
Hochschulen. Der Effekt wäre dann nicht auf die Bevöl-

kerungsdichte zurückzuführen, sondern
auf eine Mitgliedschaft in der HRK bzw.
den Hochschultyp. Auf die Hochschul-
größe gemessen an der Anzahl der Studie-
renden lässt sich dieser Befund jedoch
nicht generalisieren. Das Gründungsjahr,
der Hochschulstandort (Ost bzw. West)
und die Regierungskonstellation im jewei-
ligen Bundesland stehen in keinem signifi-
kanten Zusammenhang mit dem Frau-
enanteil in der Hochschulleitung.

3. Zusammenfassung und Fazit
Die geschlechterbezogene Analyse deut-
scher Hochschulleitungen hat teilweise
die Befunde aus vorherigen Studien be-
stätigt, teilweise aber auch einige neue
Muster in der biografischen Zusammen-
setzung dieses Amtes hervorgebracht. Im
Vergleich zu 2006 sind mittlerweile deut-
lich mehr Frauen in den Hochschulleitun-
gen aktiv, und es wurden deutlich mehr
Präsident/ innen und Rektor/innen außer-
halb der eigenen Hochschule rekrutiert.
Eine Ursache hierfür liegt, wie bereits an-
geführt, in einem erhöhten Frauenanteil
an Promovierten und Habilitationen, so -
wie der konsequenteren Durchsetzung

von Gleichstellungsmaßnahmen (vgl. Schubert/Engela-
ge 2011; Auriol 2010; Roloff 2008). Parallel ist die
Hochschulexpansion zu berücksichtigen, aufgrund derer
der Bedarf an qualifizierten Führungskräften im Hoch-
schulbereich gewachsen ist. Entsprechend ist eine ge-
stiegene Anzahl externer Rekrutierungen im Zeitverlauf
als plausibel zu betrachten.
Auch die fachlichen Hintergründe haben sich insofern
verschoben, als dass etwas weniger Wirtschafts-,
Rechts- und Sozialwissenschaftler in der Position tätig
sind, dafür aber ein Anstieg an Ingenieurswissenschaft-
lern zu verzeichnen ist. Die Gruppe der Wirtschafts-,
Rechts- und Sozialwissenschaftler bleibt aber nach wie
vor am häufigsten in der Hochschulleitung vertreten, vor
allem an Privathochschulen. Die überproportionale Re-
präsentation von Wirtschafts-, Rechts- und Sozialwis-
senschaftler in Hochschulleitungen von Privathochschu-
len lässt sich bezugnehmend auf das Homophilie-Prinzip
schlüssig erklären (vgl. McPherson et al. 2001). Bemer-
kenswert, aber nicht sehr überraschend, ist die Tatsache,
dass Frauen signifikant weniger in Leitungspositionen
privater Hochschulen vertreten sind. In Hochschulen in
öffentlicher bzw. kirchlicher Trägerschaft sind sie deut-
lich stärker repräsentiert. Damit bestätigen die Befunde
die Ergebnisse anderer Studien, die betonen, dass Frau-
en in Führungspositionen im öffentlichen Dienst weni-
ger diskriminiert werden als in der privaten Wirtschaft
(vgl. Ballou 2001). Frauen haben darüber hinaus beson-
ders gute Chancen, ein Mitglied der Hochschulleitung
zu werden, wenn es sich um ein größeres Leitungsgremi-
um handelt, wenn es sich um eine pädagogische Hoch-
schule handelt, wenn die Hochschule ein Mitglied der
HRK ist, und wenn die Hochschule in einer urbanen Re-

Tabelle 1: Bivariate Zusammenhangsanalysen zwischen Organisations-
merkmalen und dem Geschlecht der Führungskräfte sowie
dem prozentualen Frauenanteil in den Hochschulleitungen
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gion angesiedelt ist. Da signifikant mehr staatliche
Hochschulen Mitglieder der HRK sind als privaten Hoch-
schulen, könnte es sich hierbei jedoch um einen redun-
danten Zusammenhangseffekt handeln.
Die empirischen Daten liefern eine wichtige Grundlage
für die künftige Ausgestaltung der Leitungsstrukturen an
deutschen Hochschulen. Eine Förderung von Frauen in
Leitungspositionen in Hochschulen setzt die Kenntnis
zur aktuellen demografischen Zusammensetzung dieser
Ämter voraus. Für hochschulpolitische Entscheidungs-
träger sind empirische Daten zur Zusammensetzung der
Hochschulleitungen und ihrer Entwicklung im Zeitver-
lauf daher von zentraler Bedeutung. Die vorliegende
Darstellung bietet zudem Möglichkeiten, Veränderun-
gen im Zeitverlauf zu vergleichen. In der Tat kann ein
positiver Trend in Bezug auf die Repräsentanz von Frau-
en in Hochschulleitungspositionen beobachtet werden.
Dieser Anstieg bezieht sich vor allem auf die Vizepräsi-
denten- und Prorektorenämter. Frauen in Hochschullei-
tungen sind in bestimmten Zuständigkeitsbereichen an-
teilig überrepräsentiert. Hierzu zählen die Bereiche „Stu-
dium und Lehre“ sowie „Management, Planung, Verwal-
tung und Finanzen“. Männer dominieren hingegen den
Bereich „Forschung und Wissenschaft“. Für den Bereich
„Internationales“ ergeben sich keine Geschlechterunter-
schiede. Interessant ist an dieser Stelle die Frage nach
möglichen Ursachen für die Aufgabenteilung. Der Be-
reich „Studium und Lehre“ entspricht in seinen Kernauf-
gaben durchaus traditionellen Rollenzuschreibungen
und Neigungen von Frauen (Hakim 2002). Gleichzeitig
ist nicht auszuschließen, dass Frauen aufgrund eben die-
ser traditionellen Rollenschreibungen bevorzugt für die-
sen Bereich gewählt werden, d.h. eine Fremdselektion
stattfindet, die Rollenzuschreibungen dauerhaft manife-
stiert (vgl. Acker 1992; Bielby/Bielby 1984). Warum
Frauen im Bereich „Management, Planung, Verwaltung
und Finanzen“ überrepräsentiert sind, im Bereich „Inter-
nationales“ hingegen nicht, lässt sich hingegen nicht an-
hand von Neigungen oder klassischer Rollenzuschrei-
bungen erklären. Die Überrepräsentanz von Männern im
Bereich der „Forschung und Wissenschaft“ lässt sich teil-
weise durch den fachlichen Hintergrund erklären. Der
Effekt des fachlichen Hintergrundes ist bezogen auf den
Tätigkeitsschwerpunkt jedoch schwächer als der Ge-
schlechtereffekt. Die Verknüpfung mit der Forschungs-
stärke bestimmter Fächergruppen (z.B. Naturwissen-
schaften) kann daher nur teilweise erklären, warum
Männer im Schwerpunktbereich „Forschung und Wis-
senschaft“ dominant vertreten sind. Auch hier sind Er-
klärungen basierend auf geschlechtsspezifischen Selekti-
onsmechanismen denkbar.
Die vorliegende Studie versteht sich als explorative Pi-
lotstudie, die auf Basis deskriptiver Analysen Anhalts-
punkte für künftige Forschungsfragestellungen geben
kann. Mit Blick auf die geschlechtsselektive Aufgaben-
verteilung in Hochschulleitungen wäre es interessant,
eine qualitative Interviewstudie durchzuführen, die be-
rufsbezogene Motivation und Volition der Frauen und
Männern in Hochschulleitungen erfasst. Inwieweit se-
lektieren sich Frauen in bestimmten Positionen oder
werden sie fremdselektiert? Existieren ähnliche Mecha-
nismen bei den Männern? Bietet die Schwerpunktset-

zung in einem bestimmten Bereich bessere Aufstiegs-
und Karrierechancen? Zukünftige Studien könnten die-
sen Fragestellungen gezielter nachgehen. Anhand von
narrativen qualitativen Interviews könnten Entschei-
dungsmuster und deren Auswirkungen auf Karrierever-
läufe rekonstruiert werden. Die langsam steigende Re-
präsentanz von Frauen in Hochschulleitungen ist als po-
sitive Tendenz zu werten. Jedoch bleiben Frauen nach
wie vor die Ausnahme in den Spitzenpositionen der
Hochschulen. 
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Anna Füssinger

Leitbilder an bayerischen Hochschulen

Anna Füssinger

Der Hochschulsektor befindet sich seit Längerem in
einem grundlegenden Umbruch. Die Hochschulen ste-
hen durch verschiedene Reformen mittlerweile im Wett-
bewerb zueinander. Auch die Selbststeuerung nimmt
durch Initiativen wie dem New Public Management zu,
wonach sich deutsche Hochschulen mit Themen wie
strategisches Controlling beschäftigen müssen. Demzu-
folge werden auch Leitbilder für Hochschulen relevan-
ter. Mit diesen beschreiben sie ihre Profile öffentlich
und können sie für die interne Steuerung nutzen. Hier
hat sich in den letzten Jahren einiges getan. Die vorlie-
gende Arbeit zeigt diese Veränderungen an Hand der 47
bayerischen Hochschulen, wobei deren Internetauftritte
in den Jahren 2011 und 2013 betrachtet wurden und
deren Leitbilder erfasst und analysiert wurden. Das Ziel
der Analyse ist die Darstellung, inwieweit Leitbilder von
den Hochschulen bereits eingesetzt werden und welche
Wertvorstellungen darin enthalten sind.

1. Leitbilder an Hochschulen
Leitbilder sollen dabei helfen, das Ziel der Organisation
im Blick zu behalten und darauf hinzuarbeiten. Auch der
Hochschulsektor hat dies erkannt, denn auch Universitä-
ten und Hochschulen haben mittlerweile Leitbilder und
-sätze. Doch was genau sind Leitbilder? Aus sozialwis-
senschaftlicher Sicht befasst sich ein Leitbild mit der For-
mulierung des eigenen Verständnisses, um dieses nach
innen und außen zu kommunizieren bzw. zu steigern
(Giesel 2007, S. 13). Koehne (1976, S. 28f.) definiert
dies explizierter, indem er dem Leitbild drei Funktionen
zuschreibt, eine Identitäts-, eine Binnen- und eine
Außenfunktion. Das Leitbild soll demzufolge den Mitar-
beitern eine Orientierungshilfe sein (Identitätsfunktion),
der Organisation die Möglichkeit geben, ihre internen
Wertvorstellungen zu formulieren (Binnenfunktion) und
diese nach außen kommunizieren zu können (Außen-
funktion). Betriebswirtschaftlich betrachtet ist das Leit-
bild ein Teil des strategischen Controllings. Das Leitbild
wird aus der Vision eines Unternehmens entwickelt,
wobei das Leitbild als Grundsätze der unternehmeri-
schen Tätigkeit definiert wird (Baum/Coenenberg/Guen -
ther 2004, S. 10f.). Die Leitbilder können Sachziele, For-
malziele und Sozialziele enthalten. Aus dem Leitbild
wiederum werden die bewertbaren und messbaren stra-
tegischen Ziele für die strategische Steuerung eines Un-
ternehmens abgeleitet (Baum/Coenenberg/Guenther

2004, S. 10f.). Mit Blick auf die Hochschulen bedeutet
dies demzufolge, dass sie auf der einen Seite ihren Mit-
arbeitern die eigenen Ziele vor Augen führen und in der
eigenen Organisation eine gemeinsame Wertvorstellung
generieren. Die Leitbilder sind also der erste Schritt in
Richtung strategischer Steuerung von Hochschulen. Auf
der anderen Seite sind sie für die Außenkommunikation
geeignet, um ihre Wertvorstellungen und Ziele nach
außen an evtl. Partner bzw. die Studieninteressenten zu
kommunizieren. Es stellen sich demzufolge die Fragen,
inwieweit die Leitbilder von deutschen Hochschulen be-
reits eingesetzt werden, ob sich diese im Zeitablauf ver-
ändert haben und primär, welche Wertvorstellungen in
den Leitbildern enthalten sind. Um die oben gestellten
Fragen nach dem Einsatz von Leitbildern und darin ent-
haltenen Wertvorstellungen zu beantworten, wurde
eine Online-Erhebung durchgeführt, bei welcher die 47
bayerischen Universitäten und Hochschulen untersucht
wurden. Für die Beantwortung der Frage, wie sie sich im
Zeitablauf verändert haben, wurde die Erhebung in den
Jahren 2011 und 2013 durchgeführt. Bevor die Untersu-
chung der bayerischen Hochschulen und deren Leitbil-
der dargestellt wird, wird jedoch im nächsten Abschnitt
auf den Forschungsstand eingegangen.

2. Verwandte Arbeiten
Im englischsprachigen Bereich wurde die Wichtigkeit
von Leitbildern bereits erkannt. Vor allem Business
Schools beschäftigen sich mit Leitbildern für die Außen-
kommunikation. Bartkus, Glassman und McAfee (2006)
untersuchten den Zusammenhang zwischen der Qualität
von Mission Statements und der finanziellen Perfor -
mance. Auch Desmidt, Prinzie und Decramer (2011) be-
schäftigten sich mit dem Wert von Mission Statements
und führten hierzu eine Meta-Analyse der Literatur der
letzten 20 Jahren durch. Ein weiterer Beitrag geht in die
ähnliche Richtung und untersuchte den Einfluss der Re-
putation von Hochschulen auf die Einstellung von Stake-
holdern (Ressler/Abratt 2009). Balmer, Liao und Wang
(2010) beschäftigten sich mit dem Brand Management
von Top Business Schools. Palmer und Short (2008) un-
tersuchten die Mission Statements von Business Schools
und der letzte englischsprachige Beitrag beschäftigt sich
mit Mission Statements von Colleges (Taylor/Morphew
2010). Als nun allerdings in der Forschung im deutsch-
sprachigen Raum recherchiert wurde, konnten lediglich
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zwei Beiträge in den Jahrgängen 2005-2012 der Zeit-
schriften des Jourqual-Rankings identifiziert werden.
Eins (2008) veröffentlichte einen Beitrag über Studen-
tenwerke und deren Ziele, Leitbilder und Serviceorien-
tierung am Beispiel des Studentenwerks Konstanz. Der
letzte Beitrag stellt eine Studie vor, in welcher der Sinn
von Hochschulleitbildern untersucht wurde (Kuntz-
Brunner 2010). Die Daten und Inhalte des Beitrags ge-
nerierten sie aus der Dissertation von Kosmützky
(2010). Diese untersuchte, neben einer theoretischen
Betrachtung, die Leitbilder in Hochschulen und Univer-
sitäten deutschlandweit in den Jahren 2004 und 2008.
Sie präsentierte in einer Matrix alle genannten Themen-
gebiete in den Leitbildern. Es könnte nun auf deren Aus-
wertung zurückgegriffen werden. Allerdings ist davon

auszugehen, dass auf Grund der unterschiedlichen Au-
toren die Auswertungen divergieren würden auf Grund
der in den Ermessensspielräumen liegenden Unter-
schiede. Aus diesem Grunde wird hier auf direkte Ver-
gleiche verzichtet, deren Ergebnisse jedoch nicht aus
den Augen verloren.

3. Vorgehen und Ergebnisse 
Es wurden hier die insgesamt 47 bayerischen Hochschu-
len (Quelle: Bayerisches Staatsministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst (Hg.) 2011 und 2013) be-
trachtet. Von deren Homepages der Hochschulen wur-
den die veröffentlichten Leitbilder im Jahr 2011 und
2013 erfasst, um Veränderungen in den quantitativen

und inhaltlichen Ergebnissen
aufzuzeigen (s. Tabelle 1).
Im Jahr 2011 konnten bei 22
von 47 Hochschulen (Fach-
hochschulen und Universitäten)
Leitbilder identifiziert werden,
was eine Relation von knapp
47% ausmacht. Im Jahr 2013
sind es bereits 32 Hochschulen
mit veröffentlichten Leitbildern
bzw. ungefähr 68%, wobei sie-
ben von den elf Universitäten
ein Leitbild besitzen, während
es bei den 36 Fachhochschulen
insgesamt 25 sind. Bei jeder
Hochschule, welche 2011 ein
Leitbild hatte, konnte 2013
ebenfalls ein Leitbild identifi-
ziert werden. Drei Hochschulen
(Universitäten und Fachhoch-
schulen) besitzen kein Leitbild
für die gesamte Institution,
sondern für einzelne Teilberei-
che, wie die katholische Univer-
sität Eichstätt-Ingolstadt für
ihre Studiengänge, die LMU
München für ihre Bibliothek
und die Universität der Bundes-
wehr München für ihre Sani -
tätseinheit. 
Zur quantitativen Auswertung
der Leitbilder führte Kosmützky
aus, dass von den 2004 laut
Hochschulkompass 103 staatli-
chen Fachhochschulen 51%
Leitbilder veröffentlicht haben,
während es bei den 88 Univer-
sitäten 38% sind (Kosmützky
2010, S. 166f.). Wenn dies mit
den Relationen bei den bayeri-
schen Fachhochschulen (69%)
bzw. Universitäten (64%) des
Jahres 2013 verglichen wird,
kann vor allem bei den Univer-
sitäten ein eklatanter Anstieg
beobachtet werden. Bei der fol-
genden Auswertung wurden

Tabelle 1: Vorhandene Leitbilder in bayerischen Hochschulen
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die Leitbilder im Jahr 2013 untersucht unter der Prämis-
se, wie häufig welche Teilbereiche genannt werden (s.
Tabelle 2). 
Es fällt auf, dass die Aufträge von Bildung und Forschung
sehr häufig in den Leitbildern genannt werden, aber
auch Gesellschaftsbezüge, ethische Werte und Interna-
tionalität nehmen einen hohen Stellenwert ein. Um al-
lerdings eine genauere Aussage treffen zu können, aus
welchen Teilgebieten die einzelnen Leitbilder bestehen,
wurde eine inhaltliche Auswertung der einzelnen Hoch-
schulleitbilder durchgeführt. Die folgende Tabelle (Tab.
3) stellt die einzelnen genannten Teilgebiete der Leitbil-
der dar bzw. die Summe der genannten Bereiche pro
Leitbild und die genaue Länge, dargestellt mit Hilfe der
Summe der Zeichen. Die Teilgebiete werden in Tabelle 3
mit den Nummern benannt, welche in Tabelle 2 zu fin-
den sind.
Wenn die einzelnen Leitbilder in dieser dezidierten Ein-
zelanalyse betrachtet werden, ist festzustellen, dass vier
bis 18 Teilbereiche enthalten sind. Einige Hochschulen
(Fachhochschulen und Universitäten) konzentrieren sich
auf die Grundziele Forschung und Lehre. Ein Extremum
ist hierbei die Hochschule (HS) für Fernsehen und Film
in München, welche sich lediglich auf die Lehre und die
Studierenden konzentriert. Auf der anderen Seite stehen
die Universitäten Würzburg und Erlangen-Nürnberg,
welche insgesamt 18 Teilbereiche erwähnen. Diese Un-
terschiede sind auch im Umfang in der Zeichenanzahl zu
ersehen. Sie divergieren von 543 bei der Technischen
Hochschule (TH) Ingolstadt bis über 5.600 bei der
Hochschule Coburg. 
Es stellt sich die Frage, ob ein allgemein gültiges Leit-
bild, welches sich lediglich auf die Grundziele von For-
schung und Lehre konzentriert, letztendlich zielführend
ist. Die bereits erwähnte Hochschule für Fernsehen &

Film in München,
welche sich auf die
Teilbereiche Studie-
rende bzw. Lehre
konzentriert, soll
hier noch einmal an-
geführt werden. Auf
der anderen Seite
werden jedoch auch
bei einem Leitbild,
welches 18 Teilge-
biete enthält, die
Verständlichkeit und
die Umsetzbarkeit in
Frage gestellt. Wei-
terhin wird bei
einem Leitbild mit
einem Umfang von
über 5.000 Zeichen
davon ausgegangen,
dass die Grundziele
eines Leitbilds,
Kommunikation
nach innen und
außen und Nutzung
für das strategische
Controlling ad ab-

surdum geführt werden. Wenn beispielsweise das hier
identifizierte, längste Leitbild der Hochschule Coburg
betrachtet wird, wird dies klar. Das Leitbild beginnt mit
einer Einleitung und besteht aus insgesamt acht Leitge-
danken, welche unterschiedlichste Teilbereiche umfas-
sen: „Als Menschen brauchen wir Wissen und Innovati-
on. [...] Als Menschen brauchen wir Mut und Verant-
wortung. [...] Als Menschen brauchen wir Wertschät-
zung und Unterstützung. [...] Als Menschen brauchen
wir Offenheit. [...] Als Menschen brauchen wir Gesund-
heit und Familienfreundlichkeit. [...] Als Menschen
brauchen wir Gerechtigkeit und Vielfalt. [...] Als Men-
schen brauchen wir Qualität. [...] Als Menschen brau-
chen wir Weltoffenheit und Verwurzelung. [...]" (HS Co-
burg (Hg.) 2013). Es wird hier nicht widersprochen, dass
die Teilbereiche in diesem Leitbild nicht richtig und
wichtig sind, sondern dass durch die schiere Fülle eine
sinnvolle Operationalisierung im Sinne der strategischen
Steuerung nicht zu leisten ist. 
Ein Beispiel für ein profilierendes Leitbild zeigt die
Hochschule Weihenstephan in Freising. Es ist zwar mit
gut 3.000 Zeichen auch relativ ausführlich und es ent-
hält für die strategische Steuerung mit 13 genannten
Teilbereichen relativ viele Bereiche, allerdings zeigt die
Hochschule mit dem Leitbildtitel „Die grüne Hochschu-
le“ (HS Weihenstephan Freising (Hg.) 2013) ein klares
Profil. Ihr gesamtes Leitbild ist stringent auf die Ökolo-
gie bzw. Umwelt ausgerichtet. 
Andere Hochschulen spezialisieren sich geografisch,
wobei sie sich auf das direkte wirtschaftliche Umfeld
ausrichten. Die Technische Hochschule (TH) Regensburg
beispielsweise konzentriert sich auf die ostbayerische
Region: „[...] In Ostbayern spielt die Ostbayerische Tech-
nische Hochschule eine herausragende Rolle in wissen-
schaftlich fundierter praxisnaher Ausbildung, angewand-

Tabelle 2: Themengebiete in Leitbildern, 2013 (Eigene Darstellung)
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ter Forschung und akademischer Weiterbildung. Für die
Region und darüber hinaus sichert die Hochschule den
wissenschaftlichen Nachwuchs. Beim Forschungs- und
Technologietransfer ist sie ein unverzichtbarer Partner.
[...]" (TH Regensburg (Hg.) 2013). 
Natürlich soll nicht die Allaussage getroffen werden,
dass alle Leitbilder auf ein spezielles Themengebiet aus-
gerichtet werden sollen. Dies hängt vielmehr von dem
grundlegenden Profil einer Hochschule bzw. verfolgten
Strategie ab, welche klassischerweise entweder auf
einen speziellen Markt bzw. ein Produkt ausgerichtet ist,
oder welche ein breites Bildungsangebot für den gesam-
ten Bildungsmarkt anbieten. Diese Theorie geht auf die
klassischen Strategieabgrenzungen von Porter zurück.
Porter identifizierte insgesamt drei Basisstrategien, wel-
chen Unternehmen folgen können: Die Kostenführung,
die Differenzierung und die Konzentration auf Schwer-
punkte (Porter 1999, S. 70ff.). Da diese Abgrenzung die
Kostenseite des Produkts betrifft, werden Baum, Coe-
nenberg und Günther (2004) hinzugezogen. Diese sind

der Meinung, dass Wettbewerbsstrategien aus Kunden-
sicht betrachtet werden müssen. Demzufolge formulier-
ten sie die klassischen Strategien um in Wettbewerb
über den Preis, Wettbewerb über kundenseitig wahrge-
nommener Zusatznutzen (Differenzierung) und Konzen-
tration auf Schwerpunkte (Baum/Coenenberg/Günther
2004, S. 76). Grafisch dargestellt könnte dies wie folgt
aussehen (s. Abbildung 1).
Die Strategie der Spezialisierung wird, wie bereits ausge-
führt, beispielsweise von der Hochschule Freising und
der Technischen Hochschule Regensburg verfolgt. Bei
den anderen Strategieoptionen bzgl. einer weiten
Markt abdeckung sind vor allem die Universitäten zu
nennen, welche zumeist ein breites Fächerangebot für
eine relativ hohe Anzahl von Studierenden anbieten. Die
Universität Bayreuth beispielsweise hat über 12.000
Studierende und deckt insgesamt sieben Schwerpunkte
ab, die Natur- und Ingenieurwissenschaften, die Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften und die Sprach-, Litera-
tur- und Kulturwissenschaften (Universität Bayreuth

Tabelle 3: Nennung Teilgebiete in Leitbildern, 2013 (Eigene Auswertung)
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(Hg.) 2013a). Diese multidisziplinäre Ausrichtung auf
den Komplettmarkt spiegelt sich auch in ihrem Leitbild
wider: „Die Universität Bayreuth ist eine dynamische
und forschungsorientierte Campus-Universität. Wir ver-
mitteln zukunftsfähige Bildung durch Wissenschaft und
forschungsbasierte Lehre. In hervorragend ausgewiese-
nen Fachdisziplinen und in strategisch ausgewählten
Profilfeldern bieten wir Studentinnen und Studenten aus
dem In- und Ausland beste Studienbedingungen und
sind für Forscherinnen und Forscher aus der ganzen
Welt hoch attraktiv. […]“ (Universität Bayreuth (Hg.)
2013b). Allerdings kann ohne eine genaue Betrachtung
von deren Zahlen und Ausrichtung etc. nicht weiter de-
finiert werden, ob eine Strategie des Preiswettbewerbs
oder einer Differenzierung vorliegt. Es ist lediglich die
Aussage möglich, dass eine weite Marktabdeckung vor-
liegt und keine Konzentration auf Schwerpunkte für ein
engeres Marktsegment. Als Fazit kann also festgehalten
werden, dass Tendenzen in den Leitbildern und bei den
zugehörigen Hochschulen erkennbar sind, dass sich eini-
ge Hochschulen auf Schwerpunkte konzentrieren und
andere eine weite Marktabdeckung anstreben.

4. Implikationen der Ergebnisse
Zusammenfassend bietet sich also ein hoffnungsvolles
Bild. Einige Hochschulen sind bereits auf dem Weg, die
eigenen Ziele zu erreichen. Sie spezialisieren sich auf der
einen Seite mit ihrem Leitbild bzw. richten ihre Leitbil-
der nach ihren Gegebenheiten und historischen Bedin-
gungen aus. Die gleiche Meinung vertritt auch Kosmütz-
ky in ihrem Fazit, dass die Universitäten und Fachhoch-
schulen auf ihre Historie und ihr Fächerprofil zurückgrei-
fen und dies in ihren Leitbildern externalisieren, um sich
ein differenziertes und durchgängiges Profil zu geben.
Allerdings prognostiziert auch sie, dass diese Differen-
zierungen in Hinsicht auf die Fächer und die verschiede-
nen Historien in Zukunft noch relevanter werden (Kos-
mützky 2010, S. 257f.). Es sollten die Zusammenhänge
zwischen dem Hochschulprofil und dem Leitbild in wei-
teren Untersuchungen genauer betrachtet werden, um
den Hochschulen und Universitäten hierfür weitere Hil-

festellungen zu geben, primär im Sinne der Weiterent-
wicklung ihres strategischen Controllings und ihrer Profi-
lierung. Einen weiteren Gedankengang für eine sinnvolle
Gestaltung von Leitbildern kann die PDCA-Methode
(Plan, Do, Check, Act) aus dem Qualitätsmanagement
bieten (Töpfer 2009, S. 113). Dabei steht Plan für die
Ist-Analyse, die Zielbestimmung und die Planung erfor-
derlicher Maßnahmen, Do für die Umsetzung der Maß-
nahmen, das Check für deren Bewertung und Act für die
Überarbeitung der Maßnahmen und Ziele, falls bei der
Bewertung Anpassungsbedarf identifiziert wurde. Wenn
dies auf die Fragestellung der Leitbilder bei Hochschulen
übersetzt wird, kann dieser Bedarf mit folgenden Fragen
zusammengefasst werden:
1. Wie sieht ein sinnvolles Leitbild für unsere Hochschu-

le aus, was zu unserer Hochschule und deren Rah-
menbedingungen passt? (Plan)

2. Wie operationalisiere ich das Leitbild am besten um
und wie kommuniziere ich das intern und extern?
(Do)

3. Passen die Maßnahmen zu unseren ursprünglichen
Zielen? (Check)

4. Müssen wir unsere Ziele und Maßnahmen anpassen?
(Act)

Wenn diese Fragestellungen genutzt werden, können
sich diejenigen Hochschulen, welche noch kein Leitbild
besitzen, hiermit ein sinnvolles Leitbild geben bzw. die
Hochschulen mit bereits vorhandenen Leitbildern kön-
nen sich die gleichen Fragen stellen, um deren Durch-
gängigkeit zu überprüfen. Hiermit wäre wieder ein
Schritt in Richtung strategisch ausgerichteter Hochschu-
le getan, welche weiß, was sie erreichen will und dies
auch kommuniziert. 
Darüber hinaus sollte auch der oben skizzierte Gedan-
kengang der strategischen Ausrichtungen und die Stra-
tegietypen von Porter beobachtet werden. Mit einer sol-
chen Betrachtung könnte beispielsweise einerseits die
Stringenz zwischen Gegebenheiten und strategischer
Ausrichtung überprüft werden. Auf der anderen Seite
können mit diesen Überlegungen strategische Gruppen
gebildet bzw. direkte Wettbewerber identifiziert wer-
den, um im Wettbewerb besser bestehen zu können.

5. Fazit und Ausblick
Die Fragen, inwieweit Leitbilder von deutschen Hoch-
schulen bereits eingesetzt werden, ob sich diese im Zeit-
ablauf verändert haben und primär, welche Wertvorstel-
lungen in den Leitbildern enthalten sind, konnten auf
den letzten Seiten beantwortet werden. Immer mehr
Hochschulen veröffentlichen ein Leitbild, was in der ver-
gleichenden Auswertung aus den Jahren 2011 und 2013
deutlich wird. In Bayern stieg der Anteil an Hochschulen
(Fachhochschulen und Universitäten) von knapp 50%
auf 68% im Jahr 2013 an. An der thematischen Auswer-
tung ist erkennbar, dass soft facts wie ethische Werte,
offener Dialog, Nachhaltigkeit und Ökologie immer
mehr Einzug in die Leitbilder nehmen. Die letzte dedi-
zierte Auswertung der Leitbilder in Bezug auf deren Teil-
gebiete und deren Länge enthält Hinweise, dass einzel-
ne Extremfälle von Umfang und Anzahl der Teilgebiete

Abbildung 1: Strategieoptionen (in Anlehnung an
Baum/Coenenberg/Guenter 2004)
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für die Ziele eines Leitbilds im Sinne des Verständnisses,
der internen und externen Kommunikation von Wert-
vorstellungen und auch für die strategische Steuerung
als nicht zielführend bezeichnet werden können. Aller-
dings konnte ebenfalls festgehalten werden, dass für
eine genaue Aussage, wie sich ein optimales Leitbild
darstellt, eine gleichzeitige Betrachtung der strategi-
schen Ausrichtung der Hochschule notwendig ist. Dies
sollte in weiteren Untersuchungen beleuchtet werden.
Weiterhin sollte die generelle Entwicklung von Leitbil-
dern weiter verfolgt werden, um einen weiteren Anstieg
beobachten zu können, oder ob Leitziele aktuell ledig-
lich „in Mode“ sind und aus diesem Grunde wieder ver-
schwinden werden. Die Ausweitung der Untersuchung
auf Gesamtdeutschland bzw. in globaler Hinsicht könnte
hierzu weitere Hinweise liefern. Allerdings sprechen be-
reits die hier ausgewerteten Daten, welche mit den Aus-
führungen von Kosmützky über zehn Jahre umfassten,
dagegen, dass die Leitbilder wieder verschwinden wer-
den. In dem sich stark verändernden Hochschulbereich,
in welchem der Wettbewerb sich verschärft und die
Hochschulen sich behaupten müssen, ist ein genaues
Profil unerlässlich, mit dem das Verständniss nach innen
und nach außen gefördert werden kann. Zusätzlich wird
auch die Selbststeuerung von Hochschulen immer rele-
vanter, wobei es für eine stringente Ausrichtung und
konsistente strategische Steuerung relevant sein wird,
welche Strategien verfolgt werden und wie die sich da -
raus erwachsenden Leitbilder und die operationalisier-
ten strategischen Ziele in das Hochschulcontrolling mit
einfließen. Es wird demzufolge hier die These aufge-
stellt, dass diejenigen noch folgen werden, welche ihre
Visionen und Profile noch nicht in Leitbildern festgehal-
ten und externalisiert haben. Dies gilt es weiter zu be-
obachten und vor allem, den Hochschulen mit weiteren
Untersuchungen bzgl. sinnvoller und operationalisierba-
rer Leitbilder eine Hilfestellung zu geben, um in Zukunft
im Wettbewerb um Studierende, um Kooperationen,
Drittmittel (Auftragsforschung) und Zustiftungen weiter
erfolgreich agieren zu können.
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Um den jüngsten Entwicklungen im Freistaat Sachsen
hinsichtlich der Übertragung von mehr Eigenverantwor-
tung in der Führung von Organisationen und der damit
verbundenen Forderung nach einem ganzheitlichen ori-
entierten Risikomanagementsystem (§ 11 Abs. 3 Sächs-
HSFG) Rechnung zu tragen, hat die Hochschule für Tech-
nik und Wirtschaft Dresden (HTWD) ein Forschungspro-
jekt im Zeitraum 2013-2014 ins Leben gerufen. 
Daraus leitet sich das besondere Erkenntnisinteresse des
Projektes ab, ein bisher vor allem von betriebswirt-
schaftlichen/unternehmerischen Normen geprägtes The-
menfeld mittels einer praktischen Erprobung hinsichtlich
der Anforderungen einer Hochschule zu modifizieren.
Besondere Bedeutung gewinnt dies vor dem Hinter-
grund, dass zum Themenfeld Risikomanagement in der
öffentlichen Verwaltung (insbesondere Hochschulen)
bisher nur vereinzelt belastbare Quellen existieren und
somit weiterer Forschungsbedarf gegeben ist. 
Ziel dieses Projektes war die Konzeption und Einführung
eines integrierten Risikomanagementsystems (RMS).
Dies beinhaltete zunächst die Analyse der bestehenden
Risiko-Situation (Risikoinventur und -bewertung) auf
Grundlage von teilstrukturierten Interviews in den er-
folgskritischen Abteilungen der Hochschule. Darauf ba-
sierend wurden die Top-Risiken herausgearbeitet und in
ein Konzept zur praktischen Umsetzung eingearbeitet.
Das Ergebnis dient der Ableitung eines idealtypischen
Vorgehens sowie als Referenz für weitere Institutio-
nen/Hochschulen über den Freistaat Sachsen hinaus.

1. Ausgangssituation/Motivation
Für die sächsischen Hochschulen leitet sich in diesem
Zusammenhang die Verpflichtung zum Aufbau eines
ganzheitlich orientierten Risikomanagementsystems
(Scholz et al. 2009, S. 2) aus § 11 Abs. 3 SächsHSFG.
Demnach sind der Jahresabschluss und der Lagebericht
der Hochschule entsprechend den Regelungen des HGB
aufzustellen. In § 289 Abs. 1 und 2 HGB wird ausge-
führt, dass im Lagebericht alle wesentlichen Chancen
und Risiken sowie die Risikomanagementziele und -me-
thoden angegeben werden müssen. 
Wie Unternehmen unterliegen auch Hochschulen exter-
nen und internen Risiken. Die externen Risiken resultie-
ren aus Hochschulsicht aus nicht beeinflussbaren Ereig-
nissen und Entwicklungen. Dazu zählen bspw. Entschei-
dungen durch politische Institutionen, Änderungen der
Rechtslage oder sie resultieren aus dem Wissenschafts-

wettbewerb sowie aus Kunden- und Lieferantenbezie-
hungen. Interne Risiken hingegen entstehen aus Ent-
scheidungen und Handlungen der Hochschule selbst (Er-
hardt et al. 2008, S. 126).
Die Besonderheit des Risikomanagements an Hochschu-
len im Vergleich zu Unternehmen liegt in dem Umstand,
dass sich Risiken meist nicht oder nur sehr schwer mo-
netär messen lassen. Dessen ungeachtet sind die Erfas-
sung der Risiken sowie die Bewertung hinsichtlich deren
Auswirkungen auf die Existenzberechtigung der Einrich-
tung als Grundlage für die Einleitung von Maßnahmen
zur Risikobewältigung notwendig.
Der STIFTERVERBAND FÜR DIE DEUTSCHE WISSEN-
SCHAFT formuliert die zentrale Zielsetzung des Risi-
komanagements wie folgt: „… die Hochschulleitung und
die weiteren Leitungsgremien rechtzeitig mit für die
Hochschulentwicklung relevanten Informationen zu ver-
sorgen. Außerdem sollen die Entscheidungsträger mit-
hilfe des Risikomanagements Handlungsempfehlungen
erhalten, welche die Einleitung angemessener (Gegen-)
Maßnahmen unter Chancen-Risiko-Gesichtspunkten er-
möglichen. Das Risikomanagement soll als ein Bestand-
teil des Hochschulcontrollings Transparenz schaffen, den
Informationsfluss optimieren und die Handlungsfähig-
keit verbessern“ (Erhardt et al. 2008, S. 126).

2. Projekt-Struktur
2.1 Meilensteine
Der Projektaufbau basierte im Zeitraum 2013-2014 auf
der Erreichung von 5 Meilensteinen, welche inkremen-
tellen Charakter besaßen.
Der erste Projektschritt Vorbereitung diente der Erstel-
lung des Risikomanagementkonzepts, welches die wis-
senschaftliche Basis, Zielformulierung sowie die Risiko-
kategorisierung enthielt. Darüber hinaus wurde in die-
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sem Schritt die Art und Weise der Risikoerhebung und -
bewertung entwickelt.
Im zweiten Schritt erfolgte die Risikoinventur mit der
Identifikation der Risiken aus Interviews mit den Leitern
der relevanten Hochschulbereiche, dem Abgleich von
strategischen Unterlagen (Härtsch/Müller 2009, S. 66)
sowie dem Stakeholdermodell der Hochschule.
In Phase III wurden das Risikoinventar mittels eines Sco-
rings einer Bewertung unterzogen und die Ergebnisse in
einer Risikoübersicht zusammengeführt. 
Danach erfolgte in Phase IV die Ermittlung der Top-Risi-
ken sowie der Kennwerte zur Bestimmung der Risiko-
Ausprägung. 
Im abschließenden Projektschritt wurden die Vorausset-
zungen für die Implementierung des Risikomanagement-
systems mit der Erstellung entsprechender Unterlagen
wie Prozess- und Funktionsbeschreibungen geschaffen.

2.2 Vorbereitungen der Untersuchung
Das Konzept soll als Informations- und Kommunikati-
onsinstrument für alle am Risikomanagementprozess be-
teiligten Personen dienen und zum integralen Bestand-
teil der Hochschulführung werden.
Mit dem Ziel der Erstellung und Integration eines RMS
bildete die Festlegung der Kernprämissen die konzeptio-

nelle Grundlage für die Gesamtausrichtung des Projek-
tes. Im Mittelpunkt stand dabei die Bestimmung des Ri-
sikobegriffes sowie eine Aufgaben- und Zielformulierung
für das zukünftige Risikomanagementsystem. An -
schließend galt es eine geeignete Vorgehensweise für
die erstmalige Erhebung (Risikoinventur) der Risiken an
der HTWD zu entwickeln. Der Aufbau der Risiko-Erhe-
bung strebte dazu eine substanzielle Aussagekraft der
Risiko-Daten in Bezug auf das Erkenntnisinteresse des
gesamten Systems an. 
Basierend auf verschiedenen Begriffsbestimmungen aus
der Literatur wurde folgende Risikodefinition als Aus-
gangspunkt für weiterführende Überlegungen verwendet:
„Ein Risiko im Sinne des Risikomanagementsystems der
HTW Dresden ist ein ungewisses Ereignis, welches bei
Eintritt einen negativen Einfluss auf die Ziele der Hoch-
schule ausübt. Eintrittswahrscheinlichkeit und Scha-
denshöhe des Ereignisses sind quantifizierbar.“
Die Aufgaben und Ziele wurden für das Risikomanage-
mentsystem formuliert (vgl. Tabelle 1).
Für eine bessere Charakterisierung und Systematisierung
(Diederichs 2012, S. 50ff. & S. 100) sollen die Risiken in
verschiedene Risikokategorien (Härtsch/Müller 2009, S.
74ff.) eingeteilt werden. Für die HTW Dresden wurden
die identifizierten Risiken in folgende Kategorien einge-

teilt:
1. Finanzen
2. Lehre und Studium 
3. Forschung Drittmittel
4. Personal & Gleichstellung
5. Service & Infrastruktur

2.3 Erstellung des Fragbogens
als Interview-Leitfaden
Um die notwendigen Informa-
tionen in Umfang und Qualität
zu erheben, wurde für eine
zielorientierte Vorgehenswei-
se während der Interviews ein
Fragebogen entwickelt. Die
Befragung wurde in Form
eines teilstrukturierten münd-
lichen Interviews konzipiert. 
Bei einem teilstrukturierten
Interview werden i.d.R. Ein-
zelpersonen mündlich mit vor-
formulierten und vorbereite-
ten Fragen konfrontiert. Als
Unterstützung wird vielfach
ein Gesprächsleitfaden ge-
nutzt, während des Interviews
aufkommende Themengebiete
können ins Gespräch integriert
werden. Der Interviewer muss
in der Lage sein, zentrale Fra-
gen im richtigen Moment stel-
len zu können sowie hohen
Ansprüchen in Bezug auf so-
ziale und sprachliche Kompe-
tenz gerecht werden. Als
Nachteil sollte beim teilstruk-
turierten Interview die relativ

Abbildung 1: Phasen des Projektablaufs
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geringe Vergleichbarkeit der Ergebnisse genannt wer-
den, welche in der Auswertung erschwerend wirkt
(Grüttner et al. 2012, S. 11ff.).
Der Fragebogen enthielt je genanntem Risiko zwei
Schwerpunkte: Risikoerfassung und Risikobewertung.
Für die Risikoerfassung waren folgende Fragen zu beant-
worten:
Wo sehen Sie die wesentlichen Risiken (Anzahl 5-10) in
Ihrem Verantwortungsbereich, deren Eintritt Auswirkun-
gen auf die Hochschule und ihre Ziele als Ganzes haben? 
1. Bitte benennen Sie das Risiko.
2. Bitte beschreiben Sie das Risiko. Wie sieht die Risiko-

ausprägung im Detail aus?
3. Was ist die Ursache des Risikos? (z.B. Gesetz, An-

spruchsgruppe, höhere Gewalt)
4. Wie wird derzeit mit dem Risiko umgegangen? (Kölle

2008, S. 300ff.)

Für die Risikobewertung kam das Schema in Tabelle 2
zur Anwendung. 
Das Interview wurde mit Fragen zu möglicherweise be-
reits bestehenden Risikokontrollen sowie relevanten
Unterlagen für eine weiterführende
Risikobeurteilung ergänzt. 
Der Fragebogen sowie die Vorgehens-
weise während des Interviews wurden
in einem Pretest-Interview (Dieck-
mann 2007, S. 195) auf Verständnis
und Praktikabilität geprüft. 

2.3. Durchführung und Auswertung
2.3.1 Erfassung
In einem ersten Schritt wurden den
Bereichsverantwortlichen der HTWD
das Ziel sowie die Vorgehensweise
des Projektes mittels einer Präsentati-
on aufgezeigt. Im Anschluss daran er-
folgte die Terminvereinbarung mit
den einzelnen Gesprächspartnern. 
Die Interviews wurden durch die Pro-
jektmitarbeiter abwechselnd in Form
des Interviewers und des Protokollan-
ten durchgeführt. Die Antworten
wurden schriftlich und darüber hinaus
auf einer Audiodatei erfasst. Dies un-
terstützte im Nachgang eine Präzisie-

rung von nicht eindeutigen Antworten.
Die Interviewdauer betrug durchschnitt-
lich 60 Minuten.
Die Interviews wurden nach folgender
Struktur durchgeführt:
• Einleitung zur Vorgehensweise,
• Einholung der Genehmigung für die

Audio-Aufzeichnung,
• Durchführung der Befragung anhand

des Fragebogens,
• Nachfragen bzgl. fehlender oder unge-

nauer Inhalte.

Im Anschluss an die jeweiligen Interviews
wurden die gewonnenen Daten aus den
schriftlichen und digitalen Audioaufzeich-

nungen in einen standardisierten Risikobogen (digital)
überführt. Die Ergebnisse wurden nachfolgend in inter-
nen Workshops abgestimmt und diskutiert. Nicht ein-
deutige Angaben wurden auf Interpretationsbasis kon-
kretisiert. Als abschließende Validierung wurde jedem
Teilnehmer die für seinen Bereich jeweils relevante Risi-
koauswertung zur Kontrolle und einem Feedback bzgl.
fehlender oder falsch aufgenommener Daten zuge-
schickt. Anmerkungen und Ergänzungen wurden im An-
schluss in die Aufzeichnungen eingearbeitet.
Es wurden 13 Interviews mit der Hochschulleitung
sowie den Bereichsleitern der Verwaltung geführt und
dabei mehr als 100 Einzelrisiken identifiziert. 
Für eine umfassende Risikoinventur wurden darüber hi -
naus nachfolgende strategische Dokumente der HTWD
auf weitere potenzielle Risiken geprüft (vgl. Tabelle 3).
Im Ergebnis wurde das Risikoinventar um zehn weitere
Risiken ergänzt.

2.3.2 Erstellung des Risikoinventars
Die erhobenen Risikobewertungen wurden im Anschluss
an die Erhebung analog zum genutzten Raster in einen

Tabelle 1: Aufgaben und Ziele des Risikomanagements an der HTW Dresden

Tabelle 2: Bewertungsraster zur Risikobewertung

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Härtsch/Müller 2009, S. 53ff.; (Die genannten Geldwerte
sind beispielhaft und entsprechen nicht den tatsächlichen Kenngrößen der HTW Dresden.)
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Zahlenwert (Scoring) als Grundlage für die Ermittlung
des Risikoschadenswertes sowie eines späteren Ran-
kings überführt (vgl. Tabelle 4; Henschel 2010, S. 97ff.).

Wurde beispielsweise das zukünftige Auftreten eines Ri-
sikos < 20 Jahre und damit als „unwahrscheinlich“ ein-
gestuft, so entspricht dies dem Scoringwert 1.
Die Einstufung der Scoringwerte erfolgte aufsteigend
nach zunehmendem Risikoschaden (hoher Risikoscha-
den entspricht demzufolge einem hohen Zahlenwert).
Für die weitere Behandlung der Risiken wurde eine Un-
terscheidung in Brutto- und Netto-Bewertung (Brühwi-
ler/Romeike 2010, S. 177) notwendig. Diese wurden
folgendermaßen definiert:
Brutto-Bewertung: Der Risikoschaden wird ohne Einbe-

zug von gezielten Gegenmaßnahmen
gegen Eintritt und Schadenshöhe des
Risikos ausgewiesen und fällt somit
i.d.R. höher aus als der Netto-Risi-
koschaden.

Nettobewertung: Die Risiko-Nettobewertung ergibt sich
aus der Bruttobewertung verringert
um den Einfluss von Gegenmaßnah-
men zur Reduzierung der Eintritts-
wahrscheinlichkeit und des Risi-
koschadenwertes.

Auf Grundlage der nun vorliegenden Informationsbasis
wurden die Risiken in eine tabellarische Übersicht über-
führt. Diese beinhaltete die Risiken nach Bezeichnung
und Bewertung, wie im nachfolgenden Auszug der Ta-
belle 5 ersichtlich.
Diese Übersicht ermöglichte einen vollumfänglichen
Blick auf die Gesamtsituation bzgl. möglicher Risiken der

Hochschule und bildete die
Grundlage zur Identifikation
der Top-Risiken der Hochschule
(Bietke/Henne/Reichling 2007,
S. 218).

2.4 Auswertung
Im nachfolgenden Schritt wur-
den nun Risiken mit gleichem
oder ähnlichen Inhalten und
Bedeutung zusammengefasst
sowie Dopplungen und sach-

lich irrelevante Risiken1 eliminiert. Parallel dazu wurden
die Bezeichnungen und Beschreibungen der genannten
Risiken überprüft und präzisiert sowie nicht eindeutige
Bewertungen identifiziert. 
Anschließend erfolgte die Festlegung der abschließen-
den Berechnungsgrundlage für die Ermittlung des Scha-
denswertes.
Dabei kam die „klassische“ Risikomanagementformel zur
Anwendung, wobei die zuvor ermittelten Scoringwerte
bzgl. der erwarteten Schadenshöhe und der erwarteten
Eintrittswahrscheinlichkeit berücksichtigt wurden:
Risikoschadenswert = Schadenshöhe (Scoringwert) x
Eintrittswahrscheinlichkeit (Scoringwert) (Kalwait et al.
2008, S. 350) 
In Absprache mit der Hochschulleitung wurde ein
Grenzwert des Risikoschadenswertes für im Rahmen des
Risikomanagement zu beobachtende Risiken (Top-Risi-
ken) festgelegt. Dieser bildete die Grundlage für die
Identifikation der Top-Risiken aus der Gesamtheit aller
ermittelten Risiken.
Im Folgeschritt wurden alle identifizierten Top-Risiken in
ein Risikoprofil überführt (siehe Abbildung 2). 
Damit kann der Betrachter alle Informationen zum Risi-
ko in Bezug auf Art, Ursache und Folge des Risikos sowie
in Bezug auf Monitoring, Bewertung und Verantwort-
lichkeiten schnell und auf einen Blick erfassen (Härtsch/
Müller 2009, S. 83ff.).
Diese Ergebnisse wurden der Hochschulleitung vorge-
stellt. Neben Bezeichnungen der Risiken stand insbeson-
dere die Bewertung einzelner Risiken im Mittelpunkt. 
Anschließend wurden die Risiken nochmals in zwei
Workshops vom Projektteam in Abstimmung mit den Be-
reichen Finanzen/Controlling und dem Qualitätsmanage-
ment diskutiert und in einzelnen Fällen modifiziert.
Außerdem wurden zu einzelne Risiken nochmals Inter -
views durchgeführt, um noch fehlende Daten zu erheben.
Parallel zu diesen Schritten wurde der Risikomanage-
mentprozess entwickelt (siehe nachfolgender Abschnitt)
und mit dem Referat Qualitätsmanagement abgestimmt.

3. Überführung der Ergebnisse in die 
praktische Umsetzung

3.1 Entwicklung des Risikomanagementprozesses
Als für alle Beteiligten bindendes Dokument wurde der
Risikomanagementprozess entwickelt. Dieser beinhaltet

Tabelle 3: Recherchequellen zur Identifizierung strategischer Risiken 

Tabelle 4: Scoring am Beispiel der Bewertungskategorie
Eintrittswahrscheinlichkeit

1 Irrelevant in Bezug auf die zugrundeliegende Risikodefinition – d.h. Ziel-
einfluss war beim Risiko nicht erkennbar. Vgl. dazu auch Vanini 2012, S.
133; Härtsch/Müller 2009, S. 51.
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die Festlegung sowie detaillierte Einordnung aller ideal-
typischen Aktivitäten in einen Gesamtalgorithmus, wel-
che zur Erfassung, Beobachtung und Steuerung potenzi-
eller und bestehender Risiken erforderlich sind. Der Pro-
zess umfasst neben inhaltlichen Forderungen sowohl die
personellen wie auch funktionalen Schnittstellen als
Voraussetzung für eine koordinierte Zusammenarbeit.
Die Ausgestaltung erfolgte dabei nach den Vorgaben des
hausinternen Prozessmanagements und in enger Ab-
stimmung mit dem Referat Qualitätsmanagement.
Der Prozess untergliedert sich in die zwei Teilprozesse,
dem Prozess zur Risikoinventur und dem Prozess zum
Risikomanagement. Der Prozess zur Risikoinventur ent-
hält in zusammengefasster Form die Vorgehensweise im
Projekt ohne die dafür notwendige Entwicklungsarbeit
und bildet gleichzeitig die Voraussetzung für den Risi-
komanagementprozess.
Konzeptionell sollte für jedes Risikomanagementsystem
eine Risikoinventur (grundlegende Neuidentifikation der
Organisationsrisiken) vorgesehen werden (Bietke/Hen -
ne/Reichling 2007, S. 215). Für die HTW Dresden wurde
dieser Zeitraum auf 5 Jahre festgelegt, da der Risikoma-
nagementprozess die Behandlung von in dieser Zeit neu
auftretenden Risiken einschließt.
Der in Abbildung 3 dargestellte Risikomanagementpro-
zess ist darauf ausgerichtet, dass die Top-Risiken einmal
jährlich überprüft werden. Gegenstand sind dabei
grundsätzlich alle Inhalte des zugehörigen Risikoprofiles,
welche bei Bedarf entsprechend anzupassen sind. Darü-
ber hinaus ist zu untersuchen, ob neue potenzielle Top-
Risiken erkennbar sind, welche anschließend entspre-
chend des Ablaufs der Risikoinventur zu analysieren, zu
bewerten und in ein Risikoprofil zu überführen sind.

Werden im Rahmen dieser Prüfung ne-
gative Abweichungen in der Risikobe-
wertung festgestellt, so ist zu prüfen, ob
diesbezüglich eine Handlungsnotwen-
digkeit bzw. -möglichkeit seitens der
Hochschule besteht. Sind diese gege-
ben, so sind entsprechende Maßnahmen
einzuleiten sowie regelmäßige Erfolgs-
kontrollen durchzuführen.
Den inhaltlichen Abschluss der Projekt-
arbeit bildete ein zweiter Workshop mit
der Hochschulleitung. Dabei wurden Ri-
sikoprofile, Verantwortlichkeiten im Ri-

sikomanagement sowie der Risikomanagementprozess
nochmals diskutiert und verabschiedet.

3.2 Dokumentation
Für eine Überführung der Ergebnisse in ein hochschul-
weites Risikomanagementsystem zur Integration in das
Berichtswesen der Hochschule und als Grundlage für
eine reibungslose Zusammenarbeit aller Beteiligten war
die Bereitstellung verschiedener Dokumente notwendig.
Dazu zählten:
• Detaillierte Beschreibung des Risikomanagementpro-

zesses, 
• Erstellung von Funktionsbeschreibungen für die Ak-

teure im hausinternen Risikomanagement (Risikover-
antwortlicher und Beauftragter für Risikomonitoring),

• Erstellung einer Arbeitshilfe zur praktischen Anwen-
dung des Risikomanagements.

Diese Informationen sind im Intranet der Hochschule für
alle Hochschulmitglieder verfügbar.
Mit der Bereitstellung dieser Dokumente kann die Pro-
jektarbeit als abgeschlossen betrachtet werden. Es ist in
der Folge Aufgabe der Hochschule, das entworfene Sys -
tem in die operative Umsetzung zu überführen.

4. Anwendungsmöglichkeiten/Nutzen
Die Projektergebnisse bilden die Grundlage für die prak-
tische Anwendung an der HTWD. 
Konkrete Anwendungsmöglichkeiten und Nutzen der
gewonnen Erkenntnisse werden im Wesentlichen in den
folgenden Bereichen gesehen:
• Einsatz bei zukünftigen Risikoinventuren der HTWD,

Abbildung 2: Muster Risikoprofil

Tabelle 5: Risikoübersicht (Auszug)



35HM 1+2/2015

T. Gonschorek, P. Kögler & M. Stübner n Konzeption und Implementierung eines ...HM

• Möglichkeit der Adaption für eine Risikoinventur auf
Fakultätsebene der HTWD,

• Verwendung in weiteren Institutionen im Freistaates
Sachsen bzw. bundesweit.

5. Zusammenfassung
Die ermittelten Top-Risiken stellen einen ersten umfas-
senden Überblick über die Risikosituation der HTW
Dresden dar. Dieser Überblick umfasst sowohl die Top-
Risiken nach Art und Inhalt, betrachtet aber auch mögli-
che Auswirkungen, welche insbesondere Ausdruck in
der ermittelten Risikobewertung finden. Als Adressat für
diese Komplettaufstellung der Top-Risiken ist in erster

Linie die Hochschulleitung zu sehen, da hieraus Schluss -
folgerungen sowohl auf aktuelle Herausforderungen für
die HTW Dresden als auch die Gewinnung von Anhalts-
punkten bzgl. der weiteren strategischen und operativen
Entwicklungen im Haus möglich sind. Weiterhin werden
Ansatzpunkte zu Risikoschwerpunkten, Risikomaßnah-
men und der zukünftigen Ausgestaltung des Risikoma-
nagementsystems geliefert. 
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Hochschulen generationensensibel 
gestalten 

Handlungsansätze für die 
Organisationsentwicklung an Hochschulen
zum Umgang mit generationenbedingten 
Herausforderungen

Ilona Matheis

1. Problemstellung 

An Hochschulen ist eine zunehmende generationale
Durchmischung der Beschäftigten zu beobachten (vgl.
Gülker 2011). Erklärungsansätze, warum dies so ist, be-
ziehen sich insbesondere auf zwei Entwicklungen: zum
einen den demografischen Wandel, zum anderen einen
sich verändernden Führungsstil in Organisationen. 
Der demographische Wandel, als eher pragmatischer
Ansatz, zielt auf die Tatsache einer zunehmend altern-
den Gesellschaft und Verknappung des Potentials an
Fach- und Führungskräften (vgl. Rimser 2006, S. 30). So-
wohl aus gesellschafts- wie aus wirtschaftspolitischer
Sicht besteht ein Interesse, „ältere“ Menschen möglichst
lange in Beschäftigungsverhältnissen zu halten (vgl. Hill-
mert/Strauss 2008). Dies hat Folgen mit Blick auf die Zu-
sammenarbeit, die Personalplanung und Organisations-
entwicklung und damit letztendlich auf die Erreichung
von Organisationszielen. Die unterschiedlichen Fähig-
keiten von Beschäftigten sind mit zunehmend sich ver-
ändernden Anforderungen in den Tätigkeitsfeldern ab-
zustimmen. Wo in diesem Zusammenhang Konfliktlinien
liegen, ebenso wie die Frage, ob und inwieweit sich Ge-
nerationen durch unterschiedliche arbeitsrelevante
Werte und Motive charakterisieren lassen, sind Fragen,
zu denen noch wenige Erkenntnisse vorliegen. Einige
Ansätze liefern zum Beispiel die Auseinandersetzungen
mit Generationen und ihrem Verhältnis zueinander von
Lothar Böhnisch (1989, 2012) und Michael Winkler
(2012). Ebenso liefern Heike Bruch et al. (2010) Er-
kenntnisse über eine generationengerechte Führung und
skizzieren eine Generationentypologie, die für die jewei-
ligen spezifischen generationalen Prägungen und Werte,
Lebensphasen und Alterungseffekte sensibilisiert.
Der zweite, eher paradigmatische Ansatz bezieht sich
auf Veränderungen bei der Führung von Organisationen
und den damit einhergehenden Besonderheiten organi-
sationalen Führens (vgl. Laske et al. 2013, S. 34f.). Rele-
vante Aspekte betreffen unter anderem die Gestaltung
einer Organisation und die Unterstützung der in ihr exis -
tierenden Leistungsprozesse ebenso wie eine auf sie ab-
gestimmte Personalstrukturplanung. Darüber hinaus
geht es um die Berücksichtigung von unterschiedlichen

Bedürfnissen und Interessen der organisierten Personen
zur Erreichung sowohl von Gemeinschafts- als auch Indi-
vidualzielen in der Organisation (vgl. Laske et al. 2013,
S. 44; Meixner 2013; BMBF 2013a, b). 
Diese Entwicklungstrends führen zu der Annahme, dass
das Thema Generationensensibilität von zunehmender
Bedeutung für die Organisations- und Personalentwick-
lung an Hochschulen ist. Letztere werden in diesem
Kontext mit wachsenden Herausforderungen im Um-
gang mit unterschiedlichen Bedürfnissen und Interessen
der Beschäftigten konfrontiert, damit einhergehenden
variierenden Wissens- und Leistungsständen sowie ver-
schiedenen Arbeitsweisen und Umgangsformen – auch
in Bezug auf gegenseitige Wertschätzung und Vertrauen. 
Im Rahmen dieser Untersuchung wurden zentrale Hand-
lungsfelder identifiziert, in denen generationenbedingte
Herausforderungen eine Rolle spielen, und Handlungs-
empfehlungen mit Blick auf die Organisationsentwick-
lung einer Hochschule abgeleitet. 

2. Zum Begriff Generationensensibilität
Bei der Verwendung des Generationenbegriffs unter-
scheidet die Wissenschaft insbesondere drei Kategorien
(vgl. Liebau 1997b, S. 20, dargestellt in Höpflinger
1999, S. 6): 
1. Der Genealogische Generationenbegriff bezieht sich

auf die Unterscheidung der Abstammungsfolgen in
Familien. 

2. Der Pädagogische Generationenbegriff betrachtet das
Grundverhältnis der Erziehung, verstanden als Ver-
hältnis zwischen vermittelnder und aneignender Ge-
neration. 

3. Der historisch-gesellschaftliche Generationenbegriff
unterscheidet kollektive historische und/oder soziale
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Gruppierungen, die sich durch ihr gemeinsames
Leben in einem historischen Zeitraum, durch gemein-
same prägende Erlebnisse und durch gemeinsame
Verarbeitungs- und Handlungsforderungen kenn-
zeichnen (vgl. auch Tremmel 2003, S. 32). 

Über dieses Kategorienschema hinaus nimmt der Wis-
senssoziologe Karl Mannheim eine weiter gehende Dif-
ferenzierung vor und unterscheidet folgende Merkmale:
erstens die Generationenlagerung, zweitens den Gene-
rationenzusammenhang und drittens die Generatio-
neneinheit. Bei der Generationenlagerung geht es
zunächst nur um die gemeinsame Zugehörigkeit zu einer
Altersgruppe im historischen diskontinuierlichen Zeit-
raum. Ein Generationenzusammenhang entsteht nach
Mannheim jedoch erst, wenn die betrachtete Alters-
gruppe durch schicksalhafte historische Konstellationen
und Ereignisse gemeinsam betroffen ist. Dies muss in-
nerhalb einer Generation nicht notwendigerweise der
Fall sein. Eine Generationeneinheit ist darüber hinaus
geprägt durch gemeinsame, tendenziell interaktiv auf-
einander bezogene Orientierungs- und Handlungsmus -
ter (vgl. Höpflinger 1999, S. 10). 
Die vorliegende Untersuchung knüpft an den Ansatz
von Karl Mannheim an und führt hierzu den Begriff der
Generationensensibilität ein. Der Begriff „Generation“
wird dabei nicht allein als Bezeichnung einer Gruppe
von Menschen gleichen Alters verstanden. Er umfasst
darüber hinaus die Auseinandersetzung mit inter- aber
auch intragenerationalen Beziehungen, welche aus „le-
benszeitlichen Asymmetrien“ von „jünger“ oder „älter“,
von „früher“ oder „nachher“ (vgl. Bronfenbrenner
1993, S. 58, dargestellt in Höpflinger 1999, S. 14ff.) re-
sultieren und sowohl bereichernde wie auch konfliktäre
Folgen für die Entwicklung einer Organisation haben
können. In dieser Untersuchung geht es also erstens
um den Einfluss von intra- und intergenerationalen Be-
sonderheiten auf die Organisationsentwicklung an
Hochschulen und zweitens um die Folgen, die sich da -
raus ergeben können. An welchen Stellen sind Verän-
derungen erkennbar, die ein Umdenken im Hinblick auf
den Umgang mit bestimmten Prozessabläufen erfor-
dern? An welchen Stellen kann dagegen weiterhin auf
Kontinuität und Fortsetzung von „alt Bewährtem“ ge-
setzt werden? 
Zur Veranschaulichung der Problematik kann das folgen-
de Beispiel dienen: Bisher kennzeichnen sich intergene-
rationale Beziehungen an einer Organisation wie der
Hochschule in der Regel durch eine Überlagerung hie -
rarchischer Ordnungsmuster, da die nachkommende Ge-
neration oft die tiefere Statusposition einnimmt,
während die leitenden Positionen häufig von Mitglie-
dern älterer Generationen besetzt sind (vgl. Höpflinger
1999, S. 23). Gegenwärtig lässt sich beobachten, dass
dieses Verhältnis auch umgekehrt auftreten kann und
statt einer „Alt führt Jung“- eine „Jung führt Alt“-Bezie-
hung entsteht. Gegenstand dieser Untersuchung ist es,
existierende Spannungen aber auch Potenziale des zwi-
schenmenschlichen Zusammenarbeitens unterschiedli-
cher Generationen zu analysieren und Schlussfolgerun-
gen in Bezug auf die Organisationsentwicklung an Hoch-
schulen zu ziehen. 

3. Leitfragen

Die Forschungsliteratur zum Thema generationensensi-
ble Organisationsentwicklung konzentriert sich bisher
primär auf Unternehmen. In dieser Untersuchung wird
der Fokus speziell auf Hochschulen gerichtet. Im Mittel-
punkt stehen dabei folgende Leitfragen: 
1. Spielt das Thema Generationensensibilität für Hoch-

schulen eine Rolle? An welchen Stellen können sich
für verschiedene Organisationseinheiten und Perso-
nengruppen Herausforderungen ergeben und welche
sind dies konkret? 

2. Wie gehen Hochschulen beziehungsweise die jeweili-
gen Organisationseinheiten und Personengruppen
bisher mit diesen Herausforderungen um?

3. Welche Schlussfolgerungen und Handlungsempfeh-
lungen lassen sich daraus mit Blick auf die Organisati-
onsentwicklung an Hochschulen ableiten? 

4. Operationalisierung und methodischer 
Ansatz

Fallauswahl
Die Untersuchung wurde an einer Hochschule in
Deutschland durchgeführt.1 Die gewonnenen Ergebnisse
liefern Erkenntnisse, die sich in erster Linie auf die be-
trachtete Hochschule konzentrieren. Gleichwohl werden
darauf aufbauend Schlussfolgerungen gezogen und
Handlungsempfehlungen abgeleitet, die ebenfalls als An-
regungen für andere Hochschulen allgemeingültigen
Charakter erhalten. Auf diese Weise sollen sie einen Bei-
trag für Wissenschaftsmanagerinnen und Wissen-
schaftsmanager an Hochschulen liefern, insbesondere für
die in der Personal- und Organisationsentwicklung täti-
gen, um systematische und zielorientierte Handlungs-
ansätze zum Umgang mit generationenbedingten He -
rausforderungen ausgestalten und verfolgen zu können. 

Operationalisierung
Untersuchungsinstrumente und Auswertung
Die Untersuchung bestand aus einer Dokumentenanaly-
se, ergänzt durch eine qualitative Befragung (Fragebo-
gen + Interview) von drei Beschäftigten aus unterschied-
lichen Organisationseinheiten der Hochschule. Die Do-
kumentenanalyse konzentrierte sich auf eine Analyse
der Webseite der Hochschule mit Blick auf die Thematik.
In diese Recherche eingeschlossen wurden sämtliche re-
levante Dokumente und Informationen, die direkt oder
indirekt Hinweise auf bereits bestehende Formen der
Auseinandersetzung mit dem Thema Generationensensi-
bilität gaben. Der zweiseitige Fragebogen untergliederte
sich in vier Themenblöcke, in denen Aussagen durch
Ankreuzen vorgegebener Antwortmöglichkeiten zu be-
antworten waren, und durch eine offene Fragestellung
zu generationensensibler Organisationsentwicklung er-
gänzt wurde. Die vier Themenblöcke bezogen sich auf
die Bereiche 

1 Der Name der Hochschule ebenso wie sämtliche Informationen, die Rück-
schlüsse auf die Organisationseinheit beziehungsweise auf die interview-
ten Personen zulassen können, wurden aus Gründen des Daten- und Ver-
trauensschutzes anonymisiert.
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1. Generationensensible Organisations- und Personal-
entwicklung, 

2. Arbeitsplatzgestaltung und Mitarbeiterbindung, 
3. Arbeitsfähigkeit und 
4. Intergenerationaler Wissenstransfer. 

In der vorangegangen Literaturanalyse wurden diese Be-
reiche als zentrale Schwerpunktfelder identifiziert (vgl.
Laske 2013; Richenhagen 2007; Rimser 2006). Der Frage-
bogen wurde vorab als Pre-Test mit einer internationalen
Gruppe von 18 wissenschaftlich und nichtwissenschaftlich
Beschäftigten aus unterschiedlichen Organisationseinhei-
ten an europäischen Hochschulen durchgeführt.
Mit Blick auf die Untersuchung selbst wurde der Frage-
bogen (nicht zuletzt aufgrund der geringen Fallauswahl)
nicht als Instrument genutzt, um quantitative Kennzah-
len zu erfassen und zu vergleichen. Vielmehr dienten die
Antworten der Vorstrukturierung der anschließenden
leitfragengestützten Interviews, in denen die von den
befragten Personen im Fragebogen gemachten Angaben
vertieft hinterfragt wurden. Um dabei ein möglichst
breites Bild und unterschiedliche Perspektiven einzube-
ziehen wurde die Befragung mit Führungskräften aus un-
terschiedlichen Organisationseinheiten der Hochschule
durchgeführt: einer Fakultät, der Hochschulleitung und
der Personalvertretung. 
Bei der Auswertung und Analyse der Interviews wurde,
basierend auf dem methodischen Ansatz von Mayring
(vgl. Mayring 2002, 2003), wie folgt vorgegangen: 
Die Interviews wurden vollständig transkribiert und
anschließend chronologisch nach Sinnabschnitten in
einem mehrschrittigen Verfahren paraphrasiert und ana-
lysiert. Die Ergebnisse wurden in Kategorien zusammen-
gefasst. Diese Kategorien stehen für Handlungsfelder in
der Organisationsentwicklung an Hochschulen, in denen
das Thema Generationensensibilität von Relevanz ist.
Das Kategorienschema liefert die Grundlage für die ab-
schließende Interpretation der Interviewergebnisse in
Bezug auf die Ableitung von Handlungsempfehlungen
und damit zur Beantwortung der Leitfragen. 

5. Analyse
Auswertung der Dokumentenanalyse
Die Analyse der Webseite zur Ermittlung von Struktur-
und Sekundärdaten ergab kaum direkte Hinweise zum

Umgang mit dem Thema Generationensensible Organisa-
tionsentwicklung. Der Begriff „Generationensensibilität“
selbst wird nicht verwendet. Gleichwohl weisen verschie-
dene Angaben in den geprüften Dokumenten durchaus
auf eine Auseinandersetzung mit der Thematik im weites -
ten Sinne hin. Hierzu zählt ein strategisches Grundsatzpa-
pier der Hochschule, welches „Heterogenität“ von Stu-
dierenden und Beschäftigten als Bereicherung nennt und
die Förderung von Vielfalt als Aufgabe definiert. In die-
sem Kontext darf die Dimension „Alter“ implizit als
berücksichtigt gelten. Als Diversity-Instrumente werden
Qualifizierung, Führungskräfteentwicklung und Coaching
avisiert. Alter wird als Dimension explizit in der inhaltli-
chen Beschreibung der diesbezüglich bestehenden, kon-
kreten Fortbildungsangebote thematisiert, die für Be-
schäftigte der Hochschule angeboten werden. Ferner
werden neue Beschäftigte mittels eines Leitfadens darauf
hingewiesen, dass die Hochschule die Vermeidung von
Altersdiskriminierung als Anliegen verfolgt. 
Auf der Grundlage dieser Hinweise führte die Dokumen-
tenanalyse zu dem Schluss, dass das Thema Generatio-
nensensibilität bisher allenfalls als Unterthema oder
Randerscheinung der Personal- und Organisationsent-
wicklung mitschwingt. Diese Feststellung wurde im
Rahmen der Interviews bestätigt: „wenn ich ehrlich bin
[…] ist das Thema Organisationsentwicklung bisher bei
uns losgelöst von der Problematik ‚generationensensi-
bel’ geprägt worden.“ (Interview 3, Z. 55f.)

Auswertung der Pre-Test-Erhebung mit dem Fragebogen
Die Befragung der 18 wissenschaftlichen und nichtwis-
senschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eu-
ropäischer Hochschulen lieferte einen ersten Eindruck
über das subjektive Empfinden und das vorhandene
Wissen von Hochschulbeschäftigten über die Relevanz
und Vielschichtigkeit des Themas Generationensensibi-
lität an ihrer Hochschule. Die Ergebnisse lassen keine
verallgemeinerbaren Schlussfolgerungen zu, bieten je-
doch ein erstes Bild mit Blick auf die Leitfrage, ob oder
in welcher Hinsicht das Thema Generationensensibilität
an Hochschulen eine Rolle spielt. Die folgende Grafik
enthält ausgewählte Ergebnisse des Pre-Tests (s. Abb. 1). 

Auswertung der Fragebögen aus der Fallauswahl 
Im Rahmen der Untersuchung wurden an der ausge-
wählten Hochschule drei Führungskräfte aus den Orga-

Abbildung 1: Ausgewählte Ergebnisse der Pre-Test-Erhebung
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nisationseinheiten Hochschulleitung, Fakultät und Per-
sonalvertretung befragt. Die den Interviews vorausge-
hende Beantwortung des Fragebogens lieferte für diese
Fallauswahl das folgende Ergebnis: 
• Es wird übereinstimmend angegeben, dass Generatio-

nensensible Organisationsentwicklung an der Hoch-
schule bisher kein Thema und demzufolge auch nicht
strategisch verankert ist. Allerdings fließt die Zusam-
mensetzung der Altersgruppe in zwei der drei Organi-
sationseinheiten durchaus in Personalentscheidungen
ein, und es gibt in allen Fällen Möglichkeiten für eine
flexible und bedürfnisgerechte Arbeitszeitgestaltung
sowie formelle oder informelle Regelungen für Home-
Office-Arbeitsplätze im Sinne von Telearbeit. 

• Das Alter spielt jedoch bei der Übertragung von Auf-
gaben in keiner der Organisationseinheiten eine Rolle.
Nur eine von drei Organisationseinheiten in der ausge-
wählten Hochschule gibt an, dass sie über geeignete
Instrumente zum Umgang mit entsprechenden Fehl-/
Ausfallzeiten verfügt. Zwei der Befragten bejahen die
Existenz spezifischer Systeme, um Erfahrungswissen zu
teilen. Eine Organisationseinheit setzt erfahrene Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter als Coaches beziehungs-
weise Mentorinnen oder Mentoren ein, um jüngeren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Erfahrungswissen
weiterzugeben.  

6. Erkenntnisse und Handlungsempfehlungen 
Auf Grundlage der theoretisch fundierten Kategorienbil-
dung für den Fragebogen wurde im Rahmen der Analyse
der leitfadengestützten Interviews ein modifiziertes Ka-
tegorienschema für Handlungsfelder abgeleitet, das
einen Überblick über Ansatzpunkte zur generationen-
sensiblen Gestaltung von Hochschulen bietet: 

Unter Bezugnahme auf diese Handlungsfelder wurden,
aufbauend auf der Auswertung und Interpretation der
Interviewergebnisse, acht Handlungsempfehlungen ent-
wickelt, die Beispiele und Ansätze zur generationen-
sensiblen Organisationsentwicklung an Hochschulen
aufzeigen. Diese im Folgenden dargestellten Empfehlun-
gen richten sich sowohl an die dezentrale Ebene der Or-
ganisationseinheiten als auch an die zentrale bezie-
hungsweise übergreifende Ebene der Hochschule als
Ganze. 

Handlungsempfehlung 1: Wissen erhalten und multipli-
zieren.
(Handlungsfelder: Hochschulkultur, Personal- und Orga-
nisationsentwicklung, Wissenstransfer)
Die Handlungsempfehlung richtet sich in erster Linie an
die Organisationseinheiten und verfolgt zwei Hand-
lungsansätze. Der erste Handlungsansatz bezieht sich
auf den Erhalt von langjährig erworbenem und in die
Hochschule eingebrachtem Erfahrungswissen.
Im Rahmen der Interviews wurde zu diesem Thema fol-
gender Fall geschildert: In einem Dezernat steht an zwei
zentralen Schaltstellen ein doppelter Personalwechsel an. 
Es stellt sich die Frage, wie es, in diesem Fall dem De-
zernat, gelingen kann, den Verlust an Erfahrungswissen
bei Personalwechseln (und hier im Speziellen bei
Führungspositionen) aufzufangen. Als möglicher Ansatz-
punkt wurde zum einen die Dokumentation von stan-
dardisierten Kernprozessen und zum anderen eine früh-
zeitige Wiederbesetzung der Stelle mit entsprechender
Einarbeitung der Vorgängerin oder des Vorgängers be-
nannt. Der zweite Ansatz setzt jedoch eine entsprechen-
de finanzielle Ausstattung beziehungsweise eine voraus-
schauende Budgetplanung voraus, denn geregelte und
standardisierte Verfahrensabläufe für die Nachbesetzung
von Leitungspositionen gibt es mit Blick auf die Heraus-
forderung, Wissen zu erhalten, bislang an einigen Hoch-
schulen noch nicht.
Der zweite Handlungsansatz wird in dem Punkt „Wissen
multiplizieren“ gesehen. Nicht zuletzt im Zuge von Wie-
der- oder von Neubesetzungen erfolgt eine stärkere Al-
tersdurchmischung der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Die Interviewten stellten in diesem Zusammenhang
häufig eine fehlende Sensibilität für generationenbeding-
te Perspektiven fest, was den Austausch von Erfahrungs-

Abbildung 2: Handlungsfelder für einen generationen-
sensiblen Gestaltungsansatz
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wissen zwischen langjährigen und neuen Beschäftigten
auf der Sachebene erschweren kann. Diese fehlende Sen-
sibilität und daraus gegebenenfalls resultierende Blocka-
dehaltungen gilt es aufzubrechen, zum Beispiel durch die
Schaffung einer Kultur des Miteinanders und durch die
gezielte Förderung altersgemischter Teams, in denen die
unterschiedlichen Kompetenzen der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter zusammengeführt und im Sinne der Or-
ganisationsziele genutzt werden. Durch eine gezielte
Durchmischung können sich unterschiedliche altersbe-
dingte Fähigkeiten ergänzen. Das bedeutet im Konkreten
eine stärkere Nutzung unterschiedlicher, teilweise gene-
rationen- oder altersbezogener Kompetenzen, die einen
Mehrwert für die Organisation liefern können (vgl. Aus-
wertung, Nr. 8, 10, 26, 27, 53, 57, 68, 76, 77).

Handlungsempfehlung 2: Mit Fehl- und Ausfallzeiten
strukturiert umgehen.
(Handlungsfelder: Arbeitsfähigkeit; Arbeitsplatz-/-Zeit-
gestaltung)
Die zweite Handlungsempfehlung richtet sich ebenfalls
primär an die Ebene der Organisationseinheiten. Dieser
Handlungsansatz zielt darauf ab, dass längere und auch
häufige Fehl- und Ausfallzeiten von Beschäftigten früh-
zeitig erkannt und damit verbundene strukturierte Lö-
sungsansätze zeitnah oder gar vorausschauend mit den
verbleibenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ver-
einbart werden können. Hierzu empfiehlt es sich, eine re-
gelmäßige Ursachenanalyse der Fehl- und Ausfallzeiten
und eine daran gekoppelte Prüfung der resultierenden
Mehrbelastungen für andere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter vorzunehmen. Darauf aufbauend können an -
schließend Anpassungen bei der Aufgabenverteilung vor-
genommen und bei Bedarf Vertretungsregelungen abge-
sprochen werden. Diese umfassen insbesondere eine
transparente Auflistung der Kernaufgaben und ihre For-
malisierung in Form eines Dokumenten- beziehungswei-
se Prozessmanagements, um ad-hoc Lösungen zu ver-

meiden. Gerade letztere belasten die verbleibenden Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter häufig übermäßig stark
und ungleichgewichtig und führen dazu, dass diese Teile
ihrer Aufgaben aufgrund der hohen Arbeitsdichte nicht
mehr zu bewältigen sind. Es gilt daher, mit den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern Prioritäten abzustimmen, wel-
che Aufgaben im Vertretungszeitraum zu erledigen sind,
und welche Aufgaben eher nachrangig bearbeitet wer-
den können. Im Fokus sollte jeweils die Belastbarkeit der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und eine damit einher-
gehende kontinuierliche Abstimmung sowie Einholung
von Rückmeldungen zum aktuellen Arbeitspensum ste-
hen (vgl. Auswertung Nr. 14, 20, 22, 52, 83).

Handlungsempfehlung 3: Ein Bewusstsein für altersspe-
zifische Bedürfnisse, Fähigkeiten, Herausforderungen
schaffen und diese auch zulassen.
(Handlungsfelder: Personal- und Organisationsentwick-
lung, Arbeitsfähigkeit)
Handlungsempfehlung drei knüpft an die erste Empfeh-
lung an und setzt die Kenntnis der unterschiedlichen al-
ters- oder lebensphasenspezifischen Bedürfnisse und
Fähigkeiten der Beschäftigten voraus. Dieses Wissen
kann zur Vermeidung von Konflikten und zur Verbesse-
rung des Arbeitsergebnisses durch Nutzung der vielfälti-
gen und benötigten Fähigkeiten innerhalb einer Organi-
sationseinheit beitragen. Empfohlen wird, die Bedürfnis-
se und Fähigkeiten in Mitarbeiter-Führungs-Gesprächen
offen zu diskutieren und transparent zu machen, um die
Kompetenzen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
zielt einsetzen sowie Bedürfnisse zur Sicherung der Ar-
beitsfähigkeit befriedigen zu können. Feste Punkte eines
solchen Gesprächs könnten unter anderem sein, Weiter-
entwicklungsperspektiven und Anforderungen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter an die Ausstattung des
Arbeitsplatzes sowie Vereinbarungen von Aufgaben-
und Verantwortungsbereichen aufzuzeigen, mit dem
Ziel, Einzelmaßnahmen zur Sicherung der Arbeitsfähig-
keit zu vereinbaren und festzuhalten (vgl. Auswertung,
Nr. 2, 25, 40, 42, 44, 58, 72, 73, 75, 78, 80, 81).

Handlungsempfehlung 4: Nachwuchs für Führungs- und
Fachaufgaben selbst heranbilden.
(Handlungsfelder: Mitarbeitergewinnung/-bindung, Per-
sonal- und Organisationsentwicklung)
Die vierte Handlungsempfehlung wendet sich über die
Organisationseinheit hinaus auch an die Hochschule ins-
gesamt. 
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Hier geht es darum, durch eine gezielte und kontinuier-
liche Personalpolitik rechtzeitig geeignete Nachwuchs-
kräfte für freiwerdende Führungspositionen zu gewin-
nen. Geeignet meint in diesem Zusammenhang nicht
notwendigerweise eine exakte Übereinstimmung in
Bezug auf die Qualifizierung. Vielmehr kann eine stärke-
re Kompetenzorientierung bei der Ausschreibung von
Führungspositionen dabei helfen, eine breitere Zielgrup-
pe und damit einhergehend ebenfalls fähige Querein-
steiger anzusprechen. In diesem Sinne ist also nicht die
Qualifikation ausschlaggebend, da sich diese im Zwei-
felsfall auch noch parallel durch berufsbegleitende Wei-
terbildungen aneignen lässt, sondern es steht die Fähig-
keit einer Person, die Stelle auszuüben, im Vordergrund. 
Mit Blick auf die Organisation selber stellt das Erfah-
rungswissen und Zugehörigkeitsgefühl vorhandener
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter häufig eine verlässli-
che Basis für eine lang andauernde Verbundenheit mit
der Einrichtung dar. In diesem Zusammenhang wurde im
Rahmen der Interviews folgender Fall geschildert: Ein
Projektmitarbeiter, der bei der Antragserstellung eines
großen Projekts beteiligt und die Verantwortung für ein-
zelne Arbeitspakete inne hatte, stellte sich im weiteren
Projektverlauf als kompetenter Teilprojektleiter heraus.
Aufgrund der erbrachten Leistung und dadurch nachge-
wiesenen, hohen Problemlösungskompetenz werden
diesem Mitarbeiter künftig Führungsaufgaben zugeteilt.
Dieses Beispiel verdeutlicht, dass Potenziale auf unter-
schiedlichen Wegen mit offenem Blick identifiziert wer-
den können. Im Rahmen von Mitarbeiter-Führungs-Ge-
sprächen gilt es, sie aufzufangen, um die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter gezielt weiterqualifizieren und spä-
ter in anderen Bereichen einsetzen zu können. 
Mit Blick auf die Handlungsempfehlung für eine gezielte
und systematischere Förderung von Nachwuchs für
Führungs- und Fachaufgaben wäre als weiterer Hand-
lungsansatz denkbar, eine hochschulinterne Datenbank
aufzubauen, in der unter Berücksichtigung des Daten-
schutzes auf der einen Seite die Qualifikationen, Kom-
petenzen und Entwicklungsziele der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter und auf der anderen Seite die Bedarfe
der Hochschule mit Einsatzfeldern und Aufgaben erho-
ben werden. Bei guter Pflege kann so ein Matching von
Angebot und Nachfrage innerhalb einer Hochschule er-
reicht werden (vgl. Auswertung, Nr. 3, 4, 9, 11, 30, 36,
38, 42, 46, 50, 58, 71, 78).

Handlungsempfehlung 5: Förderung einer Kultur der Of-
fenheit, der Anerkennung, des Wir-Gefühls.
(Handlungsfelder: Personal- und Organisationsentwick-
lung, Wissenstransfer, Hochschulkultur)
Die fünfte Empfehlung richtet sich, wie die vorherge-
hende, an die Hochschule als Ganze und an einzelne Or-
ganisationseinheiten. Sie soll in erster Linie durch Trans-
parenz ermöglicht werden, welche die vorhandene Unsi-
cherheit reduziert und ein Fundament für Vertrauen
schafft. Der Handlungsansatz zielt auf einen transparen-
ten Umgang mit relevanten Informationen, was insbe-
sondere die Verschriftlichung von Strategien und Prozes-
sen umfasst. Ferner betrifft er die Förderung von Qualifi-
zierung und Kompetenzentwicklung aller Beschäftigten,
um den Lern- und Reifungsprozess der Organisation als
Ganzer zu unterstützen. Auch die Förderung von Ver-
trauen der Mitarbeiter ineinander, zum Beispiel durch
Vorleben von Vertrauen im Rahmen der Führung, und
die Förderung von Mut der Entscheidungsträger auf
allen Ebenen tragen zu einer gelebten Kultur der Offen-
heit bei. Mit Blick auf den Nutzwert stärkt Vertrauen so-
wohl die Beschäftigten als auch die Führungskräfte hin-
sichtlich der Leistungsbereitschaft, des Handlungswil-
lens und des Mutes zu klaren Entscheidungen. Durch
Transparenz und Vertrauen wird die Bereitschaft zur Ko-
operation, zur Teilung von Wissen und zur Mithilfe bei
Engpässen unterstützt. Insbesondere ist eine Identifika-
tion der Beschäftigten mit Blick auf ein gemeinsames
Organisationsziel förderlich, um altersspezifische Fähig-
keiten anzuerkennen und zu nutzen, aber auch, um die
Mitwirkung der Beschäftigten an einem intergeneratio-
nalen Ausgleich von Leistung entsprechend der indivi-
duellen, lebensphasenabhängigen Fähigkeiten zur Leis -
tungserbringung zu erhöhen. Derzeit beruhen Instru-
mente wie Home-Office, Telearbeit oder Flexibilisierung
der Arbeitszeit, die mit Blick auf die unterschiedlichen
Lebensphasen zu einer sinnvollen Entlastung und Ent-
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spannung bei der Leistungserbringung beitragen könn-
ten, häufig auf gegenseitigem Vertrauen und kommen
nicht in dem Maße zum Einsatz, wie es für einen genera-
tionensensiblen Ansatz sinnvoll wäre. Als Grund wurde
in den Interviews angegeben, dass häufig nicht ausrei-
chend Transparenz über den Prozess und das Ergebnis
der Leistungserbringung hergestellt werde und die In-
strumente zu Ungerechtigkeitsempfinden führen. Dabei
wird leicht übersehen, dass in Bezug auf die generatio-
nen- beziehungsweise lebensphasensensible Organisati-
onsentwicklung Gleichbehandlung nicht notwendiger-
weise zu Gerechtigkeit führt (vgl. Auswertung, Nr. 18,
19, 27, 29, 40, 42, 49, 53, 63, 72, 73, 75, 88).

Handlungsempfehlung 6: Interne Instrumente in Bezug
auf eine lebensphasensensible Organisationsentwick-
lung beschreiben, überprüfen und – falls nötig – ihre An-
passung herbeiführen.
(Handlungsfelder: Mitarbeitergewinnung/-bindung, Per-
sonal- und Organisationsentwicklung, Arbeitsfähigkeit,
Wissenstransfer, Arbeitsplatz-/-Zeitgestaltung)
In den Interviews wurde der Fall eines Dekanats ge-
schildert, in dem sehr wenige unbefristet Beschäftigte
sowie seit mehreren Jahren kontinuierlich zwischen vier
und sechs befristet Beschäftigte tätig sind. Bei den Be-
fristeten handelt es sich um junge, zumeist weibliche,
wissenschaftlich Beschäftigte im Alter von etwa dreißig
Jahren. Sie sind nur zum Teil aus Projektmitteln finan-
ziert und befinden sich nicht in einer Phase wissen-
schaftlicher Qualifizierung im Rahmen einer Promotion
oder eines Post-Doc. In der Vergangenheit kam es bei
diesen Befristeten zu parallelen Elternphasen, währen

derer die verbleibenden Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter die Vertretung übernehmen mussten. Zudem
kommt es bei den befristet Beschäftigten häufig und oft
kurzfristig zu Fluktuation.
In diesem Kontext ist Generationensensibilität im Sinne
von Lebensphasensensibilität zu verstehen. Gemeint ist,
dass es mit Blick auf die internen Instrumente einer Or-
ganisation im Bereich der Personal- und Organisations-
entwicklung  lebensphasenbezogen zu bestimmten,
wiederkehrenden Situationen bzw. Herausforderungen
kommt, zum Beispiel aufgrund von Eltern- und Pflege-
phasen, Verrentung, aber auch krankheitsbedingten
Ausfällen sowie als Folgen von Mehrfachbelastungen
der Beschäftigten durch ungeplante Ausfälle von Kolle-
ginnen und Kollegen. Die so entstehenden Situationen
sind in vielen Fällen strukturell bedingt. Es sind unter-
schiedliche Ansätze denkbar, um die internen Instru-
mente so zu gestalten, dass auch Optimierungsansätze
strukturell verankert werden. 
Beispielsweise kann Personalentwicklung hochschul-
weit zusammengezogen werden und sich auf nicht-
wissenschaftliche und wissenschaftlich Beschäftigte er-
strecken. Hierzu bedarf es eines verantwortungsvollen
Umgangs mit befristeten Beschäftigungsverhältnissen
und einer Möglichkeit für befristet Beschäftigte, sich
auf alle internen Ausschreibunge zu bewerben, auch
wenn dies eine Festanstellung notwendig machen
würde. Zur Vermeidung von Fluktuation wäre in allen
relevanten Bereichen zu prüfen, ob die übertragenen
Aufgaben vorübergehender oder doch dauerhafter Art
sind, und eine unbefristete Besetzung entsprechender
Stellen erwogen werden kann (vgl. auch Handlungs-
empfehlung 7).
Auf der Grundlage der Interviews wird empfohlen, dass
eine Personalstrukturplanung analog zur mehrjährigen
Finanzplanung erfolgen und eine über fünf bis zehn
Jahre gehende Personalbedarfsplanung umfassen
könnte. Damit zu verknüpfen wären solche Strukturda-
ten, die eine Übersicht über die alters- und ge-
schlechtsmäßige Zusammensetzung nach Organisati-
onseinheit beziehungsweise nach Teams ermöglichen.
In die Planung können außerdem systematisch erfasste
Ergebnisse von mindestens jährlich, flächendeckend
stattfindenden Mitarbeiter-Führungs-Gesprächen ein-
fließen, sofern sie, wie in der vierten Handlungsemp-
fehlung vorgeschlagen, erstens Maßnahmen bezüglich
der Arbeitszeit, des Arbeitsplatzes, der Gesundheits -
prävention und der Gesundheitsförderung, und zwei-
tens die Wünsche und Vereinbarungen bezüglich der
weiteren Entwicklung und Weiterbildung der Beschäf-
tigten umfassen. 
Als weitere Empfehlung sei hier darauf hingewiesen,
dass Ausschreibungstexte und Rahmenbedingungen
einer Stellenbesetzung bei einer altersspezifischen Re-
krutierung darauf anzupassen sind, dass bei der Stellen-
besetzung neben der Langfristigkeit zahlreiche weitere
Faktoren, zum Beispiel die Höhe des Entgelts, das Aus-
maß der Führungsaufgaben, die erwartete Work-Life-
Balance sowie die für die Kommunikation der Ausschrei-
bung ausgewählten Kanäle implizit die primäre Bewer-
bergruppe mitbeeinflussen (vgl. Auswertung, Nr. 4, 5,
11, 12, 20, 36, 46, 50, 51, 56, 58, 64, 69, 80).



43HM 1+2/2015

F. Heuel, I. Matheis & S. Randhahn n Hochschulen generationensensibel gestaltenHM

Handlungsempfehlung 7: Externe Rahmenbedingungen
für generationensensible Organisationsentwicklung be-
schreiben, überprüfen und gegebenenfalls auf ihre An-
passung hinwirken.
(Handlungsfelder: Mitarbeitergewinnung/-bindung, Per-
sonal- und Organisationsentwicklung, Arbeitsplatz-/
-Zeitgestaltung) 
Analog zur vorhergehenden wird in dieser Handlungs-
empfehlung angenommen, dass auch externe Rahmen-
bedingungen einer Organisation und deren Auslegung
zu wiederkehrenden Situationen führen, die für Organi-
sationen eine Herausforderung bedeuten und im Zusam-
menhang mit Alter oder altersbedingten Lebensphasen
stehen, beispielsweise Fluktuation oder Monostruktu-
riertheit. In diesem Kontext wurde in den Interviews
mehrfach auf die Regelungen zum Beamtenrecht und
Angestelltenrecht verwiesen, auf die Tarifverträge, das
Teilzeit- und Befristungs- sowie das Wissenschaftszeit-
vertragsgesetz, das Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz und die Regelungen zu Gleichstellung, Schwerbe-
hinderung und Personalvertretung. Diese und weitere
externe Rahmenbedingungen sollten mit Blick auf die
internen Zielvorstellungen, zum Beispiel eine Alters-
durchmischung, mutig und zugleich adäquat ausgelegt
werden, gegebenenfalls unter Hinzuziehung einer
Rechtsberatung. Bei Bedarf ist auf eine Änderung des
rechtlichen Rahmens hinzuwirken. In vielen Fällen kann
jedoch auch eine mutigere, dokumentiert nachvollzieh-
bare Nutzung der vorhandenen Spielräume helfen, Mo-
nostrukturiertheiten aufzubrechen. Beispiele wären eine
Ausschreibung ohne Gleichstellungszusatz in Verwal-
tungseinheiten mit sehr hohem Frauenanteil, Vorabfest-
legung einer weiblichen Rekrutierung im Rahmen des
Professorinnenprogramms des Bundes und der Länder
oder die interne Vorabfestlegung einer Altersbandbreite
für die Stellenbesetzung in stark homogen strukturierten
Einrichtungen (vgl. Auswertung, Nr. 36, 38, 40, 46, 51,
58, 60, 62, 64, 70, 73).

Handlungsempfehlung 8: Verdeutlichen, dass die Gene-
rationenfrage für Hochschulen große Bedeutung hat.
(Handlungsfelder: Mitarbeitergewinnung/-bindung, Per-
sonal- und Organisationsentwicklung, Arbeitsfähigkeit,
Wissenstransfer, Arbeitsplatz-/-Zeitgestaltung, Hoch-
schulkultur)
Mit Blick auf die Hochschule als Ganze ist diese Hand-
lungsempfehlung von grundlegender Relevanz. In den
Interviews herrschte Übereinstimmung darüber, dass al-
tersgemischte Teams höheren Output erbringen können,
da sie altersspezifische Fähigkeiten verbinden. Mono-
strukturen können zu Mehrfachbelastungen einer Ar-
beitseinheit führen, zum Beispiel durch parallele Eltern-
oder Pflegephasen, den simultanen, altersbedingten
Leis tungsrückgang einer Einheit oder einer gesamten
Führungsriege. Zugleich führen der demographische
Wandel und gewachsene und veränderte Ansprüche der
Hochschulen an die Beschäftigten zu mehr Wettbewerb
auf dem Arbeitsmarkt. 
Um entsprechend der Empfehlung zu verdeutlichen, dass
die Generationenfrage für Hochschulen große Bedeutung
hat, steht ihre Thematisierung in der Hochschulentwick-
lungsstrategie und in Teilstrategien auf der Aufgabenliste
weit oben. Unter Teilstrategien sind zum Beispiel Perso-
nal- und Organisationsstrategien, ebenso wie Führungs-
leitlinien sowie weitere Strategien, zum Beispiel zu Guter
Arbeit, Diversity, Personalvertretung oder Gesund-
heitsmanagement zu verstehen, bei denen das Thema
stets mitgedacht werden sollte. So kann generationen-
sensible und lebensphasenorientierte Organisationsent-
wicklung in den regulären beziehungsweise bestehen-
den, aus Hochschul- und Teilstrategien abgeleiteten In-
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strumenten wie Personalcontrolling, Personalplanung,
Personalentwicklung und Diversity Audit konkretisiert
und entlang realer Herausforderungen und Handlungsbe-
darfe umgesetzt werden (vgl. Auswertung, Nr. 7, 25, 37,
40, 43, 59, 60, 61, 66, 84, 85, 89, 90).

7. Fazit
Für die Hochschule liegt der Mehrwert einer generatio-
nensensiblen Gestaltung nicht zuletzt auch darin, dass
beim Zusammentreffen und Zusammenarbeiten von
Menschen in unterschiedlichen Lebensphasen ebenso
wie aus unterschiedlichen Generationen vielfältige Er-
fahrungs- und Wissenspotenziale, Informationen und
Einstellungen zusammenkommen, die für die jeweiligen
Handlungsprozesse in einer Organisation gezielt einge-
setzt und genutzt werden können. 
Festzuhalten ist, dass generationensensible Organisati-
onsentwicklung ein Zukunftsthema ist, dabei jedoch als
Querschnittsaufgabe den typischen Herausforderungen
an Aufgaben unterliegt, die seitens der Hochschulen
(noch) nicht als Kernaufgabe wahrgenommen werden.
Daher ist es notwendig, die faktische Relevanz für die
Einzelne oder den Einzelnen herzustellen, indem die
Thematik auf die Instrumente und Konkretisierungsbe-
reiche der Arbeitsebene heruntergebrochen wird und so
zur Lösung praktischer Herausforderungen beiträgt. 
Einen ganzheitlichen Ansatz, um Hochschulen genera-
tionensensibel zu gestalten, verspricht eine Kombinati-
on der verschiedenen, in den Empfehlungen genann-
ten Instrumente. Insbesondere seien hier noch einmal
genannt:
• eine kontinuierliche Personalstrukturplanung, die über

den IST-Zustand hinaus beschreibt, welche Personal-
struktur und welche Kompetenzen wann wo vorliegen
beziehungsweise benötigt werden, und so eine Grund-
lage für generationensensible Steuerung darstellt, 

• eine integrierte Personal- und Organisationsentwick-
lung, die ein Matching der Kompetenzen des vorhan-
denen Personals mit den freien Einsatzfeldern und
Aufgaben dergestalt ermöglicht, dass sich Organisati-
onsstrukturen und stellenbezogene Aufgabenzuschnit-
te auch den gegenwärtigen oder künftigen Stellenin-
habern und ihren Qualifikationen anpassen können,
um so den klassischen Weg der Personalentwicklung
oder -Rekrutierung zu ergänzen,

• ein umfassendes Wissensmanagement,
• Werte und Grundsätze, die über Leitbilder, Führungs-

leitsätze und weitere Strategien transportiert und fak-
tisch gelebt werden, um auf diese Weise zu einer Sen-
sibilisierung für die intergenerationale Zusammenar-
beit beizutragen und den intergenerationalen Wis-
senstransfer zu befördern.
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Die Pädagogische Hochschule Oberösterreich (PH OÖ)
ist die zweitgrößte Hochschule für die Ausbildung von
Lehrerinnen bzw. Lehrern in Österreich und durch die
Breite und Vielfalt ihres Angebotes ein wichtiger Player
in der Bildungsbranche. Gegenwärtig befindet sich die
PH OÖ in einer Phase der Fokussierung und der auf
Qualität ausgerichteten Konsolidierung. Dazu zählen
eine Konzentration auf den zentralen Leistungsauftrag
(Lehre, Schulentwicklungsbegleitung und Forschung),
eine weitergehende Profilschärfung sowie die konse-
quente Umsetzung der beschlossenen Strategien. Kern
der Organisationsentwicklung an der Pädagogischen
Hochschule Oberösterreich ist die schrittweise inhaltli-
che, organisationale und personelle Verschränkung der
Aus-, Fort- und Weiterbildung, insbesondere in Kernbe-
reichen und Schwerpunktthemen.
Mit Beginn des Studienjahres 2012/13 stand das Mana-
gement der Pädagogischen Hochschule Oberösterreich
vor der Herausforderung, im Sinne dieser Verschränkung
den neuen, vom Bundesministerium genehmigten Orga-
nisationsplan mit der darin definierten neuen (Matrix-)
Aufbauorganisation bei laufendem Regelbetrieb zu „im-
plementieren“ – zumindest war dies die Erwartung der
von jahrzehntelanger Erfahrung mit „ministerieller Me-
chanik“ geprägten Verantwortungsträger im Bundesmi-
nisterium für Bildung (und Frauen). 

1. Die grundlegenden Annahmen
Im Zuge der praktischen Umsetzung wurde demgegen -
über an der Pädagogischen Hochschule Oberösterreich
unter anderem von den folgenden (system-)theoreti-
schen Prämissen ausgegangen.
(1) Die der Beobachtung zugrundegelegten Leitunter-
scheidungen eröffnen Möglichkeiten der Beobachtung,
der Beobachtung von Beobachtung usw. durch das Sys -
tem (z.B. die Hochschule) und durch dessen Subsysteme
(z.B. das OE-Projekt). (2) Organisationen lassen sich als
Anlagen der Entscheidungsproduktion verstehen. Mit
Entscheidungen sind dabei soziale (und nicht psychi-
sche) Phänomene gemeint, die durch gegenseitige Zu-
schreibungsprozesse (ex post) zustande kommen, die
sich wechselseitig beschränken und die rekursiv anei -
nander anschließen. (3) Damit entsteht ein operational
geschlossener Kommunikationszusammenhang, der sich
strukturellen Zugriffs- und Eingriffsversuchen von außen

(z.B. durch Ministerien, Managerinnen und Manager
etc.) entzieht, und der auf interne (Selbst-)Organisation
bzw. (Selbst-)Steuerung (z.B. durch Management) ange-
wiesen ist. (4) Voraussetzung und Folge dieser Selbstor-
ganisations- bzw. Selbststeuerungsprozesse ist organisa-
tionale Differenzierung (in sachlicher, sozialer und zeitli-
cher Hinsicht) z.B. in der Form einer „Matrix“, sowie
damit einhergehend erhöhte interne Komplexität als
Antwort auf die Komplexität der Umwelt. (5) Damit wie-
derum wird Integration durch Komplexitätsverarbeitung
zur zentralen Herausforderung von Organisationen. Aller-
dings ist dies nicht durch die „Entsorgung“ von Komple-
xität möglich, sondern nur durch deren kontinuierliches
„Recycling“, also durch einen konstruktiven Umgang
damit in einem prinzipiell infiniten Prozess der „Ko-Evo-
lution“, an dem die unterschiedlichen ausdifferenzierten
Teilsysteme beteiligt sind. (6) Aufgabe von Management
(verstanden als interne Funktion bzw. als Kommunika-
tionsprozess, nicht als Menge von Personen) kann es im
Rahmen von Organisationsentwicklung dann sein, diesen
Mechanismus der Ko-Evolution, also der wechselseitigen
produktiven Irritation von Organisationseinheiten unter-
einander anzuregen und mit Energie zu versorgen. (7)
Die der Beobachtung zugrundegelegten Leitunterschei-
dungen konstituieren den „Blinden Fleck“, der die Beob-
achtung bzw. die Selbstbeobachtung von Systemen (z.B.
Hochschule, OE-Projekt, …) begrenzt.

2. Die dahinterliegende Theoriefigur
Die Integration sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse in
die Praxis der Steuerung von Organisationen führt seit
Längerem vor allem in der stark normativ geprägten Ma-
nagementlehre zu Reflexionsprozessen über die dahin-
terliegenden theoretischen Grundlagen (Groth 1999, S.
23). Vielfach versuchen Managerinnen und Manager
zwar noch auf Alltagstheorien über das Funktionieren
von Organisationen zurückzugreifen. Doch reicht es aber
heute nicht mehr aus, Systemkomplexität über intuitiv
erworbenes Erfahrungswissen zu steuern:
Die Logik der Postmoderne sieht auch in Organisationen
eine vernetzte Struktur, eine sich mit hoher Komplexität
entfaltende Form, die zur Steuerung eines „Spiels der
Unordnung“ bedarf. Daher wird jede Form der normati-
ven, aus Erfahrungen der Vergangenheit abgeleiteten
Einschränkung eine Organisation in Bedrängnis bringen,
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weil sie in keiner Weise deren Operationsmodi der Ge-
genwart, geschweige denn der Zukunft gerecht werden
kann. Diese fundamentale Revision der Logik von Orga-
nisationen und ihrer Steuerung verlangt dem Manage-
ment die Entwicklung eines elaborierten Differenzsche-
mas ab, das es ihm ermöglicht, intelligente Selbststeue-
rungsprozeduren zu generieren. Mit einer entsprechen-
den „theoretischen Leitidee“ sind dann auch Manage-
rinnen und Manager von Veränderungsprozessen in der
Lage, die notwendige reflexive Distanz zu imperialisti-
schen Steuerungsphantasien wahren.

3. Der lange Abschied von der Hierarchie
Sowohl mit dem Plan als auch mit dem Prozess der Eta-
blierung des neuen Organisationsmodells sollte an der
Pädagogischen Hochschule Oberösterreich in erster
Linie ihrem Selbstverständnis als komplexer Sozialraum
Rechnung getragen werden: Die Hochschule gliedert
sich nun laut ihrem neuen Organisationsplan – abseits
von Rektorat und Verwaltungsmanagement – in Stu -
dien institute (die an definierten Zielgruppen orientiert
sind), in Fachbereiche (die über inhaltliche Domänen
strukturiert sind) und in Zentren (die ihren Fokus auf
Sonderthemen richten), die allesamt zusätzlich von
Stabstellen mit Koordinations- und Serviceaufgaben un-
terstützt werden. Der springende Punkt an dieser neuen
Form der Aufbauorganisation ist nun, dass damit eine
Abkehr von der eindimensionalen, eher statischen Kom-
plexitätsreduktion durch Hierarchien verbunden ist.
Demgegenüber wird mit dieser neuen Organisations-
struktur eine Hinwendung zu mehrdimensionalen, ten-
denziell prozessualen Kooperationsformen signalisiert:
Alle Organisationseinheiten sind nun auf dynamische
Zusammenarbeit über disziplinäre, personale, organisa-
tionale, … Grenzen hinweg ausgerichtet. Die Orientie-
rung des Handelns und Entscheidens an der gewohnten
(modernen) Differenz „oben/unten“ wird damit kurzfris -
tig ergänzt bzw. langfristig ersetzt durch zahlreiche wei-
tere, noch ungewohnte (postmoderne) Differenzen
(„rechts/links“, „hinten/vorne“, aber auch „jetzt/später“,
„wir/ihr“ usw.).
In Anlehnung an systemtheoretische Empfehlungen für
das Management von Organisationen (z.B. Baecker
2003, S. 185) sollen damit zum einen die Fragen des
Lernens innerhalb der Organisation soweit vereinfacht
und griffig genug dargestellt werden, um einen Einstieg
in die (als Antwort auf die Umwelt erforderliche) Kom-
plexität zu bieten. Zum anderen sollte es möglich blei-
ben, die Komplexität dieser Lernprozesse nach Bedarf
wieder sichtbar zu machen, um diese in der reflexiven
Kommunikation zu thematisieren. Im Anschluss an das
„law of requisite variety“ (Ashby 1956) besteht die
Kunst des Management darin, auf die angetroffene Um-
weltkomplexität mit der entsprechenden strukturellen
Systemkomplexität zu antworten. Selbst wenn eine
Deckungsgleichheit zwischen der Komplexität der Orga-
nisation und jener der Umwelt („Komplexitätsisomor-
phie“) illusorisch, ja gar nicht wünschenswert ist, so
muss die Ausrichtung des Denkens und Handelns auf die
Konfrontation äußerer mit innerer Komplexität ständig
erhalten bleiben. 

Sichergestellt wurde dies während des gesamten Verän-
derungsprozesses durch ein permanentes Oszillieren zwi-
schen Unterscheidungen (z.B. durch die Beteiligung un-
terschiedlicher funktionaler Mitarbeiter/innengruppen),
sowie durch ein Denken und Handeln in mehrdimensio-
nalen Kontexten, in dem auch andere Perspektiven be-
reitwillig eingenommen wurden, statt aus der privilegier-
te Position des Managements künstliche „Eindeutigkei-
ten“ zu produzieren (vgl. Menz/Stahl 2008, S. 9). Klar
war von Anfang an, dass solch schwierige Balanceakte –
in denen es auf der einen Seite um Komplexitätsreduk -
tion und auf der anderen Seite um Komplexitätspro -
duktion geht (vgl. auch Reinbacher 2013) – nicht dem
Zufall überlassen werden dürfen. Die dafür notwendigen
Voraussetzungen waren mit der Etablierung der Matrix-
(Aufbauorganisation) geschaffen worden. Als Preis, der
dafür zu entrichten war und ist, bleibt ein erhöhter Kom-
munikations- und Abstimmungsbedarf. 
Ohne sich bei der einschlägigen Komplexitätsforschung
rückversichern zu müssen, bedeutet die Konzentration
auf oder die Orientierung an Komplexität keinesfalls eine
Verdopplung oder gar Vervielfachung der Bemühungen.
Vielmehr stellt sie den Versuch dar, direkte bzw. direktive
Steuerung auf indirekte Rahmensteuerung (à la Willke
1998) umzustellen – so wie Ashby angesichts des Miss -
verständnisses von komplexer Welt und individuell wie
kollektiv beschränkten Fähigkeiten des Menschen den
Schritt von der Hermeneutik zur Kybernetik geschildert
hat. In diesem Sinne bedeutet Steuerung und Kontrolle
nicht mehr, den Versuch zu unternehmen, noch zu herr-
schen, wenn man schon nicht mehr versteht(so verbrei-
tet diese Strategie auch sein mag). Sondern es geht
darum, im Sinne des „control“, beim Umgang mit Über-
raschungen eines komplexen Phänomens die eigenen Er-
wartungen zu korrigieren, die eigenen Erinnerungen auf-
zufrischen und so eher zu lernen als zu beharren (Baecker
2007, S. 109). Kurz: Die neue Organisationsstruktur will
Veränderung institutionalisieren.

4. Die fortdauernde Ankunft der Heterarchie
Der entscheidende Ausgangspunkt für die Entstehung
von neuem Wissen innerhalb der Organisation – also: für
Lernen – liegt in dieser Theorietradition an der System-
grenze, in der strukturellen Koppelung zwischen dem
System und jenen Umwelten, die Irritationen als Lernan-
lässe bereithalten (Luhmann 1996, S. 52). Am Beispiel
konkreter Organisationsstrukturen – wie auch jenen der
Pädagogischen Hochschule Oberösterreich – wird rasch
deutlich, dass damit nicht bloß die Organisation als Sys -
tem einerseits und ihr Verhältnis zu einer (wie auch
immer ausdifferenzierten, unübersichtlichen, veränderli-
chen) externen Umwelt gemeint sein: Organisierte Sys -
teme sind vor allem mit einer Vielzahl interner Umwel-
ten konfrontiert. Im Fall der Pädagogischen Hochschule
Oberösterreich handelt es sich dabei um das Rektorat
(mit Rektorats- und Vizerektoratspositionen), die Studi-
eninstitute und Fachbereiche, die zahlreichen Zentren
sowie die diversen Stabstellen. Sie alle stehen in Bezie-
hungen zueinander sowie zur gesamten Hochschule.
Dies allerdings nicht im Verhältnis von „Teilen“ zu einem
(integrierten) „Ganzen“, wie es von systemtheoretischen
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Positionen seit der Antike quasi-mechanistisch gedacht
worden war, sondern jeweils als Subsysteme eines (aus-
differenzierten) Systems, weshalb sie ihr Selbstverständ-
nis, ihre Identität, ihren Sinn usw. nur aus der jeweiligen
Unterscheidung vom Gesamtsystem und von anderen
Subsystemen schöpfen können (prominent: Luhmann
2000 im Anschluss an Spencer-Brown 1969).
Aus diesen zahlreichen System-Umwelt-Beziehungen
speist sich nicht zuletzt die erforderliche interne Variabi-
lität als Voraussetzung für externe Viabilität, also für die
Überlebensfähigkeit in einer ökologischen Nische, die
den in ihr angesiedelten Systemen mitunter hohe (An-
passungs-)Leistungen abverlangt (z.B. Ashby 1956; Ba-
teson 1972; von Glasersfeld 1997). In diesem Sinne sind
in der internen Differenzierung der Organisation neben
den bekannten Problemen auch bereits die Bedingun-
gen der Problemlösung im Keim angelegt: Wem Gott ein
Amt gibt, dem gibt er auch Verstand, sagt man, und es
ließe sich analog formulieren: Wem er eine Organisation
anvertraut, dem gibt er zusätzlich zu den zahlreichen,
damit verbundenen Fragen (z.B. „Wie steuere ich eine
Organisation?“, „Wie legen wir die Aufgaben der Berei-
che fest?“, „Wie definieren wir die Beziehungen zwi-
schen den Organisationseinheiten?“ usw.) auch schon
mögliche Antworten mit auf den Weg.
Schließlich sind organisierte Sozialsysteme keine (aus
Teilen zusammengesetzten)               , also Werkzeuge,
die von den Managerinnen und Managern, ggf. von den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern „nur mehr“ in he-
teronomer Weise zu bestimmten Zwecken einzusetzen
bzw. fallweise zu reparieren wären (klassisch Luhmann
1968), sondern sie sind autonome Problemerzeugerin-
nen und Problemlöserinnen: Organisationen sind für das
Management praktischerweise Problem und Lösung in
einem (vgl. Reinbacher 2013). Allen – scheinbar von
Außenstehenden etablierten – aufbau- und ablauforga-
nisatorischen Regelungen zum Trotz entwickeln Organi-
sationen ihre charakteristische Eigenlogik, der top-down
(über autokratische Erlässe) oder bottom-up (durch de-
mokratische Entscheide) nur begrenzt beizukommen ist:
Der Dienst nach vorgeschriebenen Regeln bleibt We-
ber’scher Idealtyp, in der Realität ist er ohnedies eher
Drohung als Hoffnung – denn: In Organisationen brau-
chen wir Regeln und Ausnahmen (Ortmann 2003),
Normbefolgung und Illegalität (Luhmann 1964) etc.,
was wiederum Organisationsmitglieder mit „Urteils-
kraft“, Organisationsstrukturen der „Reflexivität“ und
organisationskulturelle Voraussetzungen der „Lernfähig-
keit“ erfordert. Nur so lässt sich zu erfolgreicher Selbst-
organisation gelangen, also zur Steuerung eines Systems
durch das System und durch seine Subsysteme (institu-
tionalisierte wie z.B. Management, aber auch kurzlebige
wie Konferenzen oder Ganggespräche), nicht jedoch
durch Zugriff von Außenstehenden (Aufsichtsorgane,
Auftraggeberinnen, Kundinnen, Managerinnen usw.).

5. Entfaltung einer Paradoxie: Die 
Fremdorganisation der Selbstorganisation

Mit der Etablierung der neuen Organisationsstruktur –
wie gesagt: abgesehen von Rektorat und Verwaltungs -
management im Wesentlichen eine Matrix aus der Ver-

schränkung von Studieninstituten und Fachbereichen,
ergänzt um diverse Zentren und Stabstellen – ist an der
Pädagogischen Hochschule also der Keim für permanen-
te (!) Veränderung, also: für „lebenslanges organisatio-
nales Lernen“ angelegt. Seine Entwicklung und sein
Wachstum bedürfen zweifellos der sorgsamen Pflege,
entziehen sich jedoch ebenso ohne Zweifel der bislang
bekannten linear-hierarchischen Direktive. Damit ist
nicht nur ein struktureller, sondern in erster Linie ein
kultureller Wandel in der „nachgeordneten Dienststelle“
des Bundesministeriums für Bildung (und Frauen),
BMBF, eingeläutet, ohne dass dessen Ausgang am Be-
ginn abzusehen wäre.
Beispielsweise hat die Entwicklung von Kompetenzpro-
filen und Geschäftsordnungen auf Basis des verabschie-
deten Organisationsplans nicht nur (wie naheliegend zu
erwarten) die Abhängigkeiten der einzelnen Organisati-
onseinheiten voneinander sowie die entsprechenden
Wirkungsketten zutage gebracht. Zusätzlich ist deutlich
geworden, wie die einzelnen Organisationseinheiten als
(Sub-)Systeme ihr Selbstverständnis, ihre Identität, ihren
Sinn usw. erst aus der jeweiligen Unterscheidung von
anderen (Sub-)Systemen – also aus der Einbettung in ein
systemisches Umfeld – schöpfen bzw. dass diese Kon-
struktionen keineswegs statisch sind, sondern einer „dif-
férance“ (J. Derrida) unterliegen: Wie sich Studieninsti-
tute und Fachbereiche die Verantwortung in der Pla-
nung und Umsetzung von Studienprogrammen teilen, ist
nicht bloß eine multilaterale, vom Rektorat in Kraft ge-
setzte Vereinbarung zwischen diesen Organisationsein-
heiten, sondern Ausdruck und Aspekt eines umfassen-
den Verständnisses von Zusammenarbeit, das die ge-
samte Organisation prägt. 
Und dennoch: Im Ruf nach Kompetenzabgrenzungen
und Ablaufregulierungen (z.B. Stellenprofile und Ge-
schäftsordnungen) oder auch nach Richtlinien zur Um-
setzung des neuen Dienstrechts kommt – als Reaktion
auf die neuen strukturellen Rahmenbedingungen – nicht
(nur) die Steuerungsphantasie der obersten Leistung,
sondern (zugleich) ein Verlangen der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter nach Sicherheit und Orientierung zum
Ausdruck – was überdies zeigt, dass normative Regulie-
rung nicht (nur) ungeliebte Freiheitsberaubung, sondern
mitunter (ebenso) gewünschte Beschränkung des zu Er-
wartenden auf ein handhabbares Maß darstellt, sondern
dass man sich mithin von Heteronomie letztlich auch
eine Stärkung der Autonomie verspricht. Allerdings wird
im Versuch, diesem Verlangen nachzugeben deutlich,
dass die Organisation mangels eines externen Stand-
punktes – sogar das Rektorat als oberstes Leitungsorgan
ist ja in der Ausübung seiner Steuerungsfunktion Teil
jener Organisation, die es zu steuern hat – auf sich selbst
gestellt ist (vgl. Abschnitt 1).
Die Folge ist: Selbstorganisation.
In dieser Situation muss Organisationsentwicklung so
angelegt sein, dass sie eine Anpassung der Organisation
an die veränderten ökologischen Rahmenbedingungen
durch konstruktive Aneignung der Veränderungsimpulse
im Rahmen der bestehenden Strukturen sowie evolu-
tionäre Weiterentwicklung der Kultur unterstützt. Die
zu diesem Zweck entwickelte Projektarchitektur hat dies
im Kern durch eine Zwei-Ebenen-Konstruktion bewerk-
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stelligt: Eine inhaltliche Ebene mit dem Fokus auf Struk-
turentwicklung ist dabei ergänzt worden um eine pro-
zessuale Ebene zur Unterstützung der Kulturentwick-
lung. Folge und quasi Zusatznutzen dieser Dualität von
Struktur- und Kulturentwicklung ist zusätzlich die Förde-
rung organisationaler, also sozialstruktureller Reflexivität
(als Ergänzung bzw. als Entlastung personaler, also indi-
vidueller Reflexivität), denn im Rahmen der Projektreali-
sierung sind neben inhaltlichen Ergebnissen auch neue
Formen der Erarbeitung von Ergebnissen sowie neue
Perspektiven auf das Zustandekommen dieser Ergebnis-
se entstanden.
So ist im Rahmen des Organisationsentwicklungspro-
jekts auf der kulturellen Prozessebene das praktiziert
worden, was auf der strukturellen Inhaltsebene zu ver-
handeln gewesen ist: nämlich der konstruktive Umgang
mit Unsicherheit angesichts von Differenz bzw. Différan-
ce (also von Unterscheidungen, die aus dem Kontext
von Unterscheidungen ihre Bedeutung gewinnen) sowie
im Angesicht von Kontingenz (also: von Möglichem,
aber Nichtnotwendigem) – die sich allesamt nur in der
Kommunikation produktiv verarbeiten lassen (vgl. Ober-
neder 2006).

6. Fallvignette 
Angesichts der bis zu dieser Stelle ausgeführten Überle-
gungen kann die „Implementierung“ (in der ministeriel-
len Logik) bzw. „Etablierung“ (in der autonomen Logik
der Hochschule) des neuen Organisationsplans an der
Pädagogischen Hochschule Oberösterreich als Beispiel
für den prinzipiell unmöglichen Versuch, die autonome
Selbstorganisation heteronom zu organisieren, gelten. Es
folgt also eine Art Dokumentation des Versuchs, diese
Paradoxie für die Praxis des Management fruchtbar zu
machen, wobei der Verlauf und die (wohl bis auf weite-
res nur) vorläufigen Ergebnisse skizziert werden.

6.1 Hintergrund
Im Kontext aktueller bildungspolitischer Debatten be-
findet sich in Österreich auch die Ausbildung der
Pädagoginnen und Pädagogen insgesamt im Umbruch.
Wir beobachten dabei die Implementierung eines neuen
Ausbildungskonzepts für die pädagogischen Berufe, das
unter anderem eine Kooperation zwischen den unter-
schiedlichen Ausbildungsstätten – vor allem den tradi-
tionellen Universitäten einerseits sowie den neu eta-
blierten „pädagogischen Hochschulen“ andererseits –
vorsieht. Als Vorbereitung treibt das Bundesministerium
für Bildung (und Frauen), BMBF, bereits seit einigen Jah-
ren den Umbau der ehemaligen, bislang in der Ausbil-
dung für Pflichtschullehrerinnen und Pflichtschullehrer
verantwortlichen pädagogischen „Akademien“ zu den
nunmehrigen pädagogischen „Hochschulen“ im Sinne
tertiärer, potentiell universitärer Bildungseinrichtungen
voran. Dies geschieht, der verbreiteten Rede von
(hoch)schulischer „Autonomie“ zum Trotz, unter An-
wendung geradezu idealtypischer bürokratischer Steue-
rungslogik à la M. Weber, also nach dem Muster „minis -
terieller Mechanik“.
Und auch dort, wo Ansätze sogenannten „(New) Public
Management“ erkennbar sind, kommen rasch die damit

verbundenen Paradoxien zum Vorschein: Während bei-
spielsweise „Qualitätsmanagement“ oder „Management-
by-Objectives“ (beides eingelassen in die „Ziel- und Leis -
tungsvereinbarungen“ zwischen dem Ministerium und
den Hochschulen) berechtigterweise als Indiz für neue
Steuerungsformen bzw. für fortschreitende Kolonalisie-
rung durch die ökonomische Marktlogik interpretiert
werden können, so erscheint dies auf den zweiten Blick
als runderneuerte Wiederkehr jener Prinzipien, die schon
von der konventionellen Verwaltungslehre im 19. und
beginnenden 20. Jahrhundert zur Gestaltung öffentlicher
und privater Administrationen propagiert worden sind
(also: Formalisierung, Bürokratisierung etc.).

6.2 Ausgangssituation
Ungeachtet dieser grundsätzlichen Heteronomie hat sich
die Pädagogische Hochschule Oberösterreich entschlos-
sen, sich als Vorbereitung auf die künftigen Herausforde-
rungen eine innovative Organisationsstruktur zu geben
und im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu implementieren.
Nach der Genehmigung durch das BMBF haben mit dem
Beginn des Studienjahres 2012/13 in den unterschiedli-
chen Bereichen der Organisation, insbesondere in den
neu etablierten Organisationseinheiten (neben den Stu-
dieninstituten vor allem den Zentren, Fachbereiche und
Stabstellen) autonome Aktivitäten der internen Struk-
turbildung eingesetzt. Angesichts dieser Situation hat
die (ebenfalls neu eingerichtete, im Vizerektorat für
„Hochschulmanagement und Schulentwicklung“ ange-
siedelte) Stabstelle für Qualitätsmanagement im Herbst
ein Projekt zur Koordination und Steuerung dieser zahl-
reichen Implementierungsaktivitäten aus strategischer
Gesamtperspektive angeregt.

6.3 Ziele
Als zentrale Ziele des Projekts sind die Abstimmung und
Integration der zahlreichen Initiativen zur Implementie-
rung des „Organisationsplan Neu“ in einer ganzheitli-
chen Sicht „top-down“ sowie damit verbunden die ver-
besserte Effizienz der Ressourcennutzung bzw. die ver-
besserte Effektivität der Leistungserbringung für interne
und externe Anspruchsgruppen definiert worden. Zu-
sätzlich ist beabsichtigt gewesen, klare und transparente
Kommunikation über den Plan und jeweiligen Stand der
Implementierung an die unterschiedlichen Stakeholder-
Gruppen (z.B. BMBF, Hochschulrat, Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, Studierende) sicherzustellen sowie
einen partizipativen und integrativen Zugang des Vorha-
bens zu gewährleisten. Daher hat man besonders Wert
auf breite, unmittelbare und mittelbare Einbindung von
Führungskräften, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern un-
terschiedlicher Bereiche besonderer Wert gelegt, um ein
geteiltes Verständnis für die neue Aufbauorganisation zu
entwickeln und um die Motivation zur aktiven Beteili-
gung am gemeinsamen Ganzen entstehen zu lassen.

6.4 Vorgehensweise
So ist im Laufe des Wintersemesters vom Rektorat ein
entsprechender Projektauftrag erteilt worden, woraufhin
sich das Projektteam, bestehend aus den Institutsleite-
rinnen und Institutsleitern sowie der Verwaltungsdirek-
torin unter der Leitung von Vizerektorat und Stabstelle
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Qualitätsmanagement, konstituiert hat. Sechs operative
Arbeitsgruppen sind eingerichtet worden und die diver-
sen, rund um den Semesterwechsel stattfindenden Kon-
ferenzen sind für die Information der Kolleginnen und
Kolleginnen genutzt worden. Damit ist stets der Aufruf,
weitere Themen und Anliegen an die Projektgruppe her-
anzutragen, verbunden gewesen. In weiterer Folge hat
das Projektteam in Subgruppen zu den Themen Ge-
schäftsordnungen und Kompetenzprofile, neues Dienst-
recht, Prozessanalyse, neues Raumkonzept, Nutzung PH
Online sowie interne und externe Kommunikation gear-
beitet. Neben der Arbeit in den Themengruppen haben
monatlich Abstimmungstreffen im Projektteam – ver-
bunden mit der entsprechenden Berichtslegung an das
Rektorat als Projektauftraggeber – stattgefunden, womit
auch der ursprünglichen Intention einer Integration der
zahlreichen Aktivitäten im Rahmen der Neuorganisation
entsprochen worden ist.
Zudem sind die Kolleginnen und Kollegen im Haus zur
Bildung einer sogenannten „Resonanzgruppe“ eingela-
den worden: Ihr Ziel ist es vor allem gewesen, die all-
tägliche Kommunikation im Haus widerzuspiegeln und
durch diese Reflexion die Implementierung des neuen
Organigramms zu unterstützen, daneben aber auch, die
Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer als interne und exter-
ne Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren mit aktuel-
len Informationen zu versorgen. Wie zu Beginn des Vor-
habens vorhergesehen, sind die von Projektgruppe und
Arbeitsgruppen bearbeiteten Themen mit Ende des Stu-
dienjahres nicht abgeschlossen gewesen, sodass dem
Projektauftraggeber empfohlen worden ist, die Bearbei-
tung im darauffolgenden Studienjahr konsequent fort-
zuführen.

6.5 Erfahrungen
Die Aktivierung der neuen Aufbauorganisation bei lau-
fendem Regelbetrieb hat, verstärkt durch zahlreiche
Umweltveränderungen (Bildungspolitik, Ressourcenver-
teilung, Studierendenzahlen usw.), die Pädagogische
Hochschule Oberösterreich mit ihren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern vor große Herausforderungen gestellt.
Als zentrales Motiv hat sich im Zuge des Veränderungs-
prozesses zunehmend die mit der Veränderung einher-
gehende – sowohl intendierte als auch teilweise nicht
intendierte – Verunsicherung herauskristallisiert, aus-
gelöst insbesondere durch den Umbau, aber auch den
gezielten Rückbau traditioneller hierarchischer Struktu-
ren. So sind nun zielgruppenspezifische, fachspezifische
und schwerpunktspezifische Organisationseinheiten –
zur strukturellen Abbildung einer sozialen, sachlichen
und zeitlichen Differenzierung nach N. Luhmann – auf-
bauorganisatorisch verschränkt. Während die Studien-
institute mit den Programmen der Aus- Fort- und Wei-
terbildung vorrangig zielgruppenspezifisch orientiert
sind, wollen die Fachbereiche das gesamte Bildungs-
kontinuum durchdringen und die Zentren insbesondere
die strategische Positionierung der Hochschule in den
jeweiligen Schwerpunktbereichen vertreten. In ähnli-
cher Wei se hat die Ressortaufteilung im Rektorat eine
inhaltliche und organisatorische Neuordnung erfahren,
sodass – trotz des Status einer nachwievor nachgelager-
ten Dienststelle des Bundesministeriums und des sich

da raus ergebenden Kompatibilitätsproblems – insge-
samt eine Abkehr von mechanistisch-ministeriellen Mo-
dellen der an linearer Kausalität orientierten Steuerung
erkennbar ist.
Die damit verbundene Notwendigkeit, neue Formen der
„Konditionierung von Autonomie“ (im Sinne von T. Par-
sons) zu entwickeln, wird in diesem Zusammenhang wie
erwartet ambivalent – nämlich einerseits als günstige
Gelegenheit und andererseits als belastende Bedrohung
– wahrgenommen: Während auf der einen Seite um den
Verlust von Stabilität, Übersichtlichkeit und Berechen-
barkeit klassischer (moderner?) hierarchischer Steuerung
(trotz aller damit verbundener Vorbehalte) getrauert
werden kann, entstehen auf der anderen Seite aus den
neuen Gestaltungsspielräumen (trotz aller damit verbun-
dener Transaktionskosten) Chancen für (postmoderne?)
heterarchische Balancen (im Sinne von W. McCulloch).
Da wir die Ursachen für Schwierigkeiten in organisatio-
nalen Veränderungsprozessen nicht einfach kurzschlüs-
sig den beteiligten und betroffenen Personen zuschrei-
ben wollen, sehen wir in der genuin sozialen Dimension
von Organisationen einen zentralen Schlüssel für deren
Verständnis.
In diesem Sinne sticht sogleich – abgesehen vom Bruch
mit traditionellen Steuerungsformen innerhalb der
Hochschule – die (noch) mangelhafte Passung der ange-
strebten autonomen Selbststeuerung von Organisations-
einheiten intern mit der umfassenden Steuerungslogik
des Bundesministeriums ins Auge. Diese ministerielle
Mechanik sichert bzw. suggeriert traditionsgemäß eine
Form von Stabilität inmitten der zahlreichen Verände-
rungen im Erziehungssystem der Gesellschaft, von der
sich zu verabschieden zwar nicht immer und nicht allen
gleich leicht fällt, die jedoch nichtsdestotrotz mit der
neu etablierten Organisationsstruktur (und der neu ent-
stehenden Organisationskultur) an der einzelnen Hoch-
schule immer weniger kompatibel ist.
Im Gegenteil: Das Organigramm der Pädagogischen
Hochschule Oberösterreich erinnert an eine Mischung
aus Matrix-, Produktgruppen- und Profit-Center-Organi-
sation. Dies ist nicht zuletzt ein sichtbares Symbol für
die Abkehr von suggerierten (Schein-)Stabilitäten und
ein Signal für die Hinwendung zu institutionalisierter In-
stabilität, sprich: zu eingebauter Lernfähigkeit. Aller-
dings: zu einer innovativen Form von Lernfähigkeit, die
nicht (nur) auf „single-loop learning“, sondern überdies
auf „double-loop learning“ und „deutero learning“ (im
Sinne von G. Bateson bzw. Ch. Argyris & D. Schön) ab-
zielt. Im Unterschied zur einschleifigen Effizienzsteige-
rung, die in bestehenden Denk- und Handlungsrahmen
von einer geschlossenen Zukunft her operiert (Stich-
wort: Ziel- und Leistungsvereinbarungen), ist sich die
Hochschulleitung der zunehmenden Notwendigkeit be-
wusst, die Lernfähigkeit der Organisation überdies auf
eine offene, unbestimmte Zukunft vorzubereiten. Diese
Bemühungen des Rektorats spiegeln sich in dem von der
Resonanzgruppe entwickelten Bild von Schiffen, die in
unbekannten Gebieten unterwegs sind, die auf Nebel-
wände zusteuern usw. wider.
Vermisst werden also die Orientierung gebenden Vor-
Gaben von externen Stellen wie dem BMBF, oder zu-
mindest von intern hierarchisch übergeordneten Stellen.
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Behutsam aber konsequent trägt dieses Projekt zur Im-
plementierung des neuen Organisationsplans dazu bei,
den Abschied von diesen zunehmend unerfüllbaren
Hoffnungen zu begleiten: Weder das Ministerium noch
die Hochschule (oder ihre Organisationseinheiten) dür-
fen sich zu sehr einer solchen linear-kausalen Steue-
rungsillusion hingeben. Wiederum theoretisch interpre-
tiert geht es in Zukunft eher darum, intern ein entspre-
chendes Repertoire an Reaktionsmöglichkeiten auf
mögliche, im Nebel auftauchende Hindernisse aufzu-
bauen, und dieses Repertoire laufend weiterzuent-
wickeln – ohne mit (scheinbarer) Sicherheit rechnen zu
können.
Wesentliche Voraussetzung für die Sicherstellung dieser
Reaktionsfähigkeit, für die Erzeugung von „requisite va-
riety“ (à la W. R. Ashby) ist jene Lernfähigkeit, die an der
Pädagogischen Hochschule Oberösterreich durch die
Verschränkung von Studieninstituten und Fachberei-
chen, ergänzt um diverse Zentren und Stabstellen als der
Keim für permanente Veränderung angelegt ist. Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch die Studie-
renden und andere Stakeholder-Gruppen bekommen
diese institutionalisierte Dynamik immer wieder zu
spüren – insbesondere weil sie ihnen weniger in ihren
positiven Dimensionen (wie z.B. die institutionalisierte
Lernfähigkeit) bewusst wird, als dass sie ihnen vielmehr
in Gestalt von Unsicherheiten, Instabilitäten usw. entge-
gentritt. Hinzu kommt die verstärkte, mitunter ressour-
cenintensive Notwendigkeit laufender kommunikativer
Aushandlungsprozesse – mangels (scheinbar) sicherer
Stabilitäten, wie sie zuvor in die dauerhaften hierarchi-
schen Strukturen gegossen waren.

6.6 Schlussfolgerungen
Wir haben also die Erfahrung gemacht, dass der Rück-
bau von hierarchischen, vorwiegend an mechanisti-
schen Kausalitätsvorstellungen orientierten Steuerungs-
modellen sowie im Gegenzug der Ausbau von heterar-
chischen, durch Erkenntnisse der Systemtheorie, Kyber-
netik usw. gespeisten Konzepten der Selbststeuerung
nicht heteronom-hierarchisch angeordnet und vorange-
trieben werden kann, sondern, um erfolgreich zu sein,
der ergänzenden Begleitung durch das vorsätzliche,
aber nicht zielgerichtet mögliche Anstoßen von heterar-
chischen Prozesse der Partizipation bedarf. Dass diese
definitionsgemäß autonomen Prozesse auch zu eben-
solchen, also: autonomen Strukturbildungen führen,
verweist dabei wiederum auf das paradoxe Ausgangs-
problem organisationaler (Fremd-)Steuerung durch Ma-
nagement: Einmal in die Welt gesetzt, steht die Organi-
sation mit ihrer Eigenlogik dem Management gegen -
über, und dieses Management sieht sich mit der – ei-
gentlich unmöglichen, aber dennoch erwarteten – Auf-
gabe der Steuerung konfrontiert.

7. Coda: Theorie und Praxis
Am Ende dieses Beitrags scheint nun noch ein Hinweis
der anonymen Gutachterinnen bzw. Gutachter beden-
kenswert. Sie fragen (sich und uns) nicht nur, (a) wie der
Plan für die hier beschriebene Vorgehensweise entstan-
den ist, sondern auch, (b) ob der Prozess tatsächlich so

„theoriegeleitet“ vonstattengegangen ist, wie hier dar-
gestellt. Auch bei der Beantwortung dieser beiden Fra-
gen können wir auf die eingangs formulierten grundle-
genden Annahmen (Abschnitt 1) sowie die dahinterlie-
gende Theoriefigur (Abschnitt 2) verweisen: Sowohl der
Plan als auch der Prozess (als die zwei Kernelemente des
Projekts zur Organisationentwicklung) sind Produkte der
zu entwickelnden Organisation – und keine „Importe“
aus ihrer Umwelt. In diesem Sinne war es ja auch nicht
die Absicht der hier dargestellten Überlegungen, die
„praktische Implementierung“ eines „theoretischen Or-
ganisationsmodells“ zu beschreiben, sondern zu zeigen,
wie die zur Beobachtung und Selbstbeobachtung des
Systems herangezogenen Leitunterscheidungen eine
Perspektive für die Reflexion und des Handelns und Er-
lebens im System konstituieren können.
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Diesem Aufsatz war in der Ausgabe 3+4/2014 ein Arti-
kel zu Berufungen1 vorausgegangen, in dem Headhun-
ting ausgespart und auf diese HM-Ausgabe verlegt wor-
den war. Hiermit wird die Ankündigung eingelöst.

1. Einführung
In der Universitätsgeschichte gab es sehr unterschiedli-
che Auffassungen von Berufungen. Die mittelalterliche
Vorstellung von der „Selbstergänzung des Kollegiums”
(aus dem Verständnis der „universitas magistrorum et
scholarium” stammend) wurde vertreten, bis der Staat
Träger der Hochschule wurde. Als die Universitäten (pa -
rallel zum Aufbau des Verwaltungsstaates) zu Ausbil-
dungsstätten der jeweiligen Staatsbeamten geworden
waren, galt die Besetzung von Professuren als rein staat-
liche Angelegenheit. Selbst zu Beginn des 19. Jh. noch
war ein Wilhelm von Humboldt trotz seiner eigenen uni-
versitären Vergangenheit der Auffassung, Berufungen
seien eine rein staatliche Aufgabe. Den Fakultäten kam
nicht einmal ein Vorschlagsrecht zu. 
Erst nach dem 2. Weltkrieg erhielten die Universitäten
aufgrund der NS-Erfahrungen in Berufungsangelegen-
heiten einen höheren Grad an Autonomie. Die Fakultä-
ten legten durchaus im Sinne einer Selbstergänzung des
Kollegiums, also einer Kooptationsentscheidung, die be-
kannte Dreierliste in einer bestimmten Rangreihe der
Kandidaten vor, und der Staat musste schon sehr ge-
wichtige Argumente haben, wenn er von dieser Liste ab-
weichen wollte. Zu einer solchen Auffassung einer per-
sönlichen Kooptation passte die Vorstellung nur be-
grenzt, die Vakanz einer Stelle durch öffentliche Aus-
schreibung bekannt zu machen und damit alle Interes-
sierten zu einer Bewerbung einzuladen. Diese öffentli-
chen Ausschreibungen wurden erst Ende der
1960er/Anfang der 1970er Jahre vor allem von Seiten
des akademischen Mittelbaus durchgesetzt, um mehr
Transparenz in diesen „Arbeitsmarkt” zu bringen, auf
diese Weise den Zugang zu dem öffentlichen Amt der
Professur zu öffnen und die Auswahlmöglichkeiten der
Universitäten zu erhöhen.
Auch wenn dies einerseits ein Fortschritt war, erhöhte
sich damit andererseits die Gefahr von Fehlentscheidun-
gen, denn die Bewerber/innen waren oft unbekannter.
Die Publikationen der Bewerber (und zunehmend Be-
werberinnen) konnten zwar verlässlich analysiert wer-

den; aber aus den Kandidat/innen in der engeren Wahl
nach Probevortrag und Kolloquium eine Liste zu erstel-
len und später eine Berufung auszusprechen, war eine
viel zu schmale Entscheidungsgrundlage für eine Perso-
nalentscheidung über eine Lebensstellung. Auch fehlte
die Ausbildung, ein solches Kolloquium als Personalaus-
wahlgespräch zu führen. Die Zahl der menschlichen, ja
sogar fachlichen Fehlberufungen war so hoch, dass die-
ses traditionelle Verfahren nie mehr aus der Kritik heraus
kam (vgl. Becker 2014). Es lag daher nahe, dass die Be-
rufungsvorschläge im Rektorat, Senat und Ministerium
noch einmal kritisch geprüft wurden. Infolge dessen
blieb der Umfang des Einflusses auf die Berufungsent-
scheidung immer eine Konfliktlinie zwischen Staat und
Hochschulen und später, als die Berufungsentscheidung
vom bisher zuständigen Ministerium auf die Hochschul-
leitung übergegangen war, zwischen Hochschulleitung
und Fakultät.
Wegen dieser Schwächen des traditionellen Verfahrens
in der Vermeidung personeller Fehlentscheidungen,
aber auch weiterer Gründe (s.u.) erprobten einzelne
Hochschulen bzw. einzelne Fakultäten ein alternatives
Berufungsverfahren. Es ist an das „Headhunting-Verfah-
ren” angelehnt, das aus der Wirtschaft bekannt ist und
bei dem die Ziele anders gewichtet werden. Hier zeigten
sich wegen der Öffnung der Verfahren für persönliche
Kooptation ohne vorausgegangene Ausschreibung an-
dere Stärken und Schwächen. Mit der Strategie des
Headhunting (im deutschsprachigen Raum nur selten,
aber zunehmend angewandt) kommt der Kooptations-
gedanke verstärkt zurück, denn hier kann je nach der ge-
wählten, im folgenden Artikel näher zu beleuchtenden
Variante die Selbstergänzung des Kollegiums bis zu einer
nahezu reinen Form praktiziert werden (s.u.). Es darf
meistens nur ausnahmsweise eingesetzt werden. Trotz
dieser unterschiedlichen Häufigkeit stehen die beiden
Verfahren in Konkurrenz zueinander. Das bildet eine
weitere Konfliktlinie. Der Konflikt entzündet sich dann
vor allem an der Ausschreibungspflicht für die Stellen
und an den Ausnahmetatbeständen. 
Wichtige Konfliktlinien verlaufen also a) zwischen den
beiden Verfahrensarten und b) den Beteiligungs- und
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1 Ders. (2014): Berufungen – Erfahrungen und Lehren daraus. In: Hoch-
schulmanagement, Jg. 9/H. 3+4, S. 69ff.
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Entscheidungsrechten der Fakultät einerseits und der
Hochschulleitung bzw. dem Hochschulrat bzw. dem zu-
ständigen Ministerium andererseits. Diese beiden Kon-
fliktlinien werden in dem nachfolgenden Artikel weiter
untersucht.
Im vorausgehenden Artikel (in HM 3+4/2014) hieß es:
„Die Auffassung, bei der Besetzung einer Professur han-
dele es sich um eine Unternehmensentscheidung und
damit letztlich eine Entscheidung des Präsidiums, konn-
te überhaupt erst mit der Interpretation einer Univer-
sität als Unternehmen des Dienstleistungssektors auf-
kommen. Voraussetzung war eine entsprechende Auto-
nomie der Hochschule vom Staat – allerdings eine Auto-
nomie, die dieser Unternehmensphilosophie entspre-
chend „top down” gedacht war und nicht an die Fach-
bereiche weiter gegeben wurde, denn sie mutierten nun
von ihrer bisherigen Rolle als den eigentlichen Trägern
der Hochschule, wie noch vor kurzem in nahezu allen
Hochschulgesetzen betont („Die Fachbereiche sind die
Grundeinheiten für Forschung und Lehre”), zu Abteilun-
gen eines Unternehmens, abhängig vom Präsidium.” 

2. Besetzung beruflicher Spitzenpositionen
Wenn eine berufliche Position zu besetzen ist, wird die
Vakanz der Stelle normalerweise so breit bekannt ge-
macht wie möglich, um einen möglichst großen Kreis
von Interessent/innen anzusprechen und damit die Aus-
wahl unter den Bewerbungen möglichst auszudehnen.
Aus zwei Gründen wirkt dieses Verfahren mit den
Hauptschritten: Ausschreibung, Sichtung der Bewerbun-
gen, Vorstellungsgespräch, Personalentscheidung je-
doch nicht ausreichend verlässlich: 
A) In dem Text der Bewerbung und den Bewerbungsun-
terlagen wird von Seiten der Bewerber naheliegender-
weise versucht, die Wirklichkeit der betreffenden Per-
son möglichst attraktiv erscheinen zu lassen. Das Be-
werbungsgespräch dient nicht nur der Ergänzung, son-
dern z.T. auch der Überprüfung der schriftlich gemach-
ten Angaben. Trotzdem ist die Entscheidungsbasis mit
1-2 Std. zusätzlicher mündlicher Eindrücke schmal, die
Personalentscheidung bleibt mit einem erheblichen Un-
sicherheitsfaktor verbunden. Im öffentlichen Dienst
und in der Wirtschaft folgt nach Einstellung und Antritt
der Stelle dann noch einmal die Probezeit, in der beide
Seiten noch einmal prüfen können, ob sie zusammen
passen und das neue Mitglied dem Anforderungsprofil
gewachsen ist.
Bei der Besetzung von Spitzenpositionen gibt es diese
Probezeit nicht. Außerhalb des Beamtenrechts können
sich die Beteiligten zwar binnen normaler Kündigungs-
fristen wieder trennen; trotzdem bleibt auch an der Ins -
titution, die diese Entscheidung trifft, etwas hängen.
Wenn es die neu eingestellte, oft bekannte Person je-
doch selbst ist, die sich schnell wieder trennt, ist die
Wirkung noch weit negativer für die „verlassene Institu-
tion”. Bei Beamten, wie sie Hochschulprofessoren i.d.R.
darstellen, kann die Berufung mit seltenen Ausnahmen2

nicht rückgängig gemacht werden.
B) Es gibt berufliche Konstellationen, in denen entwe-
der die einstellende Stelle oder der potentielle neue
Stelleninhaber kein Interesse daran hat, dass vorzeitig

sein/ihr Interesse an der neuen Stelle bekannt wird. Der
zu gewinnende Kandidat hat dies schon deshalb nicht,
weil er/sie den Gesichtsverlust fürchtet, der eintritt,
wenn die Bewerbung nicht zum Erfolg führt. Die su-
chende Organisation u.U. deshalb nicht, weil sie im
Falle des Misserfolgs der Gespräche den Eindruck ver-
meiden möchte, sie sei nicht attraktiv genug, um Spit-
zenkräfte zu gewinnen.
Um die Gefahr personeller Fehlentscheidungen zu mini-
mieren, hat die suchende Seite ein starkes Interesse,
eine höhere Entscheidungssicherheit zu gewinnen als
das Normalverfahren sie liefert. Worin könnten die Zu-
satzinformationen bestehen? Zum Beispiel darin, dass
infrage kommende Personen vergleichbare Positionen
(evtl. sogar bei der Konkurrenz) bereits erfolgreich aus-
füllen und Personalberater über besonders ausgeprägte
Verfahren verfügen, die Qualität von Kandidat/innen zu
prüfen (vgl. Müller 2014). Ein solches Verfahren mit
höherer Entscheidungssicherheit (geringerem Fehlerrisi-
ko) bildet das Headhunting.
Der Begriff Headhunting (inzwischen ziviler: Executive
search), wie bestimmte Verfahren der Personalsuche
und -auswahl von Spitzenkräften respektlos genannt
werden, stammt ursprünglich aus kriegerischen Ausei -
nandersetzungen in weiten Teilen der Welt (einschließ-
lich Europas) in der Antike bis in das Mittelalter (in man-
chen Teilen des Balkans bis in die Neuzeit). Headhunter
(Kopfjäger) trennten getöteten Gegnern den Kopf ab.3
Im zivilen Bereich wird der Begriff heute – aus den USA
kommend – salopp im Personalmanagement verwendet.
Er bezeichnet dort die gezielte Suche nach geeigneten
Kandidat/innen zur Besetzung einer Führungsposition
(in der deutschsprachigen Personalwirtschaft auch: „Di-
rektansprache”). Das kann ohne Ausschreibung der Stel-
le geschehen oder parallel zu einer laufenden Ausschrei-
bung, denn es gibt keine Bindung der Personalentschei-
dung nur an Bewerbungen, die von der Ausschreibung
ausgelöst worden sind. Headhunting ist deutlich mehr
als das sonst übliche „Herumhören” im Netzwerk.
Im allgemeinen gehört dazu, nicht selbst zu suchen, son-
dern eine Personalberatung einzuschalten (statt „Head-
hunter” nun „Personalberater”), die – geleitet von einem
klaren Anforderungsprofil – diskret zu suchen beginnt
und Kontakte mit dem Ziel herstellt, eine Person aus
einem anderen Kontext abzuwerben. Hier sind Personen
ansprechbar und zu gewinnen, die sich von sich aus
nicht bewerben würden (s.u.).

2 Das Land NRW hatte für die Berufung an Fachhochschulen eine Probezeit
von 12 Monaten eingeführt. Neben positiven Aspekten für beide Seiten
hatte die Regelung aber eine Reihe von Nachteilen. Der Verfasser war in
mehreren Fällen als externer Gutachter herangezogen worden, weil intern
Teile der Gruppe, die bei der Entscheidung über die Liste mit ihren Alter-
nativvorstellungen unterlegen waren, in den folgenden 12 Monaten ver-
suchten, den Kandidaten/die Kandidatin noch „zu erlegen”. Das Gutach-
ten fiel nach sehr sorgfältiger Prüfung (u.a. Einladung der Person in 2-tägi-
ge Weiterbildungsveranstaltungen des Gutachters und Hospitationen in
deren Lehrveranstaltungen) in allen Fällen eindeutig positiv aus – und die
Entscheidung bewährte sich. Außerdem ist es nicht zumutbar, sich aus
einer gesicherten beruflichen Position herauszulösen mit dem Risiko, in 12
Monaten arbeitslos zu sein. Wirklich qualifizierte Kandidat/innen sind so
nicht zu gewinnen.

3 http://en.wikipedia.org/wiki/Headhunting sowie http://wirtschafts
lexikon.gabler.de/Definition/head-hunting.html, 03.02.2014
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Beide Seiten profitieren davon: Zum einen will die ein-
stellende Organisation zunächst die Vakanz noch gar
nicht öffentlich machen (noch weniger, wenn es sich um
die erst noch bevorstehende Ablösung eines bisherigen
Funktionsinhabers handelt) und sich nicht durch einen
Wust von Unterlagen unbekannter Bewerber/innen
kämpfen. Zum anderen haben die angefragten Personen
ebenfalls Interesse an absoluter Vertraulichkeit, weil sie
nur im Falle der Einigung an ihrem Herkunftsort erken-
nen lassen wollen, dass sie überhaupt gesucht haben
oder zumindest für einen Wechsel offen waren. Norma-
lerweise wird nicht nur Loyalität, sondern Bindung an
die Organisation erwartet, der die betreffende Person
angehört. Der interne Ruf, „wegzuwollen”, könnte zahl-
reiche Nachteile mit sich bringen (von Aufstiegsplänen
abgeschnitten zu werden, von vertraulichen Informatio-
nen abgeschirmt zu werden usw. usw.). Die Personalbe-
rater übernehmen treuhänderisch fast alle Verfahrens-
schritte bis zur Einstellung.4
Dieses Prinzip lässt sich auch bei Berufungen auf Hoch-
schulen anwenden, setzt aber eine Reihe von (auch
rechtlichen) Rahmenbedingungen voraus. Dabei sind
drei Linien zu beachten: a) Die Möglichkeiten in meh-
reren Varianten, eine von vornherein gemeinte, he -
rausragende einzelne Person berufen zu können, b)
trotzdem den Vorgang zunächst mit einer Ausschrei-
bung einzuleiten oder von vornherein darauf zu ver-
zichten und c) die Frage der Federführung im Verfah-
ren: Entweder hat die fachlich zuständige Fakultät das
Recht, dies in relativ hoher Autonomie (vor-)zu ent-
scheiden oder die Hochschulleitung hat das Recht, dies
in mehr oder weniger ausgeprägter Kooperation mit
der Fakultät vorzunehmen. In einigen Fällen wird dies
dann durch externe Expertise abgestützt, in anderen
(z.B. der ETH Zürich) nicht.
Allgemein ist feststellbar, dass solchen Verfahren von
fast allen Seiten mit großem Misstrauen begegnet wird.
Geht die Initiative vom Präsidium aus, um ein in Leis -
tung und Prestige abgesunkenes Fach zu sanieren, ge-
schieht dies aus Misstrauen dem Fachbereich gegen -
über. Ihm wird nicht zugetraut, eine das mediokre Ni-
veau deutlich übersteigende Person zu berufen (für
diese Annahme gibt es auch genügend Beispiele). Geht
die Initiative vom Fach aus, meinen Präsidium und Mi -
nis terium, hier sollten Seilschaften vertieft werden. Der
Verdacht steigert sich, wenn das Fach auch materiell
keine herausragende Ausstattung zu bieten hat, um ex-
zellente Forscher/innen anzuziehen, aber diesen Weg
trotzdem gehen will. Daher wird das Verfahren a) zur
Ausnahme erklärt und b) mit etlichen externen Sicher-
heitsmaßnahmen versehen. Dort allerdings, wo es eher
zur Normalität geworden ist, sind die Ergebnisse hervor-
ragend – sicherlich auch wegen funktionierender Sicher-
heitsmaßnahmen, aber vor allem wegen des kollegialen
Willens, Spitzenkräfte zu versammeln. Dort sind bemer-
kenswerte Kollegien entstanden. Wobei die Frage offen
ist, ob dies der geeignete Weg ist, mit dem sich eine Fa-
kultät „nach oben” berufen kann oder der Mechanismus
eher nur funktioniert, wenn sich das Fach bereits „im
Normalverfahren” auf ein respektables Niveau berufen
hat und sich dann gezielt ergänzen kann.

3. Rechtliche Rahmenbedingungen der 
Berufungen

3.1 Möglichkeiten, mit und ohne Ausschreibung eine
von vornherein gemeinte, herausragende Person zu be-
rufen 
Besondere Beachtung erfährt immer wieder die Frage
der öffentlichen Ausschreibung der Stellen als eine Vor-
bedingung für den offenen Zugang zu öffentlichen Äm-
tern. Verfahren ohne Ausschreibung sind zulässig, aber
als Ausnahmen an besondere Bedingungen gebunden.

3.1.1 Berufung einer von vornherein gemeinten, heraus-
ragenden Person
Die Frage, die sich bei diesen Berufungen immer wieder
stellt, ist die nach Transparenz, Gleichheit der Bewer-
bungschancen und Fairness des Verfahrens. Daher ist es
im Normalfall längst üblich, auf eine Ausschreibung
nicht zu verzichten, aber gewünschte Personen gezielt
anzusprechen und nachdrücklich zu einer Bewerbung
einzuladen. Das bedeutet immer, a) dass die Bewerbung
spätestens bekannt wird, wenn die Berufungs- oder Fin-
dungskommission das Feld der Bewerbungen gesichtet
hat und b) dass die gemeinten Person(-en) sich allen Sta-
tionen des Verfahrens stellen müssen – mit dem Risiko
des Scheiterns, u.U. auch wegen einer einzigen misslun-
genen Präsentationsstunde. Zur Güte solcher Verfahren
zählt allerdings auch, dass die Auswahlkommission alle
verfügbaren Informationen heranzieht, um das Risiko
einer Fehlentscheidung für die Fakultät zu senken.

3.1.2 Berufungen ohne Ausschreibung
Viele Hochschulgesetze lassen – oft als Ausnahme, aber
doch anwendbar – an Headhunting angelehnte Verfah-
ren ohne Ausschreibung inzwischen zu, wobei der Wett-
bewerb zwischen theoretisch in Frage kommenden Be-
werber/innen nicht mehr in Vergleichen im Verfahren
selbst, auch nicht in seiner Endphase in 45-90 Minuten
des „Vorsingens” und Kolloquiums ausgetragen wird,
sondern schon vorher als entschieden gilt. Er hat in der
Profilierung durch Publikationen, Stipendien, Preise,
Gast aufenthalte, Einladungen zu Tagungspräsentationen
usw. längst stattgefunden. Daher wird i.d.R. auch auf die
öffentliche Präsentation vor der Formulierung des Beru-
fungsvorschlages durch die Berufungs-/Findungskom-
mission verzichtet. Bei Berufungen mit internationalem
Hintergrund stellt sich auch die Frage der Verhältnis-
mäßigkeit, diese Person für einen relativ symbolischen
Vorgang für 90 Minuten nach Deutschland zu holen.
Das Verfahren sollte dann andere Elemente der Auswahl
enthalten als einen solchen Vorgang.
In § 48 Abs. 1, Satz 5 des Gesetzes über die Hochschu-
len in Baden Württemberg (Landeshochschulgesetz
LHG) vom 1. Januar 2005 heißt es dazu:5

4 Zusammengefasst: „Having identified possible recruits that match the cli-
ent's requirements, the executive search firm may act as an intermediary
to investigate whether the individual might be interested in moving to a
new employer and also carry out initial screening of the candidate, nego-
tiations on remuneration, and the employment contract.” http://en.
wikipedia.org/wiki/Headhunting, 01.02.2015
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„Weiterhin kann im Hinblick auf die Qualität und Profil-
bildung der Hochschule von der Ausschreibung einer
Professur in Ausnahmefällen mit Zustimmung des Wis-
senschaftsministeriums abgesehen werden, wenn nur
eine herausragend qualifizierte Persönlichkeit zur Verfü-
gung steht; in diesem Fall kann die Hochschule das Be-
rufungsverfahren angemessen vereinfachen.”
Hier ist also die Möglichkeit eröffnet, a) eine an das
Headhunting-Verfahren angelehnte Berufung vorzuneh-
men, b) auf eine Ausschreibung von vornherein zu ver-
zichten (und damit sogar vorab auf eine Denomination
der Stelle). Baden-Württemberg hat sich dazu entschlos-
sen, in diesen Fällen c) nicht die Hochschulleitung als
die das Verfahren neutralisierende Instanz einzusetzen,
sondern das Wissenschaftsministerium. Als Kriterium,
wann diese Ausnahme gewählt werden kann, wird (auch
hinsichtlich des Leistungsgebietes) völlig offen formu-
liert: eine „herausragend qualifizierte Persönlichkeit”.
Auch das bayerische Gesetz über die Rechtsverhältnisse
der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen sowie
des weiteren wissenschaftlichen und künstlerischen Per-
sonals an den Hochschulen6 öffnet die Möglichkeit zu
einer an Headhunting angelehnten Berufung. Dort heißt
es in Art. 18, Abs. 3, Satz 4 und 5:
„Von einer Ausschreibung kann in Ausnahmefällen, im
Fall der Nr. 2 im Einvernehmen mit dem Staatsministeri-
um, abgesehen werden, wenn ...
2. für die Besetzung der Professur eine in besonderer
Weise qualifizierte Persönlichkeit zur Verfügung steht,
deren Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung der Qua-
lität und Profilbildung im besonderen Interesse der
Hochschule liegt.
Von einer Ausschreibung kann auch bei Vorlage eines
zwischen Staatsministerium und Hochschule abgestimm-
ten Qualitätssicherungskonzepts abgesehen werden.”
Sowie Abs. 4, Satz 6: „Der Berufungsvorschlag kann mit
deren Einwilligung auch die Namen von Personen ent-
halten, die sich nicht beworben haben.”
Auch in Bayern kann in diesem Ausnahmefall auf eine
Ausschreibung verzichtet werden. Als Kriterium, wann
von einer Ausnahmesituation auszugehen ist, wird völlig
offen formuliert: „eine in besonderer Weise qualifizierte
Persönlichkeit” . Dass die dann „im Hinblick auf die Stär-
kung der Qualität und Profilbildung” einen Gewinn dar-
stellt – womit ein besonders Interesse der Hochschule er-
füllt wird – versteht sich fast von selbst. Als neutralisieren-
de Instanz, die die Möglichkeit von Manipulationen aus-
schließen soll, ist hier das Staatsministerium vorgesehen.
Als weiteres Beispiel mag das nordrhein-westfälische
Hochschulzukunftsgesetz (HZG NRW) vom 16. Septem-
ber 2014 dienen.7 In § 38, Abs. 1, Satz 6 heißt es:
„Von einer Ausschreibung kann in Ausnahmefällen auch
abgesehen werden, wenn für die Besetzung der Profes-
sur eine in besonderer Weise qualifizierte Persönlichkeit
zur Verfügung steht, deren Gewinnung im Hinblick auf
die Stärkung der Qualität und Profilbildung im besonde-
ren Interesse der Hochschule liegt. Die Entscheidung
über den Verzicht auf die Ausschreibung nach Satz 3, 4
und 6 trifft das Rektorat auf Vorschlag des Fachbereichs
und nach Anhörung der Gleichstellungsbeauftragten; im
Falle des Satzes 6 bedarf die Entscheidung zusätzlich des
Einvernehmens des Hochschulrats.”

Genau wie Bayern wird in Nordrhein-Westfalen formu-
liert. Völlig offen heißt es wieder: „eine in besonderer
Weise qualifizierte Persönlichkeit”, „deren Gewinnung
im Hinblick auf die Stärkung der Qualität und Profilbil-
dung im besonderen Interesse der Hochschule liegt”.
Die Prüfung, ob die geforderte Ausnahmesituation vor-
liegt, legt der Gesetzgeber hier stärker in die Hand der
akademischen Selbstverwaltung. Das Ministerium ist
nicht beteiligt.
Schließlich lässt auch das niedersächsische Hochschul-
gesetz einen Verzicht auf die Ausschreibung zu, „wenn
für die Professur eine in besonderer Weise qualifizierte
Persönlichkeit gewonnen werden soll, an der die Hoch-
schule zur Verbesserung ihrer Qualität und zur Stärkung
ihres Profils ein besonderes Interesse hat“ (§ 26 Abs. 1,
Ziff. 5).8
Das Land Sachsen als letztes Beispiel hat für den Fall der
beabsichtigten Anlehnung an ein Headhunting-Verfah-
ren besonders detaillierte und rigorose Bestimmungen
beschlossen. Im Gesetz über die Hochschulen im Frei-
staat Sachsen (Sächsisches Hochschulgesetz – SächsHSG)
vom 10. Dezember 2008 (Rechtsbereinigt mit Stand
vom 1. Januar 2011) gibt es einen schon äußerlich als
Ausnahmeregelung gekennzeichneten § 61 „Außeror-
dentliche Berufung von Professoren”. Er lautet:
„(1) Abweichend von den §§ 59 und 60 Abs. 2 bis 4, 7,
Satz 1 kann der Rektor nach Anhörung des Senates und
des Fakultätsrates mit Zustimmung des Hochschulrates
die außerordentliche Berufung eines Wissenschaftlers,
der sein Fachgebiet nachweislich geprägt hat, einleiten,
um einen profilbildenden Bereich der Hochschule aufzu-
bauen, zu erneuern oder nachhaltig zu stärken.
(2) Zur Vorbereitung des Berufungsvorschlages setzt der
Rektor eine Findungskommission ein; ihr gehören min-
destens 4 externe auf dem Fachgebiet anerkannte Wis-
senschaftler mit Stimmrecht und der Gleichstellungsbe-
auftragte mit beratender Stimme an.
(3) Die Findungskommission benennt dem Rektor Wis-
senschaftler, die den mit der zu besetzenden Professo-
renstelle verbundenen Qualitätsstandards in Forschung
und Lehre in überdurchschnittlicher Weise gerecht wer-
den und aufgrund ihrer Erfahrung und bisherigen Leis -
tungen erwarten lassen, dass sie das Profil von Fakultät
und Hochschule sowie die Qualität von Forschung und
Lehre stärken. Der Vorschlag ist umfassend zu begrün-
den. Stimmt der Rektor dem Fortgang des Verfahrens
zu, beauftragt die Findungskommission in der Regel
mindestens 6 externe anerkannte Wissenschaftler, Gut-
achten über die von ihr vorgeschlagenen Wissenschaft-
ler zu erstellen. Auf der Grundlage dieser Gutachten und

5 http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/3q7b/page/
bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Tref
ferliste&documentnumber=4&numberofresults=110&fromdoctodoc=yes&
doc.id=jlrHSchulGBWV19P1&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#
focuspoint, 10.02.2015

6 Bayerisches Hochschulpersonalgesetz BayHSchPG vom 23. Mai 2006,
http://www.rechtliches.de/bayern/info_BayHSchG.html, 08.02.2015

7 https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14567
&menu=1&sg=0&keyword=hochschulzukunftsgesetz, 10.02.2015

8 http://www.voris.niedersachsen.de/jportal/portal/t/1ihc/page/bsvori
sprod.psml/action/portlets.jw.MainAction?p1=17&eventSubmit_doNavi
gate=searchInSubtreeTOC&showdoccase=1&doc.hl=0&doc.id=jlr-HSchul
GND2007V11P26&doc.part=S&toc.poskey=#focuspoint, 10.02.2015
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eines wertenden Vergleiches mit internationalen Qua-
litätsstandards unterbreitet die Findungskommission
einen Berufungsvorschlag. Der Rektor kann nach An-
hörung des Fakultätsrates einen Wissenschaftler beru-
fen, wenn nach dem Ergebnis der Gutachten und der
vergleichenden Würdigung durch die Findungskommis-
sion dessen Leistungen in Forschung und Lehre mindes -
tens den Leistungen der anderen von der Findungskom-
mission benannten Wissenschaftler entsprechen.”9

Sachsen ist das Bundesland, das den Ausnahmetatbe-
stand am stärksten präzisiert und an hohe Bedingungen
geknüpft hat. Zwar taugt das Kriterium „nachweisbare
Prägung des Fachgebietes” kaum als Differenzierung;
hier werden – wie in vielen anderen Berufungen auch –
vermutlich Zitationsindices als Beleg herangezogen, wo
immer die spezifische Fachkultur das zulässt. (Zitations-
indices können aus verschiedenen Gründen fragwürdig
sein). Aber immerhin muss es darum gehen, einen „pro-
filbildenden Bereich der Hochschule aufzubauen, zu er-
neuern oder nachhaltig zu stärken”. In Absatz 3 wird je-
doch nicht nur Forschungsleistung gefordert, wie üblich,
sondern die Person muss „Qualitätsstandards in For-
schung und Lehre in überdurchschnittlicher Weise ge-
recht werden”. Wieweit dieses Kriterium für die Lehre
im Einzelfall dann eingefordert wird, hängt von den be-
teiligten Personen ab. 
Dass die Formulierungen immer etwas diffus wirken, er-
gibt sich daraus, dass die Vorschrift auf eine unbekannte
Fülle von variierenden Situationen passen muss.
Während in anderen Bundesländern unterstellt wird,
dass eine einzige herausragende Persönlichkeit zur Ver-
fügung steht (quasi ein Unikat, das es zu gewinnen gilt),
werden in Sachsen – vielleicht in Anlehnung an das Be-
rufungsverfahren der ETH Zürich – die Mitglieder zumin-
dest der Findungskommission beauftragt, nach offen-
sichtlich einer ganzen Reihe solcher herausragender Per-
sönlichkeiten Ausschau zu halten und sie dem Rektor zu
benennen. 
Hier in Sachsen muss die Ausnahme von besonders vie-
len Instanzen bestätigt werden, sodass sich bei „mindes -
tens 6 externen anerkannten Gutachtern” die Frage
einer ausreichenden Effizienz des Verfahrens bzw. zu
großer Schwerfälligkeit und zu hoher Kosten stellt.
Alle diese Bundesländer haben also Regelungen geschaf-
fen, die es erlauben, außergewöhnliche Persönlichkeiten
auf direktem Wege zu berufen. Das dann gültige Beru-
fungsverfahren ist mit externen Kontrollen so ausgestat-
tet, dass Manipulationen auffallen würden und unter-
bunden werden könnten.

3.2 Federführung im Berufungsverfahren: Fachbereich
oder Hochschulleitung
Besonders in den letzten Jahrzehnten wurde der Ruf
nach Effektivierung und höherer Effizienz der Hochschu-
len immer lauter. Die Amateurhaftigkeit der Entschei-
dungsfindung (Umständlichkeiten und bremsende Kon-
flikte insbesondere rund um Sitzungen), mit der die
Strukturen der Gruppenuniversität von den Universitäts-
mitgliedern genutzt wurden, ließen diese Forderung
drängender werden. Zwei Richtungen der Veränderung
und Problemlösung zeichneten sich ab. A) Aus Richtung
der BWL: Hochschulen zu Unternehmen mit gestrafften

Entscheidungsstrukturen umzubauen – das hieß Hierar-
chie- und Entscheidungsmuster mit Anweisungs- und
Durchgriffsrechten aus der Wirtschaft auf Wissen-
schaftseinrichtungen zu übertragen – oder B) aus Rich-
tung traditioneller Selbstverwaltungsprinzipien – von
einer von den Mitgliedern getragenen und gesteuerten
Organisation ausgehend – die Professionalität der aka-
demischen Selbstverwaltung in ihren partizipativen Ele-
menten wesentlich zu stärken.
In vielen Bundesländern bestand in den Regierungen
und in den Landtagen – der ständigen Kritik an man-
gelnder Effektivität und Effizienz und der Werbung der
BWL für ihre Konzepte folgend – die Bereitschaft, Ver-
antwortlichkeiten aus Gremienstrukturen herauszulösen
(„Verantwortungsdiffusität”) und individuell auf einzelne
Amtsinhaber zu übertragen. Das geschah dann (in Gren-
zen) mit dem Amt des Dekans und besonders ausge-
prägt mit der Hochschulleitung. Beide wurden mit deut-
lich mehr Entscheidungsvollmachten ausgestattet („Stär-
kung der Leitungsebenen”).10

Wenn es um die Besetzung von Professuren geht, stellt
sich von den Rahmenbedingungen her immer wieder die
(hier zugespitzt formulierte) Frage, ob es dabei um eine
Selbstergänzung des Kollegiums als (mehrheitliche) Aus-
wahlentscheidung der Peers oder die Besetzung einer
Führungsposition in einem staatlichen (Dienstleistungs-)
Unternehmen durch die Unternehmensleitung geht. Je
nachdem sind die Berufungsverfahren auch in diesem
Punkt zunehmend unterschiedlich angelegt. 
Die Auseinandersetzungen um die o.g. Frage bewegt
diesen Teil der Hochschuldebatte seit dem Übergang der
Trägerschaft für die Universitäten von der Kirche auf den
Staat, (also seit Jahrhunderten) mit unterschiedlichen
Akzenten und unterschiedlicher Schärfe. Ohne diesen
Konflikt hier detaillierter nachzeichnen zu wollen, wird
nachstehend die Problematik skizziert, wie ein Bundes-
land geradezu modellhaft dem Paradigma einer Unter-
nehmensentscheidung gefolgt und dann durch einen
viel beachteten Entscheid des Bundesverfassungsge-
richts in diesem Trend gestoppt worden ist. In der Ge-
genwart in Deutschland ist die Auseinandersetzung um
diese beiden Prinzipien besonders klar an dem Konflikt
ablesbar, der zum Urteil des BVerfG zum Hamburgischen
Hochschulgesetz geführt hat. Daraus ergeben sich auch
Folgerungen für die Einschätzung des Headhunting-Ver-
fahrens zur Berufung von Professoren. 

4. Der Fall des Hamburger Hochschulgesetzes
und die Sicht des BVerfG

Besonders konsequent schien (neben dem baden-
württembergischen) das Hamburgische Hochschulge-
setz mit dem Wandel in betriebliche Strukturen und
der Reduzierung traditioneller Selbstverwaltungsrechte
umzugehen. Gerade dort aber erhob ein Hochschulleh-

9 http://www.smwk.sachsen.de/download/Hochschulgesetz%283%29.pdf,
10.02.2015

10 Im Zuge dessen wurde auch die seit Ende der 1960er Jahre übliche Dop-
pelspitze aus Rektor und Kanzler zugunsten eines Universitätspräsiden-
ten aufgelöst – der Kanzler wandelte sich funktional zu einem leitenden
Verwaltungsbeamten (auch wenn die Dienstbezeichnung schließlich bei-
behalten wurde).
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rer Klage vor dem Bundesverfassungsgericht gegen die
entsprechenden Normen des Gesetzes. Noch bis zur
Novellierung des Gesetzes im Juli 2001 entschied der
Fachbereichsrat „in allen grundsätzlichen Angelegen-
heiten des Fachbereichs,11 soweit dieses Gesetz oder
die Grundordnung der Hochschule nichts anderes be-
stimmt“. Die sog. Zuständigkeitsvermutung lag also
beim Fachbereichsrat. Der Fachbereichssprecher leite-
te und vertrat den Fachbereich. In Berufungsverfahren
stellte der Fachbereichsrat den Berufungsvorschlag
auf12 und legte ihn anschließend dem Hochschulsenat
zur Beschlussfassung vor.13 Die Professoren wurden
dann auf Vorschlag der Hochschule schließlich von der
zuständigen Behörde berufen. So weit das vertraute,
traditionelle Verfahren. 
Das änderte sich mit dem Hamburgischen Hochschulge-
setz vom 18. Juli 2001 grundlegend.14 Den Hochschulen
wurde steigende Autonomie gewährt, die auch zuließ,
die Binnenstrukturen neu zu ordnen. Zunächst wurden
die Zuständigkeiten von den Plena der Gremien auf die
jeweiligen Vorsitzenden übertragen. Das Hamburgische
Gesetz zur Modernisierung des Hochschulwesens vom
27. Mai 2003 sah obendrein vor,15 dass der Dekan jetzt
vom Präsidium der Hochschule ausgewählt und von den
Selbstverwaltungsgremien nur noch bestätigt wurde.16

Für den Fall, dass sich Präsidium und Selbstverwaltungs-
gremium nicht einigen konnten, sollte der neu geschaf-
fene Hochschulrat entscheiden. 
Auch das Berufungsverfahren wurde umgestaltet. Den
körperschaftlich organisierten Selbstverwaltungseinhei-
ten kam im Unterschied zu den ursprünglichen Regelun-
gen des Hamburgischen Hochschulgesetzes vom 18. Juli
2001 nicht mehr die Zuständigkeit für die Aufstellung
von Berufungsvorschlägen, sondern nur noch für die
Stellungnahme zu Berufungsvorschlägen zu.17 Beru-
fungsvorschläge wurden nun von in den Hochschulen zu
bildenden Berufungsausschüssen aufgestellt.18 Diesen
gehörten unter anderem Vertreter der Professorengrup-
pe an,19 welche über mindestens die absolute Mehrheit
der Sitze und Stimmen verfügen mussten. Mindestens
zwei der Professoren durften nicht Mitglieder der Hoch-
schule sein. Ihre Benennung erfolgte durch den Präsi-
denten, welcher bei Bildung des Berufungsausschusses
auf der Ebene der Selbstverwaltungseinheiten diese Auf-
gabe auf die Leitungsorgane der Selbstverwaltungsein-
heiten delegieren konnte.
Nach der Neufassung des HmbHG von 2003 wurden die
Hochschullehrer nicht mehr von der zuständigen Behör-
de, sondern nunmehr vom Präsidium der Hochschule
berufen.20 Nach Satz 2 der Vorschrift sollte bei der Beru-
fung „in der Regel nach der vorgeschlagenen Reihenfol-
ge verfahren werden“. Dem Dekanat – und nicht mehr
dem Fachbereichsrat – oblag nun die Beschlussfassung
über Berufungsvorschläge und über Vorschläge für Blei-
bevereinbarungen.
Dem Fachbereichsrat (o.ä.) kam im Unterschied zu den
ursprünglichen Regelungen nicht mehr die Zuständigkeit
für die Aufstellung von Berufungsvorschlägen, sondern
nur noch für die Stellungnahme zu Berufungsvorschlä-
gen zu. Wie erwähnt, wurden Berufungsvorschläge nun
von den in den Hochschulen zu bildenden Berufungs-
ausschüssen aufgestellt.21

Soweit der zu prüfende Gehalt des HmbHG. Dem Kläger
schien es offensichtlich, als habe der Gesetzgeber in der
Fassung des Gesetzes vom 18. Juli 2001 als Muster vor-
gesehen, Berufungen zu einer betrieblichen Personalent-
scheidung zu machen, wie in einem Unternehmen. Da-
gegen hatte er vor dem BVerfG geklagt. Das angerufene
BVerfG führte in seinem Urteil aus:

L e i t s ä t z e zum Beschluss des Ersten Senats vom 20.
Juli 2010 (1 BvR 748/06 )
1. Die Sicherung der Wissenschaftsfreiheit durch organi-
satorische Regelungen verlangt, dass die Träger der Wis-
senschaftsfreiheit durch ihre Vertreter in Hochschulor-
ganen Gefährdungen der Wissenschaftsfreiheit abweh-
ren und ihre fachliche Kompetenz zur Verwirklichung
der Wissenschaftsfreiheit in die Universität einbringen
können. Der Gesetzgeber muss daher ein hinreichendes
Niveau der Partizipation der Grundrechtsträger gewähr-
leisten.
2. Das Gesamtgefüge der Hochschulverfassung kann ins-
besondere dann verfassungswidrig sein, wenn dem Lei-
tungsorgan substantielle personelle und sachliche Ent-
scheidungsbefugnisse im wissenschaftsrelevanten Be-
reich zugewiesen werden, dem mit Hochschullehrern
besetzten Vertretungsgremium im Verhältnis hierzu je-
doch kaum Kompetenzen und auch keine maßgeblichen
Mitwirkungs und Kontrollrechte verbleiben.

Diese Entscheidung bedeutete eine wesentliche Stär-
kung des Prinzips der akademischen Selbstverwaltung
gegenüber den Tendenzen der „Stärkung der Leitungs -
ebene”, wobei über den Wortlaut des vorliegenden Ur-
teils hinausgehend an das berühmte Mitbestimmungsur-
teil des BVerfG von 1973 zu erinnern ist, wonach auch
die Studierenden bereits Grundrechtsträger der Wissen-
schaftsfreiheit sind, also an der Berufungsentscheidung
im obigen Sinne angemessen zu beteiligen sind.22 Für
den Bereich der Berufungen bedeutet dies, dass in dem
Dauerkonflikt das Prinzip der Selbstergänzung des Kolle-
giums gegenüber einer zentralen Entscheidung über die
Besetzung einer Stelle entscheidend gestärkt worden ist.
Und dies bedeutet eine wesentliche Veränderung der
Rahmenbedingungen im positiven Sinne für die hier dar-
gestellten und diskutierten Varianten von an Headhun-
ting angelehnten Verfahren.

11 vgl. § 99 Abs. 1 Satz 1 HmbHG. 
12 vgl. § 14 Abs. 3 Satz 1 HmbHG. 
13 vgl. § 14 Abs. 6 Satz 1 HmbHG. 
14 vgl. HmbGVBl S. 171.
15 vgl. HmbGVBl S. 138, 170, 228.
16 vgl. § 91 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 HmbHG. 
17 vgl. die Neufassung des § 90 Abs. 3 HmbHG.
18 vgl. die Neufassung von § 14 Abs. 2 HmbHG.
19 vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 1 HmbHG.
20 vgl. § 13 Abs. 1 Satz 1 HmbHG.
21 vgl. die Neufassung von § 14 Abs. 2 HmbHG. 
22 BVerfGE, 29.05.1973 – 1 BvR 424/71; 1 BvR 325/72, http://dejure.org/

dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BVerfGE%2035,%2079,
01.02.2015
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5. Kann sich „Executive Search” 
(Headhunting) auch an Hochschulen 
ausbreiten?

Die Möglichkeit, Berufungen wie in Abschnitt 3 zu ge-
stalten, haben die Landtage der Bundesländer eröffnet.
Wird es denn auch von Hochschulen praktiziert? Dieses
Prinzip wurde für die Suche nach Kandidat/innen für die
Position eines Rektors und Hochschulpräsidenten schon
länger eingeführt und wird dort i.d.R. keiner Agentur,
sondern einer Findungskommission übertragen. Die
wendet sich dann aber nicht selten an einen „akademi-
schen Headhunter”. Dabei handelt es sich oft um promi-
nente ehemalige Inhaber hoher akademischer Ämter mit
vielen Kontakten (gut vernetzt, würde man heute
sagen), die sowohl ihresgleichen, als auch Nachwuchs-
kräfte kennen, die sich bereits für Spitzenpositionen aus-
gewiesen haben. Sie stellen die entsprechenden Kontak-
te her, sprechen diskrete Empfehlungen aus und intensi-
vieren im Falle beiderseitigen Interesses in mehreren
Runden die Kontakte soweit, dass in konkrete, aber
immer noch diskrete Verhandlungen eingetreten werden
kann. Das ganze Vorgehen steht unter der Forderung,
Personen nicht zu beschädigen, geschweige denn zu
verschleißen, insbesondere, wenn sie schon prominent
sind. Hier sind an deutschen Hochschulen in öffentli-
chen Anhörungen schon ganz andere, für die Hochschu-
le beschämende und die Person beschädigende Auftritte
erlebt worden. Hier hatten sich Änderungen dringend
empfohlen.
Dieses Verfahren ist auch in der Praxis der Hochschulen
auf die Besetzung von Professuren übertragen worden,
wie die langjährige Praxis der ETH Zürich und (zumin-
dest in den gesetzlich vorgesehenen bzw. zugelassenen
Ausnahmefällen) die Praxis einer hier namentlich unge-
nannten Fakultät an einer deutschen Universität zeigt.
Beide befinden sich – nicht zuletzt infolge dieser Perso-
nalpolitik – in und sogar an der Spitze ihrer Liga. 

5.1 Das Beispiel der ETH Zürich
Die ETH Zürich hat eine Kombination aus traditionellen
Elementen der Berufungsverfahren (Ausschreibung, Be-
rufungskommission) und des Headhunting ausgebildet,
ohne Einschaltung einer dritten Instanz (vgl. Anlage).
Dort heißt es (auszugsweise) in der Berufungsordnung: 
„Die Rekrutierung von Professorinnen und Professoren
ist eine Kernaufgabe des Präsidenten der ETH Zürich...
Der Präsident der ETH Zürich trägt die Verantwortung
für das Berufungsverfahren und engagiert sich persönlich
bei allen strategischen Schritten... Das betroffene De-
partement erhält den Auftrag, zu Händen des Präsiden-
ten ein Profil der Professur zu entwerfen. Zudem sind
die Exzellenzzentren weltweit sowie im Hinblick auf eine
mögliche spätere Rekrutierung herausragende Personen
zu nennen. Der Präsident stellt gleichzeitig eigene Er-
kundigungen an... Er fordert die Berufungskommission
zudem auf, die gezielte Suche nach Kandidatinnen und
Kandidaten auch während dem laufenden Berufungsver-
fahren weiterzuführen. ...Die Berufungskommission
nimmt unter der Leitung der/des Kommissionsvorsitzen-
den die Sichtung der eingegangenen Bewerbungen vor
und selektioniert die einzuladenden Kandidatinnen und

Kandidaten. Sie ermittelt zudem (in Zusammenarbeit
mit dem Departement und der Kommission) weitere in
Frage kommende Personen. Nach in der Regel öffentli-
chen Vorträgen und geschlossenen Interviews mit der
Berufungskommission erstellt die Kommission eine ran-
gierte Berufungsempfehlung zu Händen des Präsiden-
ten. Gutachten werden an der ETH Zürich bei Professo-
renberufungen in der Regel nicht eingeholt, bei Bedarf
ist die Berufungskommission aber frei, solche anzufor-
dern... Die/der Kommissionsvorsitzende trägt dem Prä-
sidenten die Berufungsempfehlung der Berufungskom-
mission vor. Der Präsident entscheidet, ob er die Emp-
fehlung direkt annimmt oder weitere Recherchen vor-
nehmen möchte... Nach Annahme der Berufungsofferte
durch die Kandidatin/den Kandidaten ergeht ein Ernen-
nungsantrag an den ETH Rat.”
Hier handelt es sich also offensichtlich nur um eine
Teilübertragung des Modells. Weder wird von vornhe -
rein eine unico loco Liste angestrebt, noch im Regelfall
die Diskretion bis zur Berufung bewahrt. In der Regel
wirbt eine Gruppe eingeladener Kandidat/innen in öf-
fentlichen Vorträgen und internen Interviews im Wett-
bewerb miteinander um die Zustimmung der Berufungs-
kommission. Dieses „in der Regel” enthält immer den
Hinweis, dass in Ausnahmen anders verfahren, z.B. auf
einen öffentlichen Vortrag verzichtet werden kann.

5.2 Das Beispiel einer prominenten Fakultät an einer
deutschen Universität
Berufungen in einem an das Headhunting angelehnten
Verfahren sind nach unserer Kenntnis bisher kaum empi-
risch untersucht worden. Umso interessanter sind die Er-
kenntnisse, die der Verfasser23 vor einigen Jahren bei
der umfangreichen Evaluation von Forschung und Lehre
einer Fakultät im erweiterten Bereich der Sozialwissen-
schaften einer Universität in Deutschland gewonnen
hat,24 die dieses Prinzip ähnlich wie die ETH Zürich seit
vielen Jahren mit großem Erfolg anwendet. Die Fakultät
stellt schon jahrelang unangefochten die Spitze ihres Fa-
ches in Deutschland dar. Solche stark auf einzelne Fach-
vertreter/innen zugeschnittenen Berufungsverfahren, die
die gesetzlichen Möglichkeiten ausschöpften, scheinen
dort in den letzten Jahren zugunsten der traditionell zu-
geschnittenen Normal-Verfahren deutlich zurückgegan-
gen zu sein. Headhunting verwandte Verfahren waren
vor 10-15 Jahren anscheinend noch häufiger anzutref-
fen. In den Berufungsverhandlungen wurde die Ausrich-
tung der Professur endgültig justiert. Das konnte auch
bedeuten, dass alle ein wenig hin und her rückten, bis
die Neuabgrenzung passte.
Einige Eindrücke aus der Evaluation sollen hier in einer
anderen Textsorte, einem Erlebnisbericht, präsentiert
werden, weil sonst zu viel Reiz verloren ginge. In dem
vom Verfasser entwickelten und praktizierten einstufi-
gen Evaluationsmodell wird eine die Evaluation beglei-
tende Projektgruppe gebildet, die aus je zwei angesehe-
nen Mitgliedern aller Statusgruppen sowie zwei Mitglie-
dern des Evaluationsteams besteht. Diese Gruppe berät

23 Zusammen mit den Mitgliedern der von ihm geleiteten „Projektgruppe
Hochschulevaluation“ am IZHD Bielefeld.

24 Die Fakultät möchte ungenannt bleiben.
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alle von den externen Hochschulforschern eingebrach-
ten Verfahrensschritte und alle von dort vorgelegten Da-
tenerhebungsinstrumente im Detail und gibt sie förm-
lich zur Datenerhebung frei. Das führt zu einer intensi-
ven Kommunikation mit der Fakultät und hoher Akzep-
tanz der Datenerhebung. (Das Modell arbeitet ohne vo -
rausgehenden Selbstbericht und ohne externe Peers; die
von außen kommenden Hochschulforscher erheben in
diesem Modell fast alle Daten selbst, vgl. Webler u.a.
1993; Webler 1999). 
Bei einer solchen Sitzung erklärte der damalige Dekan:
„Sie haben hier eine Frage im Fragebogen: Wie kommt
die Fakultät zur Denomination ihrer Professuren? – die
verstehe ich nicht.” Darauf antwortete der Verfasser:
„Na ja, Sie müssen doch die Professur mit dem vorgese-
henen Lehr- und Forschungsgebiet benennen, wenn sie
sie ausschreiben.” – „Nein, so läuft das bei uns nicht!”
antwortete der Dekan. „Also, wie läuft es denn dann bei
Ihnen?” fragte der Verfasser zurück. Und dann kam es
(hier nahezu im Originalton wiedergegeben): „Wenn bei
uns (abgestimmt mit der Fakultätsentwicklung, d.h. der
Strukturplanung) eine Professur zu besetzen ist, dann
läuft in bestimmten Fällen folgendes Verfahren ab:
a) Die Fakultät hat keine bestimmte Stellenausrichtung

vor der Besetzung bestimmt; gesucht werden welt-
weit wissenschaftlich herausragende Personen, die
durch Publikationen oder auf Kongressen auffallen.
Zunächst schauen wir alle in die Literatur und erin-
nern uns an Kongresse, ob uns dort (oder zufällig wo-
anders) eine Person fachlich besonders aufgefallen ist
oder gar in Kooperationsprozessen schon kennen zu
lernen war.

b) Darüber reden wir im Professorium; sobald wir uns
auf 1-2 Personen geeinigt haben, werden über diese
Personen weitere, umfangreiche Informationen ge-
sammelt und seine/ihre Schriften gesichtet. 

c) Erscheint jemand besonders attraktiv, sodass er/sie in
die eigene Fakultät geholt werden könnte, verständigt
sich das Kollegium intern auf eine mögliche Kooptati-
on dieser Person.

d) Daraufhin sprechen wir mit den wissenschaftlichen
Mitarbeitern und Vertretern der Studierenden; 

e) wenn die ebenfalls im Grundsatz zustimmen, dann ver-
suchen wir das Rektorat für den Plan zu gewinnen;25

f) ist das gesichert, klopfen wir bei der betreffenden Per-
son an und fragen, ob der-/diejenige bereit wäre, im
Falle eines Rufes in unsere Fakultät zu kommen. Bei
Ablehnung dieser Möglichkeit wird die Suche fortge-
setzt, bei vorläufiger Zustimmung folgen die nächsten
Schritte.

g) Dann werden die hochschulinternen Details in der Fa-
kultät geklärt; dazu gehört die Ausrichtung der Pro-
fessur bzw. Neuabgrenzung der Lehr- und For-
schungsgebiete. Um diese Person wird dann – wie die
Fakultät im Zuge ihrer Evaluation durch den Verfasser
erklärte – ein Forschungs- und Lehrgebiet passend ge-
schneidert. Alle rücken ein wenig hin und her, bis die
Neuabgrenzung passt.

h) Das Ergebnis wird mit dem Rektorat abgestimmt und
von dort der Ruf erteilt.

i) Bei grundsätzlich positiver Reaktion fliegen Rektor und
Dekan nach Boston, San Francisco, Sydney, Tokio oder

sonstwohin, verhandeln die Details vor Ort und ma-
chen den Ruf perfekt. Dekan: „Die Fakultät ruht und
rastet nicht, bis die betreffende Person bei uns ist!” 

k) Fakultätsintern folgen dann die administrativen und
organisatorischen Schritte, damit der neue
Kollege/die Kollegin die Tätigkeit möglichst reibungs-
los aufnehmen kann.” – Soweit der Erlebnisbericht.
Die Anwendung dieser Variante des Verfahrens hat im
Unterschied zur Zürcher Variante allerdings drei Vo -
raussetzungen: 
a) Die Federführung im Verfahren liegt in der Fakultät

(s.u.),
b) die Hochschulleitung kann (nach Prüfung) für das

Vorgehen gewonnen werden,
c) absolute Vertraulichkeit ist bis zum Abschluss des

Verfahrens (Einigung auf Annahme der Berufung)
gewährleistet.

Das Resultat war ein exzellentes Kollegium. Der Verfas-
ser hatte zunächst aus dieser Vorgeschichte auf Berufun-
gen geschlossen, die wieder einmal allein nach For-
schungskriterien entschieden werden, sodass die Studie-
renden dann jahrelang die Folgen zu tragen haben. Da-
nach wurden von ihm aber die Ergebnisse der ausführli-
chen Befragung der Studierenden der Fakultät gesichtet.
Die Befragung umfasste viele Aspekte des Studiums und
ergab von Lehre und Betreuung her sehr zufriedene Stu-
dierende. Sie und auch die Nachwuchskräfte fühlten sich
von den Professoren vielfältig gefördert. Das war uner-
wartet.
Bei der dann folgenden biographischen Analyse des Pro-
fessoren-Kollegiums stellte sich nicht nur heraus, dass
hier durchweg ganz außerordentlich eindrucksvolle Per-
sönlichkeiten mit bemerkenswerter Karriere zusammen
berufen worden waren, sondern auch, dass alle in einer
Phase ihres Werdegangs eine Sozialisation als Wissen-
schaftler in den USA durchlaufen hatten. Das bedeutet,
dass sie dort ein anderes Modell des Berufsbildes des
Professors als in Deutschland erlebt hatten. Herausra-
gende Forschung? Ja selbstverständlich! Aber genauso
selbstverständlich wird dort eine herausragende Lehre
gefordert – erstens ethisch und gesellschaftspolitisch ge-
fordert aufgrund der Verantwortung für die Studieren-
den als nächste Generation der Führungskräfte dieser
Gesellschaft und zweitens ökonomisch gefordert, weil
die Spitzenuniversitäten der USA bekanntlich stark von
den hohen Studiengebühren abhängig sind und die Stu-
dierenden für sich und ihre Universität gewinnen wollen
(Harvard besitzt seit langem das größte Hochschuldidak-
tik-Zentrum der USA). 
Dieses Berufsbild, welches bei dieser Berufungspraxis
ganz nebenbei nach Deutschland in diese Fakultät ein-
geführt worden war, brachte sowohl hervorragende For-
schungsleistungen in ihren vielfältigen Dimensionen, als
auch eine die Studierenden tatsächlich fördernde Lehre
hervor. Es kommt (zunächst wenig überraschend) ent-
scheidend auf die eingesetzten Auswahlkriterien an –
unter Einschluss der Lehrkompetenz. Das Spezifikum
dieser Fakultät zusammengefasst: Wie erwähnt, wird in

25 Hierbei wird noch einmal die Vereinbarkeit mit der Entwicklungsplanung
und die fachliche Neutralität des Verfahrens geprüft.
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klassischen Headhunting-Konstellationen eine Agentur
oder – wie im Sport ein Scout – mit dem Finden einer
geeigneten Person, der Anbahnung der Stellenbeset-
zung und der Aushandlung ihrer Arbeitsbedingungen
(selbstverständlich mit Rückkoppelungsschleifen) bis zur
Unterschriftsreife beauftragt. Im Gegensatz dazu dele-
giert die hier untersuchte Fakultät diese Aufgabe nicht,
sondern sucht und verhandelt selbst – in engster Ab-
stimmung mit der Hochschulleitung.

5.3 Der Fall der Fakultät für Psychologie der Universität
Bergen/Norwegen
Viele skandinavischen Universitäten verwenden für die
Besetzung „normaler” Professuren das traditionelle Ver-
fahren mit kleineren Varianten (lange Zeit waren zwei
externe Mitglieder obligatorisch). Daneben aber verfü-
gen sie als besonderes Strukturmerkmal über Professu-
ren mit nur 20% der normalen Dienstpflichten. Mit
ihnen wollen sie sich international vernetzen und dorti-
ge neuere Entwicklungen näher kennen zu lernen. Die
zugrunde liegende Überlegung lautet: Wer uns für eine
enge Kooperation interessiert, der ist vermutlich auch
sonst nicht unterbeschäftigt. Wenn wir ihn/sie für eine
Zusammenarbeit gewinnen können, dann kann diese
Person vermutlich maximal 20% auf die eigene Arbeits-
belastung draufsatteln, um uns zur Verfügung zu stehen.
Bei diesen Professuren geht es also nicht darum, ein re-
guläres Lehr- und Forschungsgebiet zu besetzen, son-
dern eine wissenschaftlich interessant erscheinende Per-
sönlichkeit zu gewinnen, um von deren Überblick und
internationaler Erfahrung zu profitieren. Ohne genauere
quantitative Festlegung verbringt diese Person daher
auch rund 30% ihrer Pflichten vor Ort in kollegialen Kol-
loquien verschiedenster Art und den Rest in Forschung,
Lehr- bzw. Weiterbildungsveranstaltungen. Der Aufent-
halt wird dann zeitlich geblockt, z.B. zu jährlich 3-4
Blöcken von 8-10 Tagen, in denen dann allerdings viel zu
tun ist. Der Rest wird über Korrespondenz, Treffen auf
internationalen Konferenzen u.ä. erledigt.
Es versteht sich fast von selbst, dass eine solche Profes-
sur, mit diesen Erwartungen verbunden, im Headhun-
ting-Verfahren besetzt wird. Auch dort geht der Beru-
fung eine Beobachtung der internationalen Szene in Pu-
blikationen, Konferenzbegegnungen und der Kooperati-
on in internationalen Projekten voraus. Sobald eine für
die Fakultät interessante Persönlichkeit gefunden und
Konsens über eine Berufung intern (auch mit dem Rek-
torat) erzielt ist, wird mit der betreffenden Person Kon-
takt aufgenommen und zunächst im Grundsatz nachge-
fragt, ob die Person einer solchen Berufung, so sie denn
käme, zustimmen würde. Im Fall der Einwilligung wer-
den dann die administrativen Schritte abgeschlossen
und die Berufung ausgesprochen. Die Berufung erfolgt
i.d.R. für 3-4 Jahre, mit Verlängerungsmöglichkeit.

6. Auswertung derartiger Verfahren
6.1 Erfolgreiches Headhunting stellt Fragen an die tradi-
tionelle Berufung 
Wie dargestellt, bildet die ETH Zürich den bekanntesten
Fall der Anwendung dieses Prinzips für Berufungsverfah-
ren in Europa. Das Modell der anlässlich ihrer Evaluation

in Forschung, Lehre und Studium näher untersuchten
deutschen Fakultät steht dem in nichts nach. Die wis-
senschaftlichen Erfolge sind beeindruckend. Daraus
könnte eine unbedingte Empfehlung für die Anwendung
des Verfahrens abgeleitet werden. Die Gesetze haben
diese Spielräume längst eingerichtet, aber ihr Gebrauch
löst reflexhaft Widerstand aus, obwohl es nur darum
gehen kann, sachfremde Einwirkungen zu verhindern
und wie überall sicher zu stellen, dass die im Aktionsfeld
legitim vertretenen Interessen berücksichtigt und die
entsprechenden Verfahrenselemente korrekt eingehal-
ten werden. Sobald Missbrauch ausgeschlossen werden
kann, sind solche Verfahren nicht nur formal, sondern
auch inhaltlich zulässig. Verfahren werden ja nur festge-
legt, um in einem genormten Ablauf ohne ständig neue
Prüfung die Berücksichtigung der wichtigsten Interessen
(also auch der offiziellen Ziele) zu sichern. Alternative
Verfahren, die das gleiche oder sogar mehr leisten, sind
gleichrangig.
Aber nicht jeder Erfolg heiligt die Mittel. Daher sollen
die Implikationen kritisch geprüft werden, die an den
Beispielen sichtbar geworden sind. Wichtig daran
scheint, nicht nur Ziele und Missbrauchsgefahren dieser
Ausnahmeverfahren zu prüfen, sondern auch zu prüfen,
inwieweit die Elemente des normalen Auswahlverfah-
rens, die immer wieder zum Vergleichsmaßstab genom-
men werden, tatsächlich geeignet sind, das akzeptierte
Ziel zu erreichen, oder ob nicht auch dort Varianten
oder Flexibilitäten notwendig sind, um Schwächen ein-
zudämmen. Die dem Headhunting angelehnten Verfah-
ren stellen mit ihren Erfolgen daher auch Elemente der
traditionellen Verfahren nachdrücklich in Frage. 

6.2 Erreichen der Ziele des Berufungsverfahrens
Wie an den voran stehenden drei Fällen abgelesen wer-
den kann, kommen bei „Executive Search” in Hochschu-
len diejenigen Prinzipien verstärkt zur Anwendung, die
in „Normalverfahren” verfolgt werden: Im Vordergrund
steht a) die aktive Suche nach den besten Köpfen, b) die
Kontrolle und Berücksichtigung der hier einschlägigen,
berechtigten Interessen und c) die Senkung des Risikos
von personellen Fehlentscheidungen (orientiert an den
Auswahlkriterien: den wissenschaftlichen Leistungen in
Forschung, der Lehre, den wichtigsten übrigen Anforde-
rungen sowie der Frage, ob diese Person menschlich-
kollegial zum Kollegium passen wird). 
Hinter diesem Vorgehen steht (wie in der Wirtschaft) die
Überzeugung, dass nicht Personen gesucht werden, die
selbst (noch) auf der Suche sind und sich erst noch be-
währen müssen, sondern solche, die durch ihren Erfolg
auffallen und – zumindest aufgrund ihrer inhaltlichen
Leistungen – auf der Karriereleiter schon so weit oben
angelangt sind, dass sie verwandte Funktionen ausüben,
deren Wahrnehmung eingeschätzt werden kann. Damit
sinkt das Risiko von Fehlbesetzungen. Der Kontakt im
Normalverfahren (Forschungsvortrag, Probelehrveran-
staltung und anschließendes Gespräch) ist oft doch so
flüchtig, dass weder die Einstellung und Fähigkeit der
Kandidat/innen zu Lehre und Betreuung (insbesondere
auch des Nachwuchses), noch ihre Fähigkeiten zur Per-
sonalführung, noch ihre Fähigkeit und Bereitschaft zum
Engagement in der akademischen Selbstverwaltung er-
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fasst werden können. Die ausgewiesene Bewährung in
ähnlichen Aufgaben ist ein großer Vorteil, um das Risiko
von Fehlurteilen zu reduzieren. Über die in solchen Ver-
fahren nur infrage kommenden 1-2 Personen werden in
aller Regel Informationen sorgfältiger und umfangrei-
cher eingezogen als in einem Normalverfahren mit
großem Bewerbungsfeld sonst üblich (zu damit verbun-
denen Risiken vgl. 6.3).
Es handelt sich um ein leistungsorientiertes Auswahlver-
fahren, nicht um eine Privilegierung. Außerdem wird mit
jeder derartigen Personalentscheidung eine Planstelle an
anderer Stelle zur Wiederbesetzung frei. Die in ihrer
Karriere noch nicht so weit vorgedrungenen Wissen-
schaftler/innen werden dadurch nicht benachteiligt, da
die Gesamtzahl der verfügbaren Planstellen nicht tan-
giert ist. Bei den dem Headhunting angelehnten Verfah-
ren gibt es weiter den Vorteil, dass die „Messstrecke”
der beobachteten Leistung sich nicht auf 45-90 Minuten
Präsenz konzentriert, sondern – ausgeprägter als in an-
deren Verfahren – mehrere Jahre umfasst.
In einer einfachen Sechs-Felder-Tafel, bestehend aus den
obigen drei Kriterien (beste Köpfe, Interessenberück-
sichtigung und Kontrolle, Vermeidung personeller Fehl -
entscheidungen) und den beiden Typen von Berufungs-
verfahren zeigen sich leicht die Vorteile der dem Head-
hunting ähnlichen Verfahren in der Kategorie a), Nach-
teile bzw. erhöhte Risiken bei b) und wieder erhebliche
Vorteile bei Kategorie c).
Dann gilt es in der anderen Konfliktlinie die Vor- und
Nachteile stärker bei der Fakultät oder bei der Hoch-
schulleitung liegender Verfahren abzuwägen. Unstreitig
ist dabei, dass in einer relativ autonomen Hochschule
letztlich die Berufungsentscheidung bei der Hochschul-
leitung liegt. Klärungsbedürftig ist lediglich, ob der Lei-
tung eher nur eine Rechtsaufsicht oder auch eine Fach-
aufsicht zukommt. Im ersten Fall muss die Hochschullei-
tung von der Korrektheit nicht nur formaler Verfahrens-
schritte, sondern auch des inhaltlichen Personalvor-
schlags überzeugt werden. Hier kommt dem Berufungs-
vorschlag der Fakultät ein weit höheres Gewicht zu als
im zweiten Fall einer inhaltlichen Prüfung durch die
Hochschulleitung, aber die Fakultät muss überzeugen. 
Liegt das Gewicht stärker bei der Hochschulleitung, zei-
gen sich Grenzen zentraler Abwägungen: Die Leitung
muss sich fachlich extern beraten lassen, aber die Chan-
cen der personellen Integration in das Kollegium kann
sie (auch bei Einsatz externer Gutachten) im Wege von
Topdown-Entscheidungen nicht beantworten. Dies kann
in Kooptationsverfahren leichter erreicht werden.

6.3 Zur Gratwanderung zwischen Personalkenntnis und
Befangenheit 
Beide übergreifenden Ziele: Finden der bestgeeigneten
Person und Senkung des Risikos personeller Auswahl -
entscheidungen, werden in Headhunting-ähnlichen Ver-
fahren leichter erreicht. Wegen ihrer relativen Nähe zu
den Kandidat/innen verdienen sie allerdings besondere
Aufmerksamkeit.
Wie erwähnt, werden diese Verfahren mit großem Miss -
trauen beobachtet, weil leicht die Verfolgung von Seil-
schaften unterstellt wird. Hier würde ein gravierender
Fall von Befangenheit vorliegen. Aber wie sind solche

Absichten zu erkennen? Abgemildert wird ein solcher
Verdacht dadurch, dass das gesamte Kollegium (nicht
nur wenige Personen in einer Berufungskommission)
sich für die intern vorgeschlagenen Personen entschei-
den. Aber einen Punkt der aufmerksamen Beobachtung
bildet das durchaus.
Die aktive Suche nach infrage kommenden Kandidat/ in -
nen fällt intensiver aus als in Normalverfahren, wenn sich
mehr Personen um Informationen und Beurteilungsmög-
lichkeiten über die gemeinte Person bemühen. Allerdings
führt das auch leicht zu engeren Verbindungen zu den
Personen, die entweder zur Bewerbung eingeladen oder
direkt mit einem Angebot angesprochen werden. Daher
können sich diese Verfahren in einer Gratwanderung zwi-
schen Personenkenntnis und Befangenheit wieder fin-
den. Hier geht es letztlich um die Unterscheidung, ob
Verbindungen oder Bindungen vorliegen. Letzteres
würde den Tatbestand der Befangenheit erfüllen.
Ob Befangenheit vorliegt, wird von Nicht-Juristen in den
Gremien sehr unterschiedlich interpretiert. Oft reicht
schon die Tatsache, dass eine Person mit der umworbe-
nen Person irgendwann gemeinsam publiziert hat aus, um
Befangenheit zu konstatieren. Das aber ist in kleinen
Fächern häufig der Fall, und auch in größeren Fächern
bzw. internationalen Fachgemeinschaften ist Kooperation
erwünscht. Hier muss stärker differenziert werden. Eine
temporär begrenzte Zusammenarbeit muss nicht dazu
führen, dass sich daraus Abhängigkeiten entwickeln. Zwar
handelt es sich bei den an einem Berufungsverfahren be-
teiligten nicht um Richter, aber sie haben immerhin Sach-
verhalte zu beurteilen. Insofern lässt sich vielleicht über-
tragen, was der BGH in eigener Sache (der Befangenheit
von Richtern) unlängst festgestellt hat:
„Wegen Besorgnis der Befangenheit findet eine Ableh-
nung statt, wenn ein Grund vorgebracht wird, der geeig-
net ist, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit eines
Richters zu rechtfertigen (§ 24 Abs. 2 StPO). Die Vor-
schrift ist ein fachgesetzlicher Ausdruck der verfassungs-
rechtlichen Prinzipien des gesetzlichen Richters (Art.
101 Abs. 1 Satz 2 GG) und der Unabhängigkeit der Ge-
richte (Art. 97 Abs. 1 GG), die garantieren, dass der
Rechtsuchende im Einzelfall vor einem Richter steht, der
unabhängig und unparteilich ist und der die Gewähr für
Neutralität und Distanz gegenüber den Verfahrensbetei-
ligten bietet (vgl. BVerfG 2 BvR 958/06 vom 27. Dezem-
ber 2006 = NJW 2007, 1670 mwN; 2 BvR 115/95 vom
19. August 1996 = NJW 1996, 3333). Misstrauen in die
Unparteilichkeit des Richters ist gerechtfertigt, wenn ein
am Verfahren Beteiligter bei vernünftiger Würdigung
aller Umstände Anlass hat, an der Unvoreingenommen-
heit des Richters zu zweifeln (BVerfG NJW 1995, 1277;
BVerfGE 88, 1, 4; BGH, Beschluss vom 27. April 1972 4
StR 149/72, BGHSt 24, 336, 338; Meyer Goßner StPO
54. Aufl. 2011 § 24 Rn. 8 mwN). Ob nach § 24 Abs. 2
StPO die Ablehnung eines Richters wegen der Besorgnis
der Befangenheit stattfindet, beurteilt sich stets im Hin-
blick auf das konkrete Verfahren; ist ein Bezug zum kon-
kreten Verfahrensgegenstand gegeben, kann nicht von
einer verfahrensübergreifenden Generalablehnung die
Rede sein, die gesetzlich nicht vorgesehen ist (BVerfG 2
BvR 115/95 vom 19. August 1996 = NJW 1996,
3333).”26
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Die DFG selbst hat Regeln zur Beurteilung von Befan-
genheit bei der Beurteilung von Forschungsanträgen
aufgestellt, die hier weitere Orientierung (wenn auch
nicht letzte Verbindlichkeit) geben können:27

„Liste der Befangenheitskriterien
Bei Vorliegen folgender Umstände ist grundsätzlich ein
Ausschluss vorgesehen:
1. Verwandtschaft ersten Grades, Ehe, Lebenspartner-

schaft, eheähnliche Gemeinschaft.
2. Eigene wirtschaftliche Interessen an der Entscheidung

über den Förderantrag oder solche unter Nr. 1 aufge-
führter Personen.

3. Derzeitige oder geplante enge wissenschaftliche Ko-
operation.

4. Bei Anträgen von Hochschulen sind Sprecherinnen
bzw. Sprecher von Forschungsverbünden von der
Mitwirkung in der Prüfungsgruppe solcher Anträge
ausgeschlossen, die in der gleichen Gremiensitzung
wie der eigene Antrag entschieden werden.

5. Dienstliche Abhängigkeit oder Betreuungsverhältnis
(z.B. Lehrer Schüler Verhältnis bis einschließlich der
Postdoc Phase) bis sechs Jahre nach Beendigung des
Verhältnisses.

6. a) Bei Anträgen von juristischen Personen führt die
Zugehörigkeit oder der bevorstehende Wechsel zu
dieser oder zu einer beteiligten Einrichtung zum Aus-
schluss.
b) Bei Anträgen von natürlichen Personen führt die
Zugehörigkeit oder der bevorstehende Wechsel zur
selben Fakultät oder zum selben außeruniversitären
Forschungsinstitut zum Ausschluss.

7. Bei Anträgen von Hochschulen sind Wissenschaftle-
rinnen oder Wissenschaftler, die in einem Hoch-
schulrat oder einem ähnlichen Aufsichtsgremium
der antragstellenden Hochschule tätig sind, von der
Mitwirkung im Begutachtungs und Entscheidungs-
verfahren über Anträge dieser Hochschule ausge-
schlossen.

Bei Vorliegen folgender Umstände ist grundsätzlich eine
Einzelfallentscheidung vorgesehen:
8. Verwandtschaftsverhältnisse, die nicht unter Nr. 1 fal-

len, andere persönliche Bindungen oder Konflikte.
9. Wirtschaftliche Interessen von unter Nr. 8 aufgeführ-

ten Personen.
10. Bei Anträgen von natürlichen Personen führt die Zu-

gehörigkeit oder der bevorstehende Wechsel zur
selben Hochschule bzw. zur selben außeruniver-
sitären Forschungseinrichtung zu einer Einzelfallent-
scheidung.

11. Tätigkeit in anderen als den unter Nr. 7 genannten
Gremien, z.B. in wissenschaftlichen Beiräten im wei-
teren Forschungsumfeld. 

12. Wissenschaftliche Kooperation innerhalb der letzten
drei Jahre, z.B. gemeinsame Publikationen.

13. Vorbereitung eines Antrags oder Durchführung eines
Projekts mit einem nahe verwandten Forschungs -
thema (Konkurrenz).

14. Beteiligung an laufenden oder innerhalb der letzten
12 Monate abgeschlossenen Berufungsverfahren als
Bewerber oder internes Mitglied der Berufungskom-
mission.

15. Beteiligung an gegenseitigen Begutachtungen inner-
halb der letzten 12 Monate.”

Das Vorliegen von Befangenheitsgründen lässt sich in
der eigenen Fakultät bei Eingrenzung des Vorschlags auf
1-2 Personen relativ leicht bei allen Professoren und
allen Mitgliedern des Fakultätsrates abfragen. Aber bei
der Übertragung von Gründen auf das hier betrachtete
Verfahren muss z.B. bei Ziff. 6 b) und 12 stärker differen-
ziert werden.

6.4 Zur Verallgemeinerbarkeit derartiger Verfahren
Diese Variante des Berufungsverfahrens stößt nicht nur
rechtlich, sondern auch faktisch an Grenzen seiner An-
wendbarkeit. Nicht nur, dass die Zahl infrage kommen-
der Personen begrenzt ist, sondern auch die Bereitstel-
lung reizvoller Arbeitsbedingungen. Sie müssen aller-
dings nicht immer in materiellen Forderungen bestehen.
Alle Ausstattung hilft nichts, wenn das Arbeitsklima
durch persönliche Fehden oder Uneinsichtigkeiten (auch
zwischen Wissenschaftler/in und Hochschulleitung) so-
viel Energie kostet, dass die Arbeit unerfreulich wird.
Dann kann ein in Aussicht stehendes, kooperatives
Klima, ein äußerst anregendes kollegiales Umfeld und
besonders anregende Studierende sowie evtl. die Chan-
ce, aufgrund des eigenen Spezialgebietes in großem
Umfang Drittmittel einzuwerben und so aus eigener
Kraft die Ausstattung zu steigern, die Bereitschaft zum
Wechsel sehr fördern. Es muss also nicht immer die be-
reits zugesagte glanzvolle Ausstattung sein. Aber häufig
suchen die für solche Berufungen in Frage kommenden
Personen von sich aus keine neue Position, weil ihre Ar-
beitsbedingungen schon hervorragend gestaltet sind.
Beim Einsatz dieses Verfahrens muss die Fakultät auch
hier nicht mit begrenzter Intensität viele unbekannte
Bewerbungen sichten und vor allem nicht begründen
müssen, warum bestimmte Fachkolleg/innen nicht favo-
risiert werden, die sich (bei einem traditionellen Verfah-
ren mit Ausschreibung) beworben hätten und deren
Ausscheiden aus dem Verfahren regelmäßig zu kollegia-
lem Konfliktstoff führt.
Die Rahmenbedingungen begrenzen also schon von sich
aus die Anwendbarkeit dieses Verfahrens.

6.5 Im Headhunting implizierte Rollen der Beteiligten
Für die Abwickelung kann (wie oben dargestellt) eine
Findungskommission eingesetzt werden, der Vertreter/ -
innen der verschiedenen Statusgruppen und die mit
Gleichstellungsfragen beauftragte Person angehören. Die
Suche kann aber auch allen professoralen Kolleg/ innen
(und bestimmten Mitgliedern des Mittelbaus) obliegen,
die sich in mehreren Wellen von Beratungen über mögli-
che Kandidat/innen verständigen, die ihnen aus der Lite-
ratur oder dem Besuch von Tagungen und ähnlichen Be-
gegnungen aufgefallen sind. Wenn sich das engere Kolle-

26 Es ging um die Befangenheit der Senatsmitglieder des 2. Senats. BGH,
Beschluss vom 9.5.2012 – 2 StR 25/12, zugänglich über http://blog.beck.
de/2012/05/23/der-bgh-erklaert-nochmals-was-eigentlich-befangen
heit-bedeutet

27 http://www.dfg.de/formulare/10_201/10_201.pdf, 11.02.2015
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gium auf 1-2 Personen geeinigt hat, die in Frage kommen
könnten, werden die anderen Statusgruppen förmlich
konsultiert und im Falle von deren Zustimmung zu der
gesuchten Person Kontakt aufgenommen.
Welche Rollen bringen diese Verfahren bei der Berufung
in Professuren hervor?

a) Rolle des Staates
Diese Verfahren sind nur bei hohem Autonomiegrad
der Hochschulen denkbar. Sonst lassen sich im ent-
scheidenden Stadium der Verhandlungen keine binden-
den Zusagen machen, und ein Restrisiko des Scheiterns
auf Seiten der berufenden Hochschule ist staatlicher-
seits nicht auszuschließen. Denkbar sind zwar auch da
sehr eng verzahnte Kontakte zu dem zuständigen Refe-
renten ab einem frühen Stadium des Verfahrens, aber
die Schwierigkeiten und Risiken sind bei höherem Au-
tonomiegrad kleiner. 

b) Rolle der Berufungswilligen
Die Berufungswilligen, die Ziel solcher Verfahren wer-
den, bewerben sich ja nicht, sondern haben (wie im
Normalverfahren auch) in die wissenschaftliche Öffent-
lichkeit hineingewirkt und qualitativ überzeugt, sodass
sie im Suchvorgang auffallen. Im übrigen bleiben sie pas-
siv, bis sie angesprochen werden.

c) Rolle des akademischen Senats
Der akademische Senat hat den Struktur- und Entwick-
lungsplan des Fachbereichs geprüft und mit verabschie-
det, in deren Rahmen die konkrete Berufung nun statt-
findet. An der Personalentscheidung im Einzelfall ist er
nicht mehr beteiligt. Die Aufgabe der Kontrolle des Ver-
fahrens auf akademische und rechtliche Vereinbarkeit
mit den geltenden Normen liegt woanders.

d) Rolle des Präsidiums/Rektorats
Diese Kontrolle kommt dem Präsidium/Rektorat bzw.
(vorbereitend) seiner Administration zu. Die Hochschul-
leitung nimmt eine strategisch entscheidende Rolle
wahr und prüft diesbezüglich Profil und Schwerpunkte
des Kandidaten/der Kandidatin.

e) Rolle der Professoren
Sie sind federführend im ganzen Verfahren und entschei-
den letztlich, ob eine Person fachlich und menschlich
zum Kollegium zu passen verspricht. Hier findet noch
eine traditionelle Selbstergänzung des Kollegiums statt.

f) Rolle der wissenschaftlichen Mitarbeiter
Die neue Professur tangiert Klima, Kooperation im Fach-
bereich und dessen Prominenz nach außen. Evtl. sind in
neuen Konkurrenzen sogar die Nachwuchschancen des
„Mittelbaus” (Zugang zu einer begrenzten Zahl Junior-
professuren) durch die Mitarbeiter/innen des neuen
Lehrstuhls betroffen. Trotzdem haben sie kaum eine
Mitwirkung bei der Entscheidung. Zur Legitimation die-
ser Konstellation wird dann vorgebracht, dass es sich um
eine Berufung „auf Lebenszeit” handele, der Mittelbau
aber hoher Fluktuation unterliege und von Strukturent-
scheidungen (und das sind Berufungen) daher kaum tan-
giert werde. Trotzdem wird von Seiten der Professoren

i.d.R. versucht, den Mittelbau des Fachbereichs relativ
früh argumentativ einzubeziehen, weil gerade von dieser
Gruppe der „Markt” und die darauf agierenden Perso-
nen besonders sorgfältig beobachtet werden.

g) Rolle der Studierenden
Forschende Professoren haben dank ihrer Unabhängig-
keit im Fachbereich praktisch kein unmittelbar betroffe-
nes Gegenüber. Die Studierenden sind aber in Lehre und
Studium unmittelbar betroffen. Sie gewinnen – oder sie
erleiden bei einer Fehlberufung einen Schaden. In die-
sen Verfahren, angelehnt an das Headhunting, haben sie
fast keine Mitwirkungsmöglichkeit. Das wäre noch eher
hinnehmbar, wenn die Fähigkeit zu einer wissenschaft-
lich anspruchsvollen, qualitativ hochstehenden Lehre in
Deutschland zuverlässig zum Berufsbild der Professur
gehören würde. Das ist aber nach wie vor nicht der Fall,
weil die für die Karriere bzw. Laufbahn verantwortlichen
Länder an eine Pflichtausbildung nicht heran wollen.
Niemand zieht in Zweifel, dass zu einer akademischen
Karriere u.a. als Ausweis der Forschung die Vorlage einer
Dissertation gehört. Aber niemand ist bereit, solche
Selbstverständlichkeiten mit einer zielangepassten Aus-
bildung und Leistung auch für die Lehre zu formulieren.
Werden Kolleg/innen aus dem angelsächsischen Raum
und Skandinavien berufen, kann von einer gründlicheren
didaktischen Ausbildung ausgegangen werden. Auch die
Vorlage eines anspruchsvollen Lehrportfolios kann ein
guter Indikator sein, ohne die Person in einer echten
Lehrveranstaltung gesehen zu haben. Handelt es sich
aber um eine Person ohne diesen Hintergrund, sind
Headhunting-Verfahren bezüglich der Lehrkompetenz
nicht aussagekräftig. Die Interessen der Studierenden
bleiben dann nahezu unbeachtet. 

h) Rolle der Gleichstellungsbeauftragten in diesen Ver-
fahren
Da es sich um extrem individualisierte Verfahren zur Ge-
winnung bestimmter Persönlichkeiten handelt, Promi-
nenz zu erlangen aber in der Vergangenheit aufgrund
struktureller und individueller Diskriminierung den
männlichen Kollegen leichter war, wird es in solchen
Verfahren allzu oft nur um männliche Kandidaten gehen.
Da das Ziel der Exzellenz in der Wissenschaft nicht auf-
gegeben werden kann, die Chancen von Frauen aber
nachhaltig gefördert werden müssen, sollte ein Prinzip
Platz greifen, das in anderen Bereichen staatlicher Politik
längst gilt: Werden Waldstücke gefällt oder Flächen ver-
siegelt, dann müssen Ausgleichsflächen aufgeforstet
werden. Auf Wissenschaftskarrieren übertragen: Für
jede männliche Besetzung einer Professur sollte eine Ju-
niorprofessur geschaffen werden, die mit einer Frau zu
besetzen ist. Dann wird sich schon in wenigen Jahren
die Bewerberlage ausbalanciert haben und die Chancen-
gleichheit ist einen großen Schritt weiter gekommen.
Die Rolle der Gleichstellungsbeauftragten in diesen Ver-
fahren besteht faktisch darin, die Suchkriterien auf dis-
kriminierende Bestandteile hin zu kontrollieren und bei
den konkreten Beratungen über Personen auf Neutra-
lität in der Genderfrage zu achten. Ihr kommt also die
klassische Rolle als Gleichstellungsbeauftragte zu: Kon-
trolle der Nicht-Diskriminierung.
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7. Abschließende Bewertung derartiger 
Verfahren

7.1 Vorteile
Das Verfahren enthält die Chance (die aber auch förm-
lich ergriffen werden muss), die Besten der Welt zu be-
rufen, wenn dies politisch gewollt ist und (von der Aus-
stattung her) angestrebt wird. Vorteile dieser gezielten
Suche liegen aus Sicht der berufenden Instanz darin,
dass auch solche Personen gewonnen werden können,
die nie auf die Idee kämen, sich nach Deutschland und
z.B. an eine Fakultät in einer eher regionalen Großstadt
zu bewerben. Weiter darin, dass ein äußerst anregendes
Kollegium zustande kommt, das ähnlich qualifizierte
Kolleg/innen anzieht. Dazu gehört allerdings der Mut,
gleichrangige Kollegen neben sich zuzulassen. Und ein
weiterer Vorteil besteht darin, dass diese herausragen-
den Wissenschaftler kommen, weil sie dort herausragen-
de Studierende antreffen, mit denen zu kommunizieren
und die zu fördern und deren Fortschritte zu begleiten
und zu beobachten ihnen Freude macht. Für eigene
Bemühungen in Lehre und Betreuung gibt es eine direk-
te Rückmeldung des Erfolges. Dies wurde von Harvard-
Professoren vielfach als Motiv dafür angegeben, den Ruf
nach Harvard anzunehmen. Geld hätte man auch an-
derswo verdienen können...28

Der Berufungskommission bleibt erspart, sich durch u.U.
viele Dutzend (zu Teilen auch völlig ungeeignete) Be-
werbungen durcharbeiten zu müssen, um den allein in-
teressierenden Kern von Bewerbungen zu ermitteln. Das
würde ein hohes Zeitbudget hoch bezahlter Akteure für
eine vergleichsweise simple Aufgabe ersparen bzw.
dafür sorgen, dass die Zeit sinnvoller eingesetzt wird:
Dadurch, dass die Fakultät selbst gezielt sucht, beschäf-
tigt sie sich mehr als üblich mit den/die gewünschten
Kandidat/innen. Die Suche wird oft – zumindest in der
ersten Suchphase – nicht delegiert und geht oft über das
Engagement einer Findungskommission als Berufungs-
kommission hinaus. Der kollegiale Zusammenhalt ge-
staltet sich enger, weil mehr miteinander gesprochen
und sich öfter als sonst über eigene Konzepte und Er-
wartungen ausgetauscht wird. Und: Diese Form der Be-
rufung stellt die Selbstergänzung des Kollegiums in na-
hezu reiner Form dar.
Aus Sicht der angesprochenen Personen gestaltet sich
das Verfahren ebenfalls vorteilhaft. Da es von vornhe -
rein auf die Findung einer Einzelperson gerichtet ist,
reduziert sich der erhebliche Bewerbungsaufwand
stark, der sonst durch die Ausschreibung bei Dutzen-
den, ja Hunderten Bewerbungen ausgelöst wird. Dieser
Vorteil spitzt sich nochmals zu gegenüber der Gruppe
der 6-8 Kandidat/innen, die zum „Vorsingen” eingela-
den werden, obwohl es nur eine von ihnen werden
kann. Hier wird sehr viel Arbeitskraft für andere sinn-
volle Ziele bewahrt.

7.2 Nachteile
Sobald nur noch per Headhunting Stellenbesetzungen
auf Professuren vorgenommen werden, kann undurch-
sichtiger Filz entstehen. Während in jenem Verfahren
vielleicht Personen aufgespürt und gewonnen werden
können, die sich nie von sich aus beworben hätten, so

kann es ohne Ausschreibung und offenes Bewerbungs-
verfahren umgekehrt so sein, dass begabte und geeigne-
te Persönlichkeiten von der Vakanz der Stelle nicht er-
fahren und sich nicht bewerben. Aus der Perspektive der
Nachwuchswissenschaftler/innen gilt, dass sie überfor-
dert sind, das international stark gewachsene Hoch-
schulsystem zu überschauen und über Netzwerke von
der (baldigen) Vakanz von Stellen zu erfahren.
Bei öffentlicher Ausschreibung wäre zumindest gewähr-
leistet, dass sie sich bewerben können.
Diese Autonomie des Verfahrens funktioniert in Fachbe-
reichen, die entschlossen sind, „sich nach oben zu beru-
fen”. Dort jedoch, wo dazu kein Mehrheitswille vorhan-
den ist (dazu gibt es zahlreiche Beispiele), führt das Ver-
fahren mindestens zu Stagnation auf niedrigem Niveau –
eher zu Vetternwirtschaft. Deshalb sind in den Hoch-
schulgesetzen regelmäßig externe Korrektive in Form
der Hochschulleitung, zahlreicher externer Gutachter
oder des Wissenschaftsministeriums vorgesehen, die
eingreifen können.

7.3 Kompromiss
Aus diesen Erfahrungen heraus sind viele Fachbereiche
längst dazu übergegangen, bei der Ausschreibung einer
Stelle beides zu tun: nicht nur auf Bewerbungen zu war-
ten, sondern schon im Vorfeld aktiv nach geeigneten
Personen zu suchen und sie zur Bewerbung förmlich ein-
zuladen. Das hat den Nachteil, dass diese Personen sich
vielleicht bereits konkretere Hoffnungen machen, gezielt
gemeint zu sein, während der Fachbereich lediglich an
dem Vorteil interessiert ist, das Bewerbungsfeld und
damit seine Auswahl zu erweitern. Sie sollen sich in das
Normalverfahren einreihen – ein Headhuntingverfahren
ist nicht beabsichtigt. Auch hier hilft Transparenz weiter. 

8. Fazit und Empfehlungen
Headhunting/Direktansprache oder Executive Search
kann in bestimmten Ausprägungen des Verfahrens große
Vorteile entwickeln. Sie bewegen sich nicht am Rande
der Legalität, sondern sind in den Hochschulgesetzen –
wenn auch als Ausnahmen – ausdrücklich vorgesehen. Et-
waige Nachteile (Intransparenz durch Vertraulichkeit,
Manipulationsmöglichkeiten usw.) lassen sich in Verfah-
rensvarianten und -kontrollen vermeiden. Die Gefahren
sind nicht größer als in normalen Berufungsverfahren,
eher kleiner, da sich die personelle Aufklärung auf sehr
wenige Personen konzentrieren kann. Da die Auswahl
fast ausschließlich auf Forschungsleistungen beruht, ist
im Verfahren besonders auf den Nachweis ausgeprägter
Lehrleistungen zu achten, die sich z.B. aus (allerdings aus-
führlich und aussagekräftig geschriebenen) Lehrportfolios
ersehen lässt. (Eine einzige eingereichte Lehrevaluation
kann extra für Bewerbungszwecke entstanden sein). 
Das Verfahren ist auf Prominenz gerichtet. Also ist es be-
sonders dann zu empfehlen, wenn es strategisch um die
Besetzung von „Eckprofessuren” bei Neugründungen

28 Mündliche Auskunft des damaligen Leiters des Harvard Center for Lear-
ning and Teaching, Prof. James Wilkinson über eine dort durchgeführte
empirische Studie.
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von Fachbereichen, von Forschungsschwerpunkten oder
um die Sanierung von Fächern geht. Das ist nicht Alltag,
sondern betrifft Ausnahmen. Ein solches Verfahren und
sein Ergebnis meldet dann auch öffentlich plakativ den-
jenigen Anspruch an, der mit diesen Maßnahmen be-
züglich der gesuchten Qualität verbunden wird.
Weiter ist zu empfehlen, je nach Konstellation flexibel
darüber zu entscheiden, ob die Fakultät allein suchen
und verhandeln will oder ob mit Rücksicht auf eine ge-
meinte Person doch eher eine dritte, unabhängige Per-
son oder gar Agentur eingeschaltet werden soll. Letzte-
res ermöglicht einen Grad an Diskretion, der in Verfah-
ren nicht erreicht werden kann, die allein in Händen der
Fakultät verbleiben.
Für solche Besetzungsverfahren gilt: Es kommt entschei-
dend auf die Auswahlkriterien an, die schon im Suchvor-
gang des Verfahrens eingesetzt werden. Sonst gilt für
den Erfolg – unabhängig vom Verfahren im einzelnen –
immer wieder nicht nur, was materiell an Arbeitsmög-
lichkeiten angeboten werden kann, sondern auch, wel-
che Leitidee hinter dem ganzen Vorhaben steckt. Ein
Stück Idealismus ist immer gefragt. Wenn es etwas auf-
zubauen gilt, wofür sich zu engagieren und Lebensar-
beitszeit zu investieren lohnt, kann eine Berufung gelin-
gen. Insofern lohnt es auch hier, über ideell attraktive
Ziele nachzudenken, die in das Verfahren eingebracht
werden können.
Da es sich aber ausdrücklich um Ausnahmen handeln
soll – die zwar jeder Normalhochschule offen stehen,
aber eben Ausnahmen bleiben sollen – ist weiter an
einer Verbesserung der Normalverfahren zu arbeiten,
um ihre Vorteile zu bewahren und ihre Nachteile zu mi-
nimieren. Dazu kann (inzwischen in Teilen an einigen
Hochschulen sehr erfolgreich praktiziert) heran gezogen
werden:
• Herausgabe eines breit in der Hochschule diskutierten

Berufungs Handbuches, um „Graubereiche“ verfah-
rensseitig auszufüllen,

• Einsetzung eines Berufungsbeauftragten des Senats
(ein interner professioneller Personalberater der Hoch-
schule, der alle Berufungsverfahren begleitet – auch
etwaige Headhunting-Verfahren); tendenziell noch
über das ähnliche Detail im Verfahren der ETH Zürich
hinausgehend; vgl. Anhang,

• Schulung der Mitglieder der Berufungskommissionen
(u.a. in Kriterien der Personalauswahl),

• „Verteidigung des Berufungsverfahrens im Rektorat“
unter Teilnahme des gesamten Rektorats auf der einen
Seite und des Dekans, der/des Gleichstellungsbeauf-
tragten, des Berufungsbeauftragten etc. auf der ande-
ren Seite,

• Diskussion der Berufungsvorschläge im Senat (in „mo-
dernen“ (Unternehmens-)Verfassungen häufig nicht
mehr vorgesehen).

Diese Maßnahmen sind geeignet, Berufungsverfahren
erheblich zu optimieren.
In den hier ausführlich beleuchteten Ausnahmefällen ist
aber auch das an Headhunting angelehnte, außerordent-
lich leistungsfähige Verfahren zu empfehlen, wobei es
auch dort um die Beachtung von Verfahrensdetails geht,
um Nachteile zu vermeiden.
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Anhang
Professorenberufungen an der ETH Zürich29

Die Rekrutierung von Professorinnen und Professoren ist
eine Kernaufgabe des Präsidenten der ETH Zürich. Zu
deren Abwicklung hat die ETH Zürich eine Prozessstruk-
tur mit folgenden Grundmerkmalen eingeführt:
• Der Präsident der ETH Zürich trägt die Verantwortung

für das Berufungsverfahren und engagiert sich persön-
lich bei allen strategischen Schritten.

• Der operative Teil des Verfahrens wird vom Präsiden-
ten an eine Vertrauensperson delegiert (Delegier -
te/Delegierter für Professorenberufungen), die der Be-
rufungskommission vorsitzt.

• Expertise und Urteilsvermögen der Kommissionsvor-
sitzenden/des Kommissionsvorsitzenden kommen in
den verschiedenen Phasen des Verfahrens zum Tragen.

29 Im Internet zugänglich unter: http://www.facultyaffairs.ethz.ch/
berufungen, 02.02.2015
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Das Berufungsverfahren gliedert sich in folgende Phasen:

I. Prinzipienentscheid über Wiederbesetzung, Neuorien-
tierung oder Neuschaffung einer Professur

Basis für diesen Entscheid sind einerseits längerfristige
strategische Vorgaben einschliesslich Professurenplanung,
andererseits aktuelle strategische Indikatoren wie Ent-
wicklung, Status und Potential des Fachgebiets, Auswir-
kung und Innovationsträchtigkeit, Einbettung und Kon-
kurrenzfähigkeit, Ressourcenbedarf und verfügbarkeit.
Das betroffene Departement erhält den Auftrag, zu Hän-
den des Präsidenten ein Profil der Professur zu entwer-
fen. Zudem sind die Exzellenzzentren weltweit sowie im
Hinblick auf eine mögliche spätere Rekrutierung heraus-
ragende Personen zu nennen. Der Präsident stellt gleich-
zeitig eigene Erkundigungen an.

II. Ausschreibung der Professur und Konstituierung der
Berufungskommission

Die Professur wird in einschlägigen internationalen Pu-
blikationsorganen ausgeschrieben und über existierende
Beziehungsnetze des Departements bekannt gemacht.
Die Berufungskommission wird konstituiert und die
Kommissionsvorsitzende/der Kommissionsvorsitzende
durch den Präsidenten ernannt. Zwingend in der Beru-
fungskommission vertreten sein müssen die Departe-
mentsvorsteherin/der Departementsvorsteher. Neben
weiteren Vertreterinnen/Vertretern der ETH Zürich wer-
den Angehörige der ETH Lausanne und der Universität
Zürich eingeladen, sofern das entsprechende Gebiet
dort vorhanden ist. Zudem nimmt je eine Vertreterin/ein
Vertreter des Mittelbaus respektive der Studierenden
und Vertreterinnen/Vertreter ausländischer wissen-
schaftlicher Institutionen sowie der Industrie Einsitz.
Eine Vertreterin/ein Vertreter der ETH internen Profes-
sorenschaft wird als Ansprechspartnerin/Ansprechspart-
ner bestimmt. In jeder Berufungskommission müssen
Frauen Einsitz nehmen.

III. Einsetzung der Berufungskommission
Der Präsident instruiert in einem Einsetzungsgespräch
die Kommissionsvorsitzende/den Kommissionsvorsit-
zenden, die Departementsvorsteherin/den Departe-
mentsvorsteher und die Ansprechspartnerin/den An-
sprechspartner über die Hintergründe und Bedeutung
der ausgeschriebenen Professur und weist auf allfällige
Besonderheiten hin. Er fordert die Berufungskommission

zudem auf, die gezielte Suche nach Kandidatinnen und
Kandidaten auch während dem laufenden Berufungsver-
fahren weiterzuführen.

IV. Kandidatenevaluation und Berufungsempfehlung
Die Berufungskommission nimmt unter der Leitung
der/des Kommissionsvorsitzenden die Sichtung der ein-
gegangenen Bewerbungen vor und selektioniert die ein-
zulandenden Kandidatinnen und Kandidaten. Sie ermit-
telt zudem (in Zusammenarbeit mit dem Departement
und der Kommission) weitere in Frage kommende Per-
sonen. Nach in der Regel öffentlichen Vorträgen und ge-
schlossenen Interviews mit der Berufungskommission
erstellt die Kommission eine rangierte Berufungsemp-
fehlung zu Händen des Präsidenten. Gutachten werden
an der ETH Zürich bei Professorenberufungen in der
Regel nicht eingeholt, bei Bedarf ist die Berufungskom-
mission aber frei, solche anzufordern.

V. Kandidatenentscheid
Die/der Kommissionsvorsitzende trägt dem Präsidenten
die Berufungsempfehlung der Berufungskommission vor.
Der Präsident entscheidet, ob er die Empfehlung direkt
annimmt oder weitere Recherchen vornehmen möchte.

VI. Berufungsverhandlungen
Der Präsident analysiert zusammen mit dem betroffenen
Departement die Ausstattungswünsche der Spitzenkan-
didatin/des Spitzenkandidaten, handelt das endgültige
Angebot (einschliesslich persönliche Bezüge) aus und
orientiert die Schulleitung.

VII. Annahme der Berufungsofferte und Ernennungsan-
trag an den ETH Rat
Nach Annahme der Berufungsofferte durch die Kandida-
tin/den Kandidaten ergeht ein Ernennungsantrag an den
ETH Rat.

n Wolff-Dietrich Webler, Prof. Prof. h.c. Dr.,
ehem. Professor of Higher Education, Univer-
sity of Bergen/Norway, Leiter des Instituts für
Wissenschafts- und Bildungsforschung Biele-
feld (IWBB), E-Mail: webler@iwbb.de
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